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Reichshilfe für Baugenoſſenſchaften. 


Von Miniſterialrat Durſt, 
Dirigent der Abteilung für Wohnungsweſen im Reichsarbeitsminiſterium. 


I. 

Die Bauwirtſchaft befindet ſich in ſchwerer Ber 
drängnis. Der Rückgang der Bauproduktion iſt 
ungleich ſtärker als die Schrumpfung der geſamten 
Induſtrieproduktion. Während beiſpielsweiſe im 
Jahre 1929 der Wert der Bauproduktion 8,9 Mil⸗ 
liarden Reichsmark und damit rd. 11 v. H. der 
Geſamtproduktion betrug, war die Bauwirtſchaft 
im Jahre 1931 nur mehr mit 8 v. H. am Geſamt⸗ 
ergebnis unſerer induſtriellen Produktion betei⸗ 
ligt und für das laufende Jahr rechnet man mit 
nicht mehr als 6 v. 9. **) 

Auch im Ausland hat die Weltwirtſchaftskriſe 
die Bautätigkeit teilweiſe ſehr ſtark beeinträchtigt, 
jedoch liegen die Verhältniſſe in den einzelnen 
Ländern ſehr ungleichartig. So ſind z. B. die 
Bauerlaubniſſe für Wohnhäuſer in Großbritan⸗ 
nien ſeit 1930 nur um 6 v. H. zurückgegangen, 
während beim gewerblichen Bau ſeit 1929 ein 
Ausfall von 25 v. H. berichtet wird. Frankreich 
meldet einen Ausfall von 25 v. H., in Belgien 
find die Baugenehmigungen um 16 v. H., in der 
Schweiz um 30 v. H. gefallen. Polen hat nur 
mehr ein Fünftel der Bauproduktion von 1929. 
Außerordentlich groß iſt der Rückgang ferner in 
Canada und in den Vereinigten Staaten. Die 
Bauerlaubniſſe betragen in Canada im erſten 


*) Der Aufſatz enthält die Grundgedanken zweier 
Reden, die der ue ir auf der 12. Tagung des 
Deutſchen Ausſchuſſes für Wirtſchaftliches Bauen in 
Hannover und auf dem Verbandstag der bayeriſchen 
Baugenoſſenſchaften, Geſellſchaften und Vereine in 
Nürnberg gehalten hat. 

) Die Zahlenunterlagen ſind vom Inſtitut für 
Konjunkturforſchung. 


Halbjahr 1932 nur mehr 18 v. H. der Vergleichs- 
zeit des Jahres 1929. In den Vereinigten Staa⸗ 
ten ſind in 37 Staaten die Bauabſchlüſſe für den 
Wohnungsbau in den letzten 4 Jahren wertmäßig 
um 90 v. H. und der Menge nach um 87 v. 9. 
geſunken. Die geſamten Bauabſchlüſſe einſchließ⸗ 
lich der gewerblichen Bautätigkeit ſind in den 
Vereinigten Staaten ſeit 1929 um rund 44 zus 
rückgegangen. 

Vergleicht man in dieſen Ländern den Rück- 
gang der Bautätigkeit mit dem der Gejamtpro- 
duktion, ſo zeigt ſich, daß ähnlich wie in Deutſch— 
land in den Vereinigten Staaten, in Canada und 
in Polen die Bauwirtſchaft viel ſtärker von der 
Wirtſchaftskriſe erfaßt wurde als die Gejamtwirt- 
ſchaft, während in Frankreich und Belgien die 
Verhältniſſe umgekehrt liegen. In Großbritan- 
nien war die Lage des Wohnungsbaues günſti⸗ 
ger, die des gewerblichen Baues ungünſtiger als 
die der geſamten Induſtrieproduktion. 

In Deutſchland iſt der Wert der 
baugewerblichen Produktion von 89 
Milliarden RM im günſtigſten Bau⸗ 
jahr 1929 auf rund 4 Milliarden RM 
im Jahre 1931 gefallen und dürfte 
nach vorläufigen Schätzungen in die- 
ſem Jahre kaum mehr als 2 Milliar- 
den RM betragen. Im Wohnungsbau, 
auf den 1929 ungefähr 31, Milliar- 
den NM und noch 1931 etwa 17 Milli⸗ 
arden RMentfielen, werden heuer 
ſchätzungsweiſe 34 Milliarden RM 
angelegt werden. 

Die Wirkungen dieſer außerordentlichen 
Schrumpfung der Bautätigkeit auf den Arbeits⸗ 
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markt ſind bekannt. Aus der Gewerkſchaftsſtati⸗ 
ſtik ergibt ſich, daß in der Geſamtinduſtrie die Be- 
ſchäftigung auf noch nicht die Hälfte, in der Bau⸗ 
wirtſchaft dagegen auf rund ein Fünftel gegen⸗ 
über dem Höchſtſtand geſunken iſt. Dies führte 
aber wiederum dazu, daß die Lage des geſamten 
Arbeitsmarktes gerade durch die arbeitsloſen 
Bauarbeiter weſentlich verſchlechtert wurde. An 
verfügbaren Baufah- und Bauhilfsarbeitern 
waren Mitte Oktober bei den Arbeitsämtern rd. 
720 000 gemeldet. 

Der Anteil der arbeitsſuchenden Bauarbeiter, 
gemeſſen an der Geſamtzahl der Arbeitsloſen, be⸗ 
trug im Herbſt 1928 nur 6 v. H. und ſtieg ſeitdem 
auf 16 v. H. 

Betrachtet man unter dieſen Geſichtspunkten die 
Lage der Bauwirtſchaft, jo ergibt ſich als unab— 
weisbare Folgerung, daß eine umfaſſende und 
nachhaltige Beſſerung unſerer geſamten Wirt⸗ 
ſchaft nur möglich iſt, wenn der Arbeitsmarkt auch 
durch die Wiederbelebung des Baugewerbes ent⸗ 
laſtet wird. Die goldenen Zeiten der Jahre 1927 
bis 1929 werden zwar nicht bald wiederkehren. 
Aber es kann nur dann wieder auf⸗ 
wärts gehen, wenn die Bauwirt⸗ 
ſchaft, von der in normalen Zeiten 
1, bis ½% der Geſamtbevölkerung mit 
telbar und unmittelbar lebte, wie⸗ 
der ihrer volkswirtſchaftlichen Be- 
deutung entſprechend in den Pro⸗ 
duktionsprozeß eingeſchaltet wird. 

In Erkenntnis dieſer Zuſammenhänge hat die 
Reichsregierung innerhalb ihrer bisherigen Ar⸗ 
beitsbeſchaffungs maßnahmen bereits 
erhebliche Summen für die verſchiedenſten Zweige 
der Bauwirtſchaft vorgeſehen. Ich möchte nur 
folgende Hauptpoſten hervorheben: 

für Straßenbau 100 Mill. RM 
für Waſſerſtraßen 50 


” 


für Meliorationen Ay „ 55 
für die landwirtſchaftliche 

Siedlung DO, „5 
für Hausreparaturen, Tei⸗ 

lung von Großwohnungen 

und Umbau in Wohnungen 

als verlorene Zuſchüſſe bir 4% m 
für Eigenheimbau RR: 5 
für die Fortführung der 
Stadtrandſiedlung 11 „. 


Außerdem ſtehen der Geſamtwirtſchaft an 
Steuergutſcheinen für die Mehrbeſchäftigung von 
Arbeitnehmern 700 Mill. RM als Prämie zur 
Verfügung. Zu einer großzügigen Inſtandſetzung 
des Hausbeſitzes dienen neben den verlorenen Zu⸗ 
ſchüſſen rund 350—400 Mill. Steuergutſcheine, 
welche den Grundſtückseigentümern gegen die 
Entrichtung der Grundvermögensſteuer zufließen. 
Auch im Rahmen der übrigen Steuergutſcheine, 
welche die Wirtſchaft erhält, dürften der Bauwirt⸗ 
ſchaft nicht unerhebliche Beträge zugute kommen. 

Die Lage der Deutſchen Bauwirt⸗ 
ſchaft iſt daher auch bei zurückhalten⸗ 
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der Beurteilung keineswegs aus⸗ 
ſichtslos. Man hat auch ſeit den letz⸗ 
ten Monaten den Eindruck, als wäre 
der konjunkturelle Tiefſtand der 
Bautätigkeit, mindeſtens beim Wo h⸗ 
nungsbau, nunmehr erreicht, viel- 
leicht bereits leicht überſchritten. 

Zum erſten Male jeit 1929 war im Auguſt die- 
ſes Jahres die Zahl ſowohl der genehmigten wie 
die der begonnenen Neubauwohnungen größer als 
zu dem vergleichbaren Zeitpunkt des Vorjahres. 
Man darf bei dieſem Vergleich allerdings nicht 
vergeſſen, daß der Auguſt 1931 infolge der ſchwe⸗ 
ren Kreditkriſe jener Monate der Inangriffnahme 
neuer Bauten beſonders ungünſtig war. Aber der 
eben für den Auguſt dieſes Jahres geſchilderte 
Umſchwung hat im September angehalten. Auch 
im September iſt das Ergebnis bei 
den Baugenehmigungen und den 
Baubeginnen für den Wohnungs- 
bau beſſer als im Vorjahr. 

Dieſe Entwicklung wird auch durch die Arbeits⸗ 
marktſtatiſtik beſtätigt. Bis Anfang Oktober war 
ein ſaiſonmäßiger Rückgang in der Beſchäftigung, 
wie er in den letzten Jahren bereits vorhanden 
war, nicht feſtzuſtellen. Die Beſchäftigung der 
Bauarbeiter blieb ſeit Jahresmitte bis Ende Sep⸗ 
tember ungefähr gleich, erſt die Zählung Mitte 
Oktober brachte einen leichten Rückgang, trotzdem 
war die Lage auch in dieſem Zeitpunkt nicht un⸗ 
günſtiger als im Juni. 

Dabei konnte ſich ein erheblicher Teil der neuen 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen, vor allem auch 
die Hausreparaturen, der Eigenheimbau, uſw., 
noch kaum auswirken. 


s 


Das wachſende Intereſſe, das alle Siedlungs- 
fragen in ſteigendem Maße finden, zeigt, wie auch 
in der größten Not in unſerem Volke ein ſtahl⸗ 
harter Wille zum Aufſtieg aus eigener Kraft 
wirkt. Wenn man täglich neu erlebt, wie der 
Siedlungswille des Volkes und das Ringen aller 
beteiligten Kreiſe um die beſte Löſung des Sied⸗ 
lungsproblems in dem gemeinſamen Ziele der 
Selbſterhaltung ſich treffen, jo wird man bei jo: 
viel Aufopferung und bei ſoviel freudiger und 
ſelbſtloſer Hingabe an das Werk in dem Glauben 
an eine beſſere Zukunft des deutſchen Volkes im⸗ 
mer wieder neu beſtärkt. 

In der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung, die der 
frühere Reichskommiſſar Dr. Saaßen trotz aller 
Schwierigkeiten in vorbildlicher Weiſe eingeleitet 
hat, find bisher im erſten und zweiten Bau- 
abſchnitt insgeſamt 25 669 Siedlerſtellen vorbe⸗ 
ſchieden. Der erſte Abſchnitt wird in dieſen 
Wochen zum großen Teile bezogen, vom 
zweiten Abſchnitt ſind bereits 97 Prozent der 
Stellen bewilligt. An Kleingärten ſind in beiden 
Bauabſchnitten 74 394 vorgejehen, die 50 864 des 
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erſten Abſchnitts ſind faſt reſtlos fertig; vom zwei⸗ 
ten Abſchnitt find rund 82% genehmigt. 

Die Reichsregierung hat zur Er⸗ 
gänzung der bisherigen Maßnah⸗ 
men auf dem Gebiete der vorſtädti⸗ 
ſchen Kleinſiedlung neben den Des 
reits zugejagten 73 Millionen RM 
neuerdings 10 Mill. AM in Ausſicht 
geſtellt. Da die Vorfinanzierung dieſes Be⸗ 
trages keine beſonderen Schwierigkeiten bieten 
dürfte, ſteht der baldigen Weiterführung des 
Siedlungswerkes nichts im Wege. x 5 

Nach Abſchluß der diesjährigen Bauzeit wird 
es die Aufgabe der Wintermonate ſein, die Er⸗ 
fahrungen der Praxis auszuwerten und die Fort⸗ 
führung der ganzen Aktion gründlich für das 
nächſte Jahr vorzubereiten. Es erſcheint mir not⸗ 
wendig, dabei insbeſondere die Fragen der Ver⸗ 
bindung von Siedlung und Kurzarbeit, der Her⸗ 
anziehung der Einzelſiedler und vielleicht auch 
jener Siedlungsbewerber, die über ein kleines 
Sparguthaben verfügen, eingehend zu prüfen. 
Darüber hinaus iſt die Betreuung der ange⸗ 
ſetzten Siedler, insbeſondere in der Richtung der 
beſtmöglichen Bewirtſchaftung ihrer Stellen un⸗ 
erläßlich. Das Schickſal der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung als Ganzes geſehen iſt jedoch untrennbar 
mit der Entwicklung unſerer geſamten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe verbunden. An die Stelle der 
Fürſorge und Anterſtützung muß die Möglichkeit 
des zuſätzlichen Verdienſtes treten. Nur dann 
wird das Ziel erreicht, das der Randſiedlung ge— 

iſt. 

m Reichsregierung wird außerdem 20 Millio⸗ 
nen RM zur Förderung des Baues von Eigen⸗ 
heimen bereitſtellen. Dieſe Gelder werden aller⸗ 
dings erſt in den Rechnungsjahren 1933 und 1934 
fließen; die Zuſagen ſollen aber alsbald erfolgen, 
da auch hier die Zwiſchenfinanzierung keinen un⸗ 
überwindlichen Schwierigkeiten begegnen dürfte. 
Für die Förderung kommen nach den Richtlinien 
beſcheidene Eigenheime in Betracht, deren Bau⸗ 
koſten, ohne den Wert des Grundſtückes, in der 
Regel zwiſchen 4000 und 8000 RM liegen wer⸗ 
den. Der Einbau einer zweiten Wohnung iſt ge⸗ 
ſtattet. Um den Anreiz möglichſt ſtark zu geſtal⸗ 
ten, werden die oberen Grenzen für die Baukoſten 
beim reinen Eigenheimbau auf 10 000 RM und, 
ſoweit eine zweite Wohnung eingebaut wird, auf 
12 000 RM feſtgeſetzt werden. Das Reich wird 
Hypothekendarlehen zur Erleichterung der Finan⸗ 
zierung gewähren, die in der Regel 1500 RM 
nicht überſteigen dürfen. Nur in beſonderen 
Fällen können bis 2000 RM, ſoweit eine zweite 
Wohnung mit errichtet wird, 3000 RM, gegeben 
werden. In keinem Falle jedoch darf das Reichs⸗ 
baudarlehen mehr als 25% der Geſamtkoſten des 
Hauſes mit Einſchluß des Grund und Bodens 
betragen. x 2 

Auch hier handelt es ſich wie bei den Höchſt⸗ 
grenzen der Baukoſten keinesfalls um Richtſätze, 


die zur Regel werden ſollen; das Reichsbaudar⸗ 
lehen iſt vielmehr ſo niedrig zu halten, wie es der 
einzelne Fall nur irgendwie zuläßt. Für kinder⸗ 
reiche Familien wird jedoch eine kleine Erhöhung 
der Baudarlehen zugelaſſen werden. 

Die Darlehen ſollen, ſoweit ſie völlig innerhalb 
der normalen erſtſtelligen Beleihung liegen, mit 
4%, ſonſt mit 5% verzinslich und mit 19% tilgbar 
ſein. Der Verwaltungskoſtenbeitrag beträgt 
1, Prozent. Das Reichsbaudarlehen iſt durch 
Eintragung einer Hypothek an bereiteſter Stelle 
für das Reich ſo zu ſichern, daß die Hypo⸗ 
thek mit höchſtens 70% des Bau- und Boden- 
wertes ausläuft. Im übrigen werden nur ſolche 
Bedingungen gefordert werden, wie ſie jeder 
ſolide Geldgeber zur Sicherung ſeines Kapitals 
ſtellen muß. Dagegen iſt nicht beabſich⸗ 
tigt, an die Zuteilung der Reichs- 
baudarlehen die zahlreichen Bor- 
ausſetzungen zu knüpfen, die bei der 
Vergebung der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken üblich und vielfach auch ge- 
rechtfertigt waren. 

Die geſamte übrige Finanzierung iſt Sache des 
Bauherrn. Er muß mindeſtens über ein Eigen- 
kapital von 30% nachweisbar verfügen und 
den Reſt der Finanzierung, alſo insbeſondere 
auch die 1. Hypothek, ſelbſt beſorgen. Die Erfah— 
rungen der letzten Zeit laſſen erwarten, daß die 
Beſchaffung ſolch kleiner Privathypotheken auch 
tatſächlich gelingt. 

Dieſe neue Aktion, deren praktiſche Durchführung 
den Ländern obliegen wird, bedeutet nicht etwa eine 
grundſätzliche Abkehr von der bisherigen Wohn— 
baupolitik des Reichsarbeitsminiſteriums wie ſie 
in den Reichsgrundſätzen für den Kleinwohnungs⸗ 
bau vom Januar 1931 ihren geſetzlichen Nieder- 
ſchlag gefunden hat. Wir ſtehen vielmehr 
nach wie vor auf dem Standpunkt, 
daß da, wo es ſich um reine Woh— 
nungspolitikhandelt, für die öffent⸗ 
liche Hand in erſter Linie die Förde⸗ 
rung des Baues von Klein- und 
Kleinſt wohnungen in Betracht kommt, 
in dem Rahmen, wie er durch die er- 
wähnten Reichsgrundſätze abgeſteckt 
iſt. Bei der Eigenheimaktion ſtehen aber andere 
Geſichtspunkte im Vordergrunde. Die Maßnahme 
ſoll der Arbeitsbeſchaffung dienen, um dem dar⸗ 
niederliegenden Baugewerbe eine Anregung zu 
geben. Sie ſoll ferner — und das iſt beſonders 
wichtig — das gehortete Kapital aus 
den Strümpfen und Truhen hervor 
locken und es einer produktiven Verwendung 
zuführen. Das iſt aber nur dann möglich, wenn 
man dem Bauherrn, der ja viel eigenes Kapital 
in den Bau hineinſtecken und ſich auch die erſte 
Hypothek ſelbſt beſorgen ſoll, keine allzu einengen⸗ 
den Vorſchriften macht. 

Im übrigen ſetzt die Lage des Kapitalmarktes 
einer allzu üppigen Bauweiſe genügend Schranken. 


Eines allerdings muß unter allen Umſtänden 
vermieden werden, ein Steigen der Baukoſten. 
Eine neue Aufwärtsbewegung des 
Bauinderes würde wohl die ſofor⸗ 
tige Einſtellung jeder öffentlichen 
Hilfe zur Folge haben. 


III. 


Neben den Maßnahmen für die Belebung der 
Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft hat die Reichs⸗ 
regierung umfaſſende Maßnahmen für die Erhal- 
tung des vorhandenen Wohnraumes getroffen. 
Ihr dienen die verlorenen Zuſchüſſe für die In⸗ 
ſtandſetzung von Wohngebäuden, die Teilung von 
Wohnungen und den Umbau gewerblicher Räume 
zu Wohnungen ſowie die Gewährung von Steuer- 
gutſcheinen. 

Eine beſondere Hilfe läßt die 
Reichsregierung den Baugenoſſen⸗ 
ſchaften angedeihen. 

Die wirtſchaftliche Notlage der Baugenoſſen⸗ 
ſchaften iſt bekannt. Die Behebung der dringen⸗ 
den Notſtände iſt bei der engen Verflechtung der 
Baugenoſſenſchaften mit der Geſamtwirtſchaft und 
vor allem im Hinblick auf den außerordentlichen 
ſozialen Wert des genoſſenſchaftlichen Wohnungs⸗ 
baues von allgemeiner Bedeutung für Volk und 
Staat. 


Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat deshalb in 
ſeiner letzten Rundfunkrede ausdrücklich die Ver⸗ 
dienſte der Baugenoſſenſchaften gewürdigt und 
eine gewiſſe Reichshilfe für ſolche Genoſſenſchaften 
in Ausſicht geſtellt, die im Kerne noch geſund, die 
aber durch die Schwere der wirtſchaftlichen Ver 
hältniſſe in den letzten Jahren in Schwierigkeiten 
geraten ſind. Die Reichsregierung hatte bereits 
von den durch die Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten vom 14. Juli 1932, Kapitel V, 14. Teil, 
(RGBl. I, 284) für die Sanierung der Genojjen- 
ſchaften bereitgeſtellten Mitteln 2½ Millionen 
Reichsmark für ſolche Baugenoſſenſchaften vorge- 
ſehen, die das Depoſitengeſchäft betreiben. Dieſer 
Betrag wird in den Rechnungsjahren 1932, 1933 
und 1934 durch die Reichsregierung in gleichen 
Teilen zur Verfügung geſtellt. Die Bewirtſchaf— 
tung dieſes Fonds erfolgt durch das Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium. Nach den für die Stützungs⸗ 
aktion ausgearbeiteten Richtlinien kommt eine 
Hilfe nur für ſolche Baugenoſſenſchaften in Bes 
tracht, die durch den Abzug von Spareinlagen in 
Liquiditätsſchwierigkeiten geraten würden. Es 
muß ſich um ein an ſich geſundes Unternehmen 
handeln, deſſen Weiterbeſtand nach Durchführung 
der Stützungsaktion gewährleiſtet erſcheint. Dem⸗ 
gemäß folgt auch die Stützung grundſätzlich nur 
durch die Gewährung verbilligter Kredite. Zur 
Prüfung der Einzelanträge iſt ein Ausſchuß ein⸗ 
geſetzt, dem die beteiligten Reichsminiſterien, die 
Deutſche Bau- und Bodenbank und der Haupt— 
verband deutſcher Baugenoſſenſchaften angehören. 
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Diejer Ausſchuß hat die zu den Einzelanträgen 
gehörigen Unterlagen, zu denen in jedem Falle 
ein neuer Bericht des zuſtändigen Reviſionsver⸗ 
bandes gehören muß, zu prüfen und die Bedin⸗ 
gungen und Auflagen feſtzuſetzen, die gegebenen— 
falls an die Stützung zu knüpfen ſind. Die 
Deutſche Bau- und Bodenbank A. G. hat die Vor⸗ 
prüfung der Einzelanträge übernommen. Sofern 
die eingereichten Unterlagen oder die Reviſions⸗ 
berichte nicht erſchöpfend ſind, ſteht es ihr frei, 
noch nicht hinreichend geklärte Punkte durch die 
Deutſche Baureviſion, Berlin, prüfen zu laſſen. 
Nach Beſchluß des Ausſchuſſes erteilt der Reichs— 
wirtſchaftsminiſter der antragſtellenden Genoſſen⸗ 
ſchaft einen grundſätzlichen Beſcheid. Die Deutſche 
Bau⸗ und Bodenbank ſchließt mit der antragitel- 
lenden Genoſſenſchaft einen Kreditvertrag ab. Die 
Kredite werden mit verbilligtem Zinsſatz nach 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten und gegen aus⸗ 
reichende, dingliche Sicherheit gewährt und müſſen 
ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 1937 abgedeckt 
fein. Da der für die Kreditgewährung zur Ver— 
fügung ſtehende Betrag von 21, Millionen RM 
im Verhältnis zu dem beſtehenden Kreditbedürf⸗ 
nis gering iſt, ſoll durch einen zwiſchen dem deut⸗ 
ſchen Reich und der Deutſchen Bau- und Boden⸗ 
bank auzuſchließenden Vertrag die Möglichkeit ge- 
ſchaffen werden, daß die Bank ihrerſeits ſich mit 
eigenen Mitteln von mindeſtens gleichfalls 21% 
Millionen Reichsmark an der Kreditgewährung 
beteiligt. Gleichzeitig wird verſucht werden, den 
Betrag von 2½ Millionen Reichsmark, den das 
Reich erſt im Laufe der Rechnungsjahre 1932, 1933 
und 1934 zur Verfügung ſtellen wird, durch ge- 
eignete Maßnahmen vorzufinanzieren, ſodaß ſich 
dieſe Aktion möglichſt bald in vollem Umfang zu⸗ 
gunſten dieſer Genoſſenſchaften auswirken kann. 
Auf dieſe Weiſe würden alſo für die Hilfe von 
Baugenoſſenſchaften, die mit Spareinrichtungen 
verbunden ſind, insgeſamt 5 Millionen Reichs⸗ 
mark zur Verfügung ſtehen. 

Ueber dieſe Maßnahmen hinaus bringt nun⸗ 
mehr die Verordnung des Reichspräſidenten vom 
21. Oktober 1932, Kapitel II, $ 2 (RGBl. I, 503, 
508) eine weitere Hilfe für ſanierungsbedürftige 
und ſanierungswürdige Baugenoſſenſchaften und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um Ge- 
noſſenſchaften mit oder ohne Spareinrichtungen 
handelt. Von den in der Verordnung vom 21. Ok⸗ 
tober 1932 genannten 14 Millionen Reichsmark 
dürfen bis zu 10 Millionen Reichsmark für die 
Baugenoſſenſchaften in Anſpruch genommen wer- 
den. Die Ermächtigung ſieht ausdrücklich vor, 
daß innerhalb dieſes Kontingents von 10 Millio⸗ 
nen Reichsmark Garantien übernommen werden 
oder bis zu je % dieſes Betrages in den Rech— 
nungsjahren 1932, 1933 und 1934 ausgegeben 
werden dürfen. Der Sinn dieſer Beſtimmungen 
iſt der, daß unter allen Umſtänden verſucht wer- 
den muß, ſoweit es nur irgendwie möglich iſt, in 
erſter Linie die Hilfe durch Bürgſchaftsübernahme 


zu leiſten, und daß die Gewährung von Darlehen 
oder verlorenen Zuſchüſſen nur dann in Erwägung 
gezogen werden ſoll, wenn ſonſt die Stützung einer 
an ſich ſanierungsfähigen und ſanierungswürdigen 
Genoſſenſchaft nicht möglich iſt, oder die Darlehns⸗ 
hingabe ſich aus beſonderen Gründen als unum⸗ 
gänglich notwendig erweiſt. Bei der ſchwierigen 
Finanzlage des Reichs iſt es dringend geboten, 
nur ſoweit die Reichshilfe einzuſetzen, als es zur 
Erreichung des Zwecks dieſer Aktion unbedingt er⸗ 
forderlich iſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß mit 
dieſen Mitteln allein die Sanierung der Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht durchgeführt werden könnte, die 
Hilfe muß umfaſſender einſetzen. Alle Gläubiger⸗ 
gruppen werden gemeinſam zur Sanierung her⸗ 
angezogen werden müſſen. Ein Entgegenkommen 
der Hypothekengläubiger und zwar ſowohl der 
privaten wie der öffentlichen Darlehnsgeber, bei 
der Verzinſung, mindeſtens aber bei der Tilgung, 
iſt ebenſo notwendig, wie angeſtrebt werden muß, 
im einzelnen Falle auch eine ſteuerliche Erleichte⸗ 
rung der betreffenden Baugenoſſenſchaft zu er⸗ 
reichen. Nicht zuletzt aber müſſen die betreffenden 
Genoſſenſchaften und die Genoſſen ſelbſt mithelfen. 

Man muß anerkennen, daß gerade in den letzten 
Jahren und Monaten die Mitglieder der Baus 
genoſſenſchaften Bewundernswertes an Opfer⸗ 
willigkeit geleiſtet haben. Obwohl faſt in allen 
Genoſſenſchaften ein erheblicher Bruchteil der 
Mitglieder ſeit Jahren erwerbslos iſt, haben ſie 
außerordentlich willig ihre Mieten gezahlt, oft 
unter Hintanſetzung der Befriedigung der drin— 


gendſten anderen Lebensbedürfniſſe. Erſt jetzt 
zeigt ſich, wie eng und feſt geſchmiedet das Band 
iſt, das die Genoſſenſchaften zuſammenhält, wie 
groß aber auch von jedem Einzelnen der Wert 
eingeſchätzt wird, den eine geſunde Wohnung 
bietet. Die Menſchen hängen an ihrer Wohnung, 
ſolange es eben nur möglich iſt. Dieſer Opfermut 
in den Baugenoſſenſchaften ſelbſt, war auch der 
Hauptgrund, warum die Reichsregierung eine 
Hilfe in Ausſicht nahm. Die Hilfe des Reiches 
ſoll für die Baugenoſſenſchaftler aber nicht nur 
eine Anerkennung für das Geleijtete ſein, ſon⸗ 
dern ein Anſporn, auch in der Zukunft treu an 
der Baugenoſſenſchaft feſtzuhalten. Wo ſich daher 
in den letzten Monaten vereinzelt eine Austritts⸗ 
bewegung aus den Genoſſenſchaften bemerkbar 
machte, müſſen die Genoſſenſchaften ſelbſt und die 
Genoſſen mit allen Mitteln darnach trachten, dieſe 
Bewegung rückgängig zu machen. 

Die Durchführung der von mir angeführten 
Hilfsmaßnahmen bis zu einer Höhe von 10 Mill. 
Reichsmark liegt in den Händen des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums. Die Vollzugsvorſchriften 
und Richtlinien werden ſo raſch als möglich ge— 
troffen werden. 

Ein ſchneller und durchgreifender Erfolg kann 
nur erzielt werden, wenn die Aktion von den 
Baugenoſſenſchaften ſelbſt durch zweckmäßige In⸗ 
anſpruchnahme der Mittel (im Einzelfalle) tat⸗ 
kräftig unterſtützt wird. Die geſtellte Aufgabe iſt 
gelöſt, wenn die lebensfähigen Genoſſenſchaften 
über die Wirtſchaftskriſe hinweggebracht werden. 


Der Weg der ſtäoͤtiſchen Siedlungspolitik 


Von Stadtbaurat Niemeyer, Frankfurt a. M. 


Daß man in Zukunft nicht mehr grundſätzlich 
zwiſchen ländlicher und ſtädtiſcher Siedlungs⸗ 
politik unterſcheiden darf, iſt für jeden Einſichtigen 
allmählich klar geworden. Trotzdem iſt gerade 
in einer Zeit, in der die Allgemeinheit die gro⸗ 
ßen zuſammenhängenden Grundlagen der geſam⸗ 
ten Amſiedlung immer mehr erkannte, eine V er⸗ 
teilung der Aufgaben auf Arbeits⸗ 
miniſterium und Reichsernährungs⸗ 
miniſterium vorgenommen und damit künſt⸗ 
lich eine Trennung geſchaffen, die ſich nur 
zum Schaden einer durchgreifenden und dringend 
notwendigen einheitlichen Behandlung der ge 
ſamten Umſiedlungsfragen auswirken wird. 

Zudem oder deshalb ſcheint auch das Tempo 
der ländlichen Vollſiedlung in den kommenden 
Jahren nicht übermäßig ſchnell zu werden. Man 
iſt ſich ja auch noch keineswegs klar über die Mög⸗ 
lichkeit und den umfang der zu erwartenden Boll- 
ſiedlerſtellen. Während Herr von Gayl in ſeinem 
Geſchäftsbericht der Oſtpreußiſchen Landgeſell⸗ 
ſchaft von etwa 60 000 Siedlerſtellen für den 
Oſten ſpricht, kommen andere Sachverſtändige, 
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darunter auch Dr. Rappaport (Ruhrſiedlungsver— 
band), deſſen Schätzungen ich anerkenne, auf etwa 
200 000 Siedlerſtellen in den nächſten Jahren. 
Bei dieſer Zahl ſind ausdrücklich die verfügbar⸗ 
geſchätzten Landflächen des Weſtens einbezogen; 
denn man kann dem Oſten natürlich nicht zu⸗ 
muten, daß er plötzlich alle weſtwärts abgewan⸗ 
derten Oſtdeutſchen zurücknimmt und ſeine eige⸗ 
nen Bauern⸗ und Landarbeiterſöhne zurückſtellt. 
Auch der Langnamverein, der als Spitzenorgani⸗ 
ſation der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie bis vor 
kurzem noch für die Zurückführung ganz erheb- 
licher Volksteile nach dem Oſten eintrat, iſt in 
ſeinen Zahlen weſentlich zurückhaltender gewor⸗ 
den und interſſiert ſich zur Zeit beſonders für eine 
Beſiedlung der Emsmoore, d. h. für die 
unbeſiedelten Gebiete in der eigentlichen Um- 
gebung des Ruhrbezirkes. Damit werden Ge— 
dankengänge aufgegriffen, die ſchon vor mehreren 
Monaten von mir in dieſer Zeitſchrift behandelt 
wurden. Damals ſchon warnte ich vor übertrie⸗ 
benen Hoffnungen der Weit-Oftjiedlung und ver⸗ 
wies auf die Notwendigkeit, ſchon aus piycholo- 


giſchen Gründen zunächſt die Siedlungsgebiete 
des Weſtens zu erfaſſen. 

Aus dieſen verſchiedenen Auffaſſungen geht das 
Eine mit Sicherheit hervor, daß einwandfreie 
Zahlen für die tatſächlichen Vollſiedlungsmöglich⸗ 
keiten noch nicht vorhanden ſind. Doch wird nach 
meiner Auffaſſung die Zahl von 200 000 Voll⸗ 
ſiedlerſtellen nicht zu hoch bewertet ſein, vor allem 
dann, wenn man auch im Weſten die vorhandenen 
Möglichkeiten wirklich ausnutzt. Dazu muß man 
ſich allerdings darüber klar werden, was für Oed⸗ 
und Moorflächen im Weſten und beiſpielsweiſe 
allein in dem Regierungsbezirk Hannover vor- 
handen find. Unmittelbar vor der Stadt Hans 
nover liegt ein Moor (Warmbüchner Moor) von 
rd. 21 qkm Bodenfläche. Iſt es zu verſtehen, daß 
bei der ungeheuren Arbeitsloſigkeit eine derartige 
Fläche unmittelbar vor den Toren einer Groß: 
ſtadt von der Staatsregierung pp. noch nicht an⸗ 
gefaßt wurde? 

Alles dies vorausgeſetzt, ſo ſcheint mir auch mit 
Rückſicht auf die politiſche Lage die landwirtſchaft⸗ 
liche Vollſiedlung als weſentlicher Faktor der 
Umſiedlung und Arbeitsbeſchaffung nur mit einer 
gewiſſen Vorſicht anzuſetzen ſein, ganz abgeſehen 
von der Frage nach dem geeigneten Menſchen⸗ 
material, der Frage des Abſatzes pp. 

Der Hauptſtoß der innerdeutſchen 
Umjiedlungsaftion oder Binnen⸗ 
koloniſation wird, jo wie die Dinge 
zur Zeit liegen, auf dem Gebiete der 
ſt ä dtiſchen 

Klein⸗ und Nandſiedlung 
erfolgen müſſen. Schließlich iſt es ja auch 
kein unbilliges Verlangen, daß die Städte, ſoweit 
nicht dringende alsbaldige Bebauungsnotwendig⸗ 
keiten die Geländeausnutzung feſtlegen, zunächſt 
dieſe Aufgabe der Dezentraliſation in ihrem eige— 
nen Bezirk anfaſſen und ſich dann oder gleichzeitig 
auf die weitere Umgebung, Landkreiſe pp. aus⸗ 
dehnen. Leider liegen auch über dieſe Möglich— 
keiten poſitive Zahlen noch nicht vor. Die An⸗ 
nahmen von Leberecht Migge, der die betreffen- 
den Geſamtzahlen mit 3 Millionen Erwerbsloſen 
angibt, dürften mit Vorſicht zu verwerten ſein. 
Immerhin werden ſich bei der weiter zu erwar— 
tenden Arbeitsloſigkeit und Not der Zeit die Re⸗ 
ſultate der dreivierteljährigen Tätigkeit des 
Reichskommiſſars Dr. Saaßen in erheblichem 
Maße vervielfältigen laſſen. Leider hat ſich bei 
dem erſten Saaßen'ſchen Bauabſchnitt herausge⸗ 
ſtellt, daß eine Anzahl von Städten und z. T. auch 
der Ruhrſiedlungsverband die Bewegung kaum 
oder nur ſehr wenig mitmachen zu können glaub- 
ten, weil fie in der Stadtrand» oder Vorortſied⸗ 
lung keine volle Selbſtverſorgungsmöglichkeit und 
ſomit nur eine halbe Maßnahme ſahen. Nach mei⸗ 
ner Anſicht hätte man doch unterſuchen müſſen, wie 
weit im weiteren Umkreis des Ruhrbezirks, ins⸗ 
beſondere in den öſtlicheren Kreiſen der Provinz 
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Weſtfalen, eine ſtarke Siedlungsmöglichkeit auch 
für Stadtrandſiedler gegeben war. Statt deſſen 
iſt die Zahl der Erwerbsloſen im Ruhrbezirk nicht 
ſehr weſentlich zurückgegangen und eine zuſätzliche 
Ernährungsmöglichkeit für einen gewiſſen Teil 
der Erwerbsloſen in geringerem Maße erreicht, 
als die Reichsregierung helfen wollte. 

Dieſe Ablehnung baſierte, wie ſchon geſagt, im 
großen ganzen auf der Auffaſſung, daß mit der 
Stadtrandſiedlung eine Erleichterung des Ar⸗ 
beitsloſenmarktes doch nicht erfolge, weil die 
Siedler keine Vollſelbſtverſorger wären. Ganz 
abgeſehen davon, daß die volle Rentabilität der 
ländlichen Siedlung in Zeiten der Kriſen auch 
immer ein ernſtes Problem ſein wird, ſo iſt es 
auf der anderen Seite, wie ſchon anfangs geſagt 
wurde, einfach unmöglich, im Eilzugtempo Voll⸗ 
ſiedlung zu betreiben, zumal die Abſatzfrage in 
vielen Fällen ein keineswegs geklärtes Problem 
iſt. Darüber hinaus iſt ja aber doch inzwiſchen 
immer klarer geworden, daß ohne weitgehende 
Einführung der Kurzarbeit die Arbeitsloſenfrage 
überhaupt kaum zu löſen iſt. Und wenn dieſer 
Gedanke ſchon vor Jahresfriſt in dieſen Blättern 
ausgeführt und inzwiſchen auch von vielen Krei- 
ſen immer mehr anerkannt wurde, ſo iſt darin 
nach wie vor die beſte Begründung für eine rich⸗ 
tig angewandte Stadtrand- oder Vorortſiedlung 
gegeben. Grundſätzlich muß man eben bei einem 
großen Teil der arbeitsloſen Groß- und Klein⸗ 
ſtadtbevölkerung zufrieden ſein, wenn es gelingt, 
ſie mit Einführung der Kurzarbeit kriſenfeſt zu 
machen. 
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Hauſes unmittelbar an der Straße. weil größerer Raum. 
vor Nordfront unzweckmäßig. 
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Typ 2: Front nach Süden, breit gelagert und tief im 

Garten, um durchſonnte, bevorzugte Gartenfläche vor 
dem Haus zu ſchaffen. 


Wie weit es nun zweckmäßig iſt, die Richtlinien 
des Reichskommiſſars in der letzten Faſſung ge- 
wiſſen Aenderungen zu unterwerfen, darüber kann 
man verſchiedener Auffaſſung ſein. Im weſent⸗ 
lichen haben ſie ſich bewährt. Durchaus fehler⸗ 
haft wäre es, die Darlehnsbeträge zu erhöhen, 
im Gegenteil man wird u. U. eine gewiſſe Herab⸗ 
ſetzung in Kauf nehmen müſſen, wenn ſich die 
Finanzlage des Reiches verſchlechtert. Allerdings 
wird man dann auch die Anforderungen in bezug 
auf Nebengelaß, Boden und Keller etwas ver⸗ 
kleinern müſſen. Ich betone dies deshalb, weil 
wir eine ganze Reihe von ſogenannten wilden 
Stadtrandſiedlern, die wir auf ſtädti⸗ 
ſchem Grund und Boden ſammelten, in beſcheide— 
nen, aber durchaus ausreichenden, eingeſchoſſigen 
Flachdachbauten untergebracht haben. Dieſe Leute 
haben ſich ihr Material für etwa 800—1200 Mark 
erſtanden und ſich ihre Häuſer als ausgeſprochene 
Partikulariſten mit Nachbar- und Eigenhilfe er⸗ 
ſtellt. Wir haben auch dieſe Siedler ſoweit wie 
möglich mit billigem Gelände unterſtützt, um zu 
verhindern, daß ſie ſich auf ihrem zufälligen klei⸗ 
nen Parzellenbeſitz oder in Gartenlauben Dauer⸗ 
behauſungen ſchaffen, die ſich nach dem Beiſpiel 
von Düſſeldorf und Groß-Berlin zu einer beſon⸗ 
deren Gefahr entwickeln, weil ſie der Stadtver⸗ 
waltung eine planvolle, vernünftige, ſelbſt beſchei⸗ 
denſte Städtebauentwicklung vollkommen aus der 
Hand nehmen und eines Tages eine große finan⸗ 
zielle Belaſtung herbeiführen werden. Selbſtver⸗ 
ſtändlich brauchen dieſe Primitivſiedlungen nur 
mit einem kleinen Stützungsbetrag von etwa 500 
bis 1000 Mark verſehen zu werden. Im ganzen 


wäre es aber ſehr zu erſtreben, in dieſem Sinne 
die Richtlinien zu erweitern, um in begründeten 
Fällen dieſen ausgeſprochenen Individualiſten, 
die meiſtens ein ganz beſonders gutes Siedler- 
material darſtellen, zu helfen. 

Schließlich ſind dieſe einfachſten Wohnungen 
ebenſo gut wie manche Altwohnungen, auch immer 
noch beſſer als D⸗Zugwagen⸗Siedlungen, die wir 
für einzelne, beſondere Eigenbrötler geſammelt 
haben anlegen müſſen, um ein wildes Entſtehen 
von Waggonſiedlungen an verſchiedenen Stellen 
zu vermeiden. Selbſtverſtändlich wird es bei der- 
artigen Primitivſiedlungen kaum möglich ſein, 
einen größeren Verdienſt für Handwerk und Ge- 
werbe herauszuholen. Immerhin erſcheint es 
aber nach unſeren Erfahrungen dringend notwen⸗ 
dig, eine zuſammenfaſſende Betreuung durch 
irgendeine Geſellſchaft oder Firma anzuſetzen, 
weil die Leute vielfach bei Materialieneinkauf 
ſchlechter fahren als die normal betreuten Stadt⸗ 
randſiedler. Wir haben leider dahingehende Er- 
fahrungen bei einzelnen dieſer Siedler feſtſtellen 
müſſen. Auf der anderen Seite werden ſich die 
in Frage kommenden gemeinnützigen Geſellſchaf⸗ 
ten, Firmen und ſonſtigen Stellen darüber klar 
ſein müſſen, daß noch weniger zu verdienen iſt 
als bei der normalen Stadtrandſiedlung, daß man 
es aber nicht ganz verſtehen würde, wenn ſie des⸗ 
halb die Betreuung ablehnten. Iſt man ſich doch 
durchaus darüber klar, daß vielfach die Ableh⸗ 
nung der normalen Stadtrandſiedlung durch ver⸗ 
ſchiedene Geſellſchaften, Berufsverbände, Firmen 
u. a. durchaus mit ungewohnt niedrigen und da⸗ 


Typ 3: Front nach Norden, jedoch anſteigendes Pult⸗ 

dach nach Süden, um ſtarke Beſonnung durch Oſt⸗Weſt⸗ 

und Südſeite auch bei DR HIER der Straßenſeite zu 
erzielen. 
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Typ Pfaffenwieſe: Lage an Nord - Güdftraße. 


her unerwünſchten Gewinnanteilen im Zuſam⸗ 
menhang ſtand. 


Nach unſeren Erfahrungen wird eine einfache 
Beratung durch Baupolizei oder Bauberatung 
in den meiſten Fällen nicht genügen, ſondern eine 
ſachverſtändige, aber billige Bauleitung notwen⸗ 
dig ſein, um den Siedler vor falſchen techniſchen 
Maßnahmen, insbeſondere vor unrichtigen Mate- 
rialeinkäufen, zu ſchützen. 


Als dritte Form der Umſiedlung wird die neuer⸗ 
dings vom Reichs⸗Arbeitsminiſterium beabſichtigte 
Eigenheimſiedlung 

aufzufaſſen ſein. Dieſe Maßnahme wird ſi 
jedoch nur dann in den vom Volksganzen 
richtig erfaßten und erſehnten Umſiedlungs⸗ 
prozeß hineinſchalten laſſen, wenn ſie nicht nur 
als reiner Eigenheimbau durchgeführt wird, 
ſondern auch eine entſprechende Landzulage 
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uſw. zur Vorausſetzung hat, um den Gedanken 
der Kriſenfeſtigkeit zu betonen und zu ſtärken. — 
Eine derartige größere Gartenzulage von 700 bis 
900 qm unmittelbar beim Haus iſt auch aus einem 
anderen Grunde erforderlich, und zwar zur An— 
wendung der Abfallwirtſchaft. Iſt ein größeres 
Gartenſtück nicht vorhanden, dann muß Kanaliſa⸗ 
tion eingeführt werden, dann iſt das Spülkloſett 
nicht zu vermeiden und die Aufſchließung im gan⸗ 
zen wieder ſo teuer, daß für den Siedler eine zu 
ſtarke Belaſtung entſteht, wenn er beides von 
vornherein anlegt. Er wird ſich zwar zunächſt 
mit kleineren Straßen, mit Grubenkloſett und 
Brunnen zufrieden geben, jedoch nach kurzer Zeit, 
wenn er merkt, daß er mit ſeiner Abfallwirtſchaft 
Schwierigkeiten bekommt, mit Hilfe eines Siedler⸗ 
vereins die normale und teurere Aufſchließung 
bei der Stadtverwaltung durchſetzen. Eine der— 
artige Aufſchließung wird alſo, wenn die Gedan- 
kengänge, die offenbar im Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium vorliegen, nicht im Sinne der Krijenfeitig- 
keit, der Amſiedlung und Ausſiedlung ergänzt 
werden, dazu führen, daß durch die Ausweiſung 
der neuen, einfachen Siedlungsgebiete, die der 
Wohlfahrtsminiſter verlangt, neue ſtarke Bes 
laſtungen auftreten, die für die Städte einfach 
untragbar und daher aufs entſchiedenſte abzuleh- 
nen ſind. Hoffentlich werden dieſe Gefahren noch 
vermieden. 

Bei derartigen Eigenheimſiedlungen, die wir in 
Frankfurt a. M. mit Hilfe von Architekten und 
Baufirmen an verſchiedenen Stellen durchgeführt 
haben, iſt die Zuziehung eines Architekten oder 
einer betreuenden Stelle unbedingt erforderlich. 
Trotz unſerer ins Einzelne gehenden Kaufver— 
träge kam es in einer zuſammenhängenden Sied— 
lung vor, daß bei einem Doppelhauſe plötzlich die 
eine Seite ein ſchwarz-blaues Ziegeldach und die 
andere ein hellrotes hatte, ganz abgeſehen von 
merkwürdigen Details bei der Durchbildung von 
Dachgauben uſw. Wir werden deshalb auch nicht 
umhin können, bei der weiteren Durchführung 
derartiger Bauten auf verbilligtem ſtädtiſchen 
Gelände Beträge einzubehalten, um auf Koſten 
des Bauherrn ſolche Ausführungen zu beſeitigen, 
weil ſich die Stadt ja ſchließlich nicht zum Geſpött 
machen laſſen kann, wenn ſie obendrein das Ge⸗ 
lände beſonders billig gibt. 

Schließlichführtjadieganzeſtädti⸗ 
ſche Umſiedlungsbewegung von der 
primitiven⸗ geordneten über die 
Stadtrandſiedlung zur Eigenheim⸗ 
ſiedlung, d. h. zum Eigenheim ſchlechthin und 
gibt damit einen klaren Bilanzabſchluß über die 

Bewertung des Grundbeſitzes 
in der Nähe und im Umkreis der Großſtädte. Am 
meiſten werden hierbei diejenigen Grundſtücks⸗ 
beſitzer Enttäuſchungen erleben, die in unmittel⸗ 
barer Nähe hochbebauter Ortslagen auf beſſere 
Zeiten und höhere Preiſe hofften. Sie müſſen ſich 
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abfinden, daß die jetzige Bewegung nicht den 
Köpfen einiger Weniger entſprungen iſt, ſondern 
einem tiefen Sehnen des Volkes entſpricht, und 
daß es deshalb beſſer iſt, die Bewe⸗ 
gung mitzumachen, als noch jahre⸗ 
lang erheblichen Zins- und Kapital⸗ 
verluſt zutragen. 
Selbſtverſtändlich gilt das Gleiche 
von den ſtädtiſchen Grundbeſitzver⸗ 
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waltungen. Schließlich find auch da weit- 
gehende Bilanzberichtigungen und Abſchreibungen 
notwendig. Das iſt ſelbſtverſtändlich in vielen 
Fällen für die Stadtverwaltung ein außerordent⸗ 
lich ſchwerer Schritt, trotzdem aber im allgemeinen 
nicht zu vermeiden — und vor allen Dingen dann 
um ſo berechtigter, als durch Verfügbarmachung 
billigen Geländes auch die Bauwirtſchaft ange- 
kurbelt werden kann. 

Abſchließend noch einige Worte zur techniſchen 
und äſthetiſchen Seite. Zu den beiliegenden 
Grundriſſen der geordneten Primitivſiedlung iſt 
nicht viel zu ſagen, ſie ſind ohne weiteres klar. 
Hinſichtlich der Stadtrandſiedlung haben ſich an 
Oſt⸗Weſtſtraßen neben dem Satteldachtyp J ganz 
beſonders die Pultdachtypen II und III bewährt, 
während der Typ Pfaffenwieſe an Nord-Süd⸗ 
ſtraßen Verwendung findet. Bei der ganzen An⸗ 
lage wurde Gewicht gelegt auf zuſammenhängende 
ſtädtebauliche Geſtaltung mit entſprechenden Zä— 
ſuren durch Baumgruppen pp. Die konſtruktiven 
Einzelheiten find jo ſorgfältig wie möglich durch— 
gebildet, daher völlig gerade Wände im Ober— 
geſchoß mit Luft- und Bodenraum darüber. Bei⸗ 


des war möglich infolge Entnahme von Kies und 
Sand unmittelbar auf der Bauſtelle und Verwen— 
dung des techniſch erſtklaſſigen Ludovicidachſteins 
oder ähnlicher Fabrikate, die große, zuſammen⸗ 
hängende flachgeneigte Dächer und daher billige 
Konſtruktionen geſtatten. 

Endlich haben wir es eindeutig und bewußt für 
falſch gehalten, nach dem großen ſtädtebaulichen 
und baukünſtleriſchen Aufſchwung der letzten 
Jahre plötzlich in ein rein romantiſches Betonen 
von imitiertem Heimatſchutz uſw. zu verfallen. 
Derartige Bauten werden nach unſerer Auffaſſung 
in einigen Jahren als Ergebniſſe eines nicht ganz 
ehrlichen Rückfalls in längſt vergangene Zeiten 
beurteilt werden. Demgegenüber haben wir uns 
von vornherein auf den Standpunkt geſtellt, daß 
bei rejtlojer Ablehnung jedes Kom- 
forts und beſcheidenſter, aber dauer⸗ 
hafter Bauweiſe das techniſch Voll⸗ 
endetſte gerade gut genug iſt, um die 
urgejunde Bewegung der Umjied- 
lung und Ausſiedlung zu fördern 
und zur richtigen Durchführung zu 
bringen. 


Nebenerwerbsſiedlungen im Regierungsbezirk Kaſſel. 


Von E. Zimmerle, Direktor der Heſſiſchen Heimſtätte, Kaſſel. 


Im Arbeitsgebiet der Heſſiſchen Heimſtätte, das 
von dem im Norden an der Weſer gelegenen 
Hann.⸗Münden bis zu dem im Süden am Main 
gelegenen Hanau reicht, nimmt das Einfamilien⸗ 
haus ſeit undenklichen Zeiten als Bauform den 
erſten Platz ein. Außer der Stadt Kaſſel mit 
ihren 170 000 Einwohnern kommen als größere 
Städte nur noch Marburg, Fulda und Hanau mit 
je etwa 30 000 Einwohnern in Frage. Im übrigen 
geben eine große Zahl Ackerbürgerſtädte, zum Teil 
ſehr beſcheidenen Formats, dem Land das Ge— 
präge. Man ſollte nun glauben, daß in einem 
Land von dieſer Beſchaffenheit, das von den 
zwangsläufigen Einwirkungen von Handel und 
Induſtrie verhältnismäßig wenig berührt iſt, das 
Problem der Erwerbsloſigkeit bei weitem nicht die 
Rolle ſpielt, wie im übrigen Deutſchland. Leider 
iſt dem nicht ſo. Auch hier ſitzen Tauſende von 
Beſchäftigungsloſen in unzulänglichen Mietswoh— 
nungen der Städte, ohne irgendeine Hoffnung zu 
haben, in abſehbarer Zeit den Anſchluß an die 
Wirtſchaft zu finden. 

Der Appell der Reichsregierung vom Frühjahr 
dieſes Jahres zur Förderung des Einfamilienhaus 
ſes in der Form der Stadtrandſiedlung fand da- 
her im ganzen Lande einen ſtarken Widerhall. 
Zum erſten Mal wurde hier ganz klar ausgeſpro⸗ 
chen, daß mit der Wohnung ein kleiner Land— 
beſitz zu verbinden ſei und für den ohnehin mit 
ſeiner Scholle ſtark verwurzelten Heſſen war dieſe 
Ausſicht, aus der Stadt ins Freie und damit zu 


Land und Garten zu kommen, ein ungemein ſtar⸗ 
ker Anreiz. In Städten jeglicher Größe meldete 
ſich eine derartige Zahl von Siedlungsbewerbern, 
daß an eine Befriedigung aller zunächſt nicht zu 
denken war. Das Beiſpiel vieler ſtädtiſcher Ar⸗ 
beiter, die von altersher ihren kleinen Landbeſitz 
an der Peripherie der Städte haben, war ein wei- 
teres Argument für den geſunden Sinn dieſer 
Siedlungsform; denn augenſcheinlich geht es die— 
ſen Menſchen, die den Zuſammenhang mit dem 
Boden noch nicht ganz verloren haben, in den 
Kriſenzeiten weit beſſer, als den anderen, denen 
in der Stadt im Falle der Erwerbsloſigkeit kei⸗ 
nerlei Arbeitsmöglichkeit und auch kein Erſatz für 
die ausfallende Arbeit gegeben iſt. Im Grunde ge- 
nommen war daher dieſe Form der Siedlung für 
den konſervativen Heſſen nichts Neues. Ueberlegt 
man ferner, daß die Kurzarbeit ſich auf die breite 
Maſſe der Handarbeiter erſtrecken muß, wenn man 
der Arbeitsloſigkeit überhaupt Herr werden will, 
und wird man ſich darüber klar, daß der ausfal⸗ 
lende Arbeitslohn des Kurzarbeiters irgendwie 
erſetzt werden muß, jo gewinnt die Stadtrandfied- 
lung an Bedeutung, da ſie zur Erfüllung dieſer 
Wünſche beiträgt. Man ſollte daher nicht von 
Stadtrandſiedlungen, ſondern von Neben— 
erwerbsſiedlungen ſprechen, als von der 
typiſchen Form der Siedlung für den Arbeiter, 
d. h. Kurzarbeiter der Gegenwart und Zukunft. 
Mit Genugtuung darf man feſtſtellen, daß wir 
endlich zum wahren Begriff des „Siedelns“ über- 
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gegangen find; denn das, was bisher gebaut wor⸗ 
den iſt, hat mit „Siedeln“ nichts zu tun, ſolange 
man unter dieſem Begriff die Schaffung von Woh⸗ 
nungen in Verbindung mit Wirtſchaft und Er⸗ 
werbsgrundlage verſteht. Die ſogenannten ſtädti⸗ 
ſchen Siedlungen des letzten Jahrzehnts ſind nichts 
anderes als Wohnkolonien und tragen die Be⸗ 
zeichnung „Siedlungen“ daher zu Unrecht. In 
dieſem Zuſammenhang ſei erwähnt, daß die Heſ— 
ſiſche Heimſtätte ſeit Jahren das Einfamilienhaus 
in der kleinen Stadt und auf dem Lande vorzugs- 
weiſe fördert und damit den Erforderniſſen der 
Wirtſchaft in der heutigen Geſtalt gerecht zu wer⸗ 
den ſuchte. 

Bei der geſchilderten grundſätzlichen Bedeutung 
dieſer allerletzten Siedlungsform möchte ich die 
Erfahrungen, die wir bislang bei der Bearbei⸗ 
tung von Nebenerwerbsſiedlungen gemacht haben, 
intereſſierten Kreiſen zugängig machen. Zunächſt 
eine kurze Darſtellung unſerer bei der Stadt Kaſ⸗ 
ſel gelegenen Siedlung Niederzwehren. 


Lageplan der Stadtrandſiedlung Niederzwehren 


Die Domänenabteilung der Regierung Kaſſel 
ſtellte die im Weichbild Kaſſels gelegene und in⸗ 
folge der verſchiedenſten Amſtände unrentabel ge⸗ 
wordene Domäne Wilhelmshöhe für die Beſied⸗ 
lung zu entgegenkommenden Bedingungen zur 
Verfügung. In Gemeinſchaft mit der Stadtbau⸗ 
verwaltung wurde ein Aufteilungsplan für 100 
Stellen von je 1000 Quadratmeter Größe ausge⸗ 
arbeitet. Der hierzu in Frage kommende Teil des 
Domänenlandes liegt von der Stadt etwa 2½ km 
und von dem im Landkreis gelegenen Vorort 


Niederzwehren etwa 1 km entfernt. Die politiſche 
Grenze durchſchneidet den in Frage kommenden 
Geländeteil etwa in der Mitte, ſo daß die Hälfte 
dieſes einheitlichen Planes, alſo 50 Stellen der 
Stadt, die andere Hälfte dem Landkreis Kaſſel 
zufiel. 

Die Bodenqualität des mäßig nach Oſten und 
Südoſten abfallenden Baulandes iſt eine vorzüg⸗ 
liche und die an und für ſich günſtige Lage zwi⸗ 
ſchen Stadt und Vorort gewinnt noch durch einen 
herrlichen Ausblick auf die Stadt. 


** 
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Stadtrandſiedlung Niederzwehren, Landkreis Kaſſel 


Wohngebäude 7. Elternſchlafzimmer 


1. Waſch⸗ und Futterküche 8. Schlafkammer, 1 u. 2 Betten 


2. Abſtellraum Stallgebäude 

3. Keller 9. Stall für 2 Schweine und 
4. Jlur 1 Ziege 

5. Wohnküche 10. Abort 

6. Schlafkammer, 2 Betten 11. Hofraum 


Der anfängliche Verſuch, Waſſer zu bohren, 
ſchlug fehl. Es blieb alſo nur übrig, die etwa 
400 m abgelegene Waſſerleitung aus der weſtlich 
vorbeiführenden Zugangsſtraße heranzuholen. 

Die 50 Stellen, mit deren Durchführung die 
Gemeinde Niederzwehren als Trägerin im Ein- 
verſtändnis mit dem Landkreis die Heſſiſche Heim⸗ 
ſtätte betraute, wurden im April d. J. begonnen. 
Die Auswahl der Siedler war nicht ſchwierig, da 
eine genügend große Zahl Bauarbeiter der ver- 
ſchiedenſten Handwerkszweige gewonnen werden 
konnten. Von vornherein verſicherten wir uns 
des Einverſtändniſſes der Siedler mit den Bau— 
projekten. Der anbei veröffentlichte Grundriß 
zeigt, daß die Wohnhäuſer im Ganzen unterkellert 
ſind und im Erdgeſchoß neben einem Vorraum, der 
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die Treppe aufnimmt und gleichzeitig als Wind» 
fang dient, eine mäßig große Wohnküche und zwei 
Schlafzimmer enthalten. Im Dachgeſchoß beſteht 
die Möglichkeit, ein weiteres geräumiges Schlaf⸗ 
zimmer für kinderreiche Familien auszubauen. Die 
Fundament⸗ und Kellermauern beſtehen aus 
Stampfbeton, die Kellerdecke iſt maſſiv; zu den 
Außen⸗ und Innenmauern des Erdgeſchoſſes ſo— 
wie für die Giebeldreiecke wurde ausgemauertes 
Fachwerk gewählt, im Innern mit Mörtelputz ver⸗ 
ſehen, im Aeußeren mit Dachpappe belegt und mit 
einer zölligen ſenkrechten, gehobelten Kiefernſcha⸗ 
lung verkleidet. Die Wärmehaltung dieſer Außen— 
mauern hat ſich bereits als hervorragend gut be— 
wieſen; eindringende Näſſe iſt ſelbſt bei dem lang 
andauernden Regen der letzten Zeit nicht feſtge⸗ 
ſtellt worden. Die Dächer ſind mit Pfannen ge⸗ 
deckt und unterputzt. Zu den Kaminköpfen wur⸗ 
den ausgefugte, hartgebrannte Backſteine ver⸗ 
wandt. Der anfänglich im Vorraum unterge- 
brachte Viehfutter- und Waſchkeſſel wurde im 
Kellerraum, d. h. in der dortigen Waſchküche auf— 
geſtellt, da die Bedenken der Siedler bezüglich der 
üblen Gerüche nur zu berechtigt ſind. 

Die Stallbauten ſind vom Wohnhaus getrennt 
und in einer Entfernung von 6 m auf der Rück⸗ 
ſeite der Häuſer ſelbſtändig errichtet. Sie ſind mit 


ihren 12,78 qm Stallfläche und ebenſogroßem Heu— 
boden ausreichend groß. Den Siedlern bleibt es 
überlaſſen, durch ſpätere Verbindungsbauten Stall 
und Wohnhaus nach einem von der Heimſtätte 
ausgearbeiteten Plane als Erweiterung durchzu⸗ 
führen. Wir halten dieſe Anordnung mit vom 
Wohnhaus getrennten Stall beſonders bei ab— 
ſchüſſigem Gelände für vorteilhaft, da kein Leer— 
lauf infolge unnötiger Höhenentwicklung der 
Stallungen entſteht, da ferner die gerade bei den 
Ställen mit Sicherheit vorauszuſehende Erweite- 
rung das Wohnhaus nicht in Mitleidenſchaft zieht 
und ſchließlich der Geruch, der beſonders bei der 
Schweinehaltung ſich bemerkbar macht, nicht in die 
Wohnung eindringen kann. Schließlich entſteht 
zwiſchen Haus und Stall ein natürlicher Hofraum, 
den die Siedler in kurzer Zeit befeſtigen werden 
und der beſonders in der guten Jahreszeit für die 
Hausbewohner eine große Annehmlichkeit be— 
deutet. 

Der Straßenbau, der bei der Länge der in 
Frage kommenden Aufſchließungsſtraße kein ge— 
ringer iſt, wird im freiwilligen Arbeitsdienſt mit 
Hilfe der Siedler durchgeführt. Die Straße wird 
nur in einem Streifen von 2,50 m in der Mitte 
der ganzen Breite von 6,00 m befeſtigt und be— 
ſchottert, der übrige Teil bleibt als Raſenfläche 
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liegen. Gräben zu beiden Seiten der Wege neh— 
men das Tagwaſſer auf. 

Die Herſtellung der Einfriedigung, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nach einheitlichen Plänen, iſt Sache der 
Siedler. Auch die Aufteilung der Gärten, die Ein⸗ 
richtung des Hühnerauslaufs, des Hofes, ſowie die 
Baumpflanzung geſchieht nach einheitlichen Plä⸗ 
nen durch den Siedler ſelbſt. 

Nach reiflicher Ueberlegung entſchloß ſich die Ge⸗ 
ſchäftsführung der Heimſtätte, den Verſuch zu 
wagen, mit Ausnahme der Abbindearbeiten für 
die Zimmerei ſowie der wenigen Inſtallations⸗ 
arbeiten die ganze Siedlung in eigener Re⸗ 
gie mit Hilfe der Siedler und deren 
An verwandten durchzuführen. Sie war ſich 
dabei bewußt, daß nur in beſonders günſtigen 
Ausnahmefällen dieſe Art der Durchführung ge⸗ 
wählt werden darf und zwar nur dort, wo eine 
dauernde örtliche Bauführung möglich iſt und eine 
namhafte Zahl tüchtiger Handwerker ſich unter 
den Siedlern befindet, die die Gewähr gibt, daß 
Maurer⸗, Schreiner-, Dachdeckerarbeiten uſw. auch 
tatſächlich in hochqualitativer Weiſe durchgeführt 
werden. Bisher haben wir gute Erfahrungen 
dabei gemacht. Die Siedler arbeiten mit aner⸗ 
kennenswertem Eifer, Reibereien ſind höchſt ſel⸗ 
ten vorgekommen. Die Bauführung wird durch 


verſtändige Mitarbeit der Obleute erleichtert. 

Die Arbeiten ſchreiten ebenſo raſch voran, wie 
die der Nachbarſiedlung, die die Stadt Kaſſel 
durch Unternehmerfirmen durchführen läßt, ſo daß 
einwandfreie Vergleiche nach dieſer Richtung hin 
möglich ſind. Die Qualität der Siedlerleiſtungen 
iſt überraſchend gut, die Dachdeckerarbeiten ſind 
vorzüglich, die nicht leichte und eine große Prä— 
ziſion erfordernde Verſchalungsarbeit iſt derart, 
daß ſie an Sauberkeit kaum übertroffen werden 
kann. Auch die Schreinerarbeiten, die in eigener 
Regie in einer gemieteten Werkſtätte hergeſtellt 
werden, ſind ebenſo gut, wie die irgendeines 
ſtädtiſchen Wohnhauſes. 

Nachdem die Koſten der Siedlung bis ins 
Kleinſte durchgerechnet ſind und der überwiegende 
Teil der Rechnungen bezahlt iſt, bleibt noch ein 
angemeſſener Betrag im Poſten „Unvorher⸗ 
geſehenes“ ſtehen, ſo daß wir hoffen, ohne finan⸗ 
zielle Zubuße der Heimſtätte die Siedlung abzu⸗ 
ſchließen. Der geſchilderte Verſuch zeigt, daß bei 
glücklicher Auswahl der Siedler, tüchtiger Baulei⸗ 
tung und ſcharfer Ueberwachung der finanziellen 
Belange in eigener Regie qualitative Siedlungen 
durchzuführen ſind. Dabei ſoll nicht verſchwiegen 
werden, daß die Arbeit und das Riſiko für die 
durchführende Geſellſchaft bei dieſer Siedlungs- 
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methode ohne Zweifel größer iſt, als wenn 
Unternehmerfirmen eingeſchaltet werden. Die Er⸗ 
ſparniſſe, die jedoch bei den geringen Barmitteln 
in eigener Regie gemacht werden können, kommen 
dem ſoliden Ausbau der Siedlung ſehr zuſtatten. 


Ein weiteres durch ſeine Eigenart intereſſantes 
Siedlungsvorhaben von 20 Stellen führte die 
Heimſtätte im Landkreis Hanau durch. Während 
die Grundſtücksbeſchaffenheit in der vordem be— 
ſchriebenen Niederzwehrener Siedlung vertiefte 
Keller zuließ, mußte in dieſem Fall von einer 
ſolchen Vertiefung mit Rückſicht auf den Grund⸗ 
waſſerſtand von vornherein Abſtand genommen 
werden. Dadurch entſtand ein Grundriß, der in 
ſeiner Raumanordnung etwas Neues zeigt und 
durch die Verlegung der Küche in den ebenerdig 
gelegenen Keller zu einer ausgezeichneten Raum⸗ 
ausnutzung führte. Die Zimmer des hohen Erd⸗ 
geſchoſſes konnten daher recht geräumig werden, 
und da für kinderreiche Siedler im Dachgeſchoß 
ohne weiteres noch zwei jhöne Wohnkammern 
auszubauen ſind, ſtellt dieſer Typ einer Neben⸗ 
erwerbsſiedlung etwas ganz beſonders Brauch⸗ 
bares dar. 

Der Stall mußte in dieſem Fall mit Rückſicht auf 
die Grundſtücksgröße (nur 600 am) an das Wohn⸗ 
haus angeſchoben werden. Er iſt jedoch ſo groß, 
daß eine Erweiterung auch im Hinblick auf die 
geringe Zupachtmöglichkeit von Land und damit 
erhöhtes Raumbedürfnis in abſehbarer Zeit nicht 
wahrſcheinlich iſt. In dieſem Falle haben wir die 
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Bauten an Unternehmer gegeben, die die Siedler 
in der gewohnten Weiſe bei ſich einſtellen. Die 
Rohbauten ſind inzwiſchen fertig geworden und 
zeigen ein ſehr anſprechendes Geſamtbild. Die Um⸗ 
faſſungsmauern beſtehen aus 25 cm ſtark gebrann⸗ 
tem Hohlſteinmauerwerk, eine Ausführungsart, 
die bei der bekannten milden Witterung des am 
Main gelegenen Kreiſes weitaus genügt. 

Einer der notleidenſten Kreiſe unſeres Regie⸗ 
rungsbezirks iſt der vom Lande Thüringen um⸗ 
ſchloſſene Kreis Schmalkalden mit einer faſt aus⸗ 
ſchließlich erwerbsloſen Arbeiterbevölkerung. Die 
Siedlungsgeſellſchaft Heſſiſche Heimat erwarb die 
Domäne Winne bei Herrenbreitungen, um durch 
Schaffung ſelbſtändiger Kleinbauernſtellen, durch 
Anliegerſiedlung und ſchließlich durch Errichtung 
von 40 Nebenerwerbsſiedlungsſtellen der Not zu 
ſteuern. Die Aufteilung dieſer etwa 700 Morgen 
großen Domäne, die vom Staat zu beſonders bil⸗ 
ligem Preiſe an die Landſiedlungsgeſellſchaft ab⸗ 
gegeben worden iſt, rechtfertigt ſich gerade in die⸗ 
ſem Fall beſonders, da das gebirgige Land den 
Bewohnern infolge abſoluten Mangels guter 
Ackerböden und Verſagens der ehedem ungemein 
ſtarken Induſtrie kaum noch auskömmliche Exi⸗ 
ſtenzmöglichkeiten bietet und der Zuſammenbruch 
des Nordwollewerks in Herrenbreitungen wieder 
Hunderte von Arbeitern auf die Straße warf. 
Unter dieſen Umſtänden war das Anſetzen von 40 
Stellen in der Nähe dieſes Orts eine ſoziale Maß⸗ 
nahme am richtigen Platze. Leider kam die Be- 
willigung recht ſpät im Jahr. So konnten die Ar⸗ 
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beiten erſt Mitte Oktober aufgenommen werden, 
wobei es Mittel und Wege zu finden galt, um 
die Siedler bei der raſchen Durchführung der Roh⸗ 
bauten möglichſt zu unterſtützen. Dieſer Weg 
wurde durch den freiwilligen Arbeitsdienſt ge⸗ 
funden, da das Landesarbeitsamt in Erfurt für 
die Mitarbeit an den Folgeeinrichtungen der 
Siedlung — Wegebau, Gewinnung von Bau⸗ 
materialien und dergleichen mehr — 20 Arbeits⸗ 
wochen für 65 Mann bewilligte. Ein täglicher 
Marſch vom Wohnſitz dieſer Helfer nach der Do⸗ 
mäne ſchloß ſich infolge der Entfernung von der 
Arbeitsſtelle aus. Mit Hilfe des Jungdeutſchen 
Ordens (Träger des Dienſtes) wurde daher im 
nahe gelegenen Herrenbreitungen ein Arbeits⸗ 
lager eingerichtet. 5 \ 
Die Wohnbauten werden in dieſem Falle maſſiv 
aus Schlackenſteinen errichtet und die Stallungen 
längs der Straße zwiſchen die Wohnbauten ge⸗ 
ſtellt. Die Grundriſſe ähneln denen von Nieder⸗ 
zwehren, ſind jedoch — entſprechend den neuen 
Richtlinien — in den Abmeſſungen weiträumiger. 
Die Waſſerverſorgung geſchieht, abweichend von 
den vordem beſchriebenen Bauvorhaben, mit Hilfe 
von geſchlagenen Brunnen (Abeſſinier), wobei auf 
4 Stellen ein kräftiger Brunnen kommt. Gutes 
Trinkwaſſer iſt bereits in einer Tiefe von 6—7 m 
gefunden. Mit dem Haus ſind jeweils 1000 am 
Gartenland verbunden; weiteres Zupachtland 
guter Bodenqualität in gleicher Größe liegt in 
allernächſter Nähe. Die Verbindung zwiſchen 
der Siedlung und dem Induſtrieort Herrenbrei⸗ 
tungen bzw. dem nahe gelegenen Wernshauſen 
und Barchfeld iſt gut, ſo daß, falls in Zukunft für 
die Leute ſich die Möglichkeit von Kurzarbeit er⸗ 
öffnet, ein für alle angenehmer Dauerzuſtand ge— 


ſchaffen iſt. 


In dieſen Siedlungen ſind Bau- und Induſtrie⸗ 
arbeiter untergebracht. Ihnen allen iſt klar, daß 
ſie in dem Falle, daß ihre Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung wegfallen ſollte, von den Erträgniſſen 
der Siedlung allein nicht leben können. Daher 
iſt ein zuſätzlicher Verdienſt in Form von Kurz⸗ 
arbeit notwendig. Es ſteht jedoch außer Frage, 
daß dieſe Menſchen mit Hilfe ihres Grund und 
Bodens, — der ihnen den geſamten Gemüſe⸗ und 
Obſtbedarf bringt, ihnen die Möglichkeit bietet, 
1—2 Schweine zu mäſten und eine Ziege und ein 
Hühnervolk zu halten, — ſich weit beſſer und leich⸗ 
ter ernähren können, als der Erwerbsloſe in der 
Stadt, der reſtlos auf die öffentliche Wohlfahrt 
angewieſen iſt. Ebenſo weſentlich für den Er⸗ 
werbsloſen iſt die pſychologiſche Entlaſtung, die 
ihm die Betätigung in Land- und Gartenarbeit 
bringt. Das haben auch die ſämtlichen Siedler 
durchaus begriffen. Darum ſind dieſe Menſchen 
überall guten Mutes, obwohl bei dem derzeitigen 
naſſen und rauhen Herbſtwetter die körperlichen 
Anforderungen an die Leute ganz außerordentlich 
hoch ſind. 

So iſt auf dieſem Wege ſchon manches Erfreu- 
liche gegenüber der Not der Gegenwart geleiſtet 
worden. Zwar finden ſich genug Stimmen, die 
die geſchilderte Form der Nebenerwerbsſiedlung 
mit den verſchiedenſten Begründungen ablehnen. 
Nur mit Peſſimismus iſt noch niemals etwas er⸗ 
reicht worden. Man möchte hoffen, daß die Reichs⸗ 
regierung auf dem einmal eingeſchlagenen Wege 
energiſch weiterſchritte und ſich nicht von gegen⸗ 
ſätzlichen Strömungen beſtimmen ließe, das be⸗ 
gonnene große und wirklich ſoziale Werk, mit 
deſſen Hilfe im erſten Jahr über 100 000 Volks⸗ 
genoſſen zu Dach und Fach und zuſätzlicher Exiſtenz 
gekommen ſind, vorzeitig abzubrechen. 


Herbſt⸗ und Frühjahrsgedanken zur Stadtrandjiedlung 


Von Dr. Hans Wagner, Berlin-Zehlendorf. 


Die Maßnahmen der „Stadtrandſiedlung“ un⸗ 
terſcheiden ſich von den herkömmlichen Methoden, 
mit denen im letzten Jahrzehnt in Deutſchland 
Wohnungspolitik getrieben wurde. Es war der 
Verſuch, der allzu ſpäten Erkenntnis praktiſche Ge⸗ 
ſtaltung zu geben, daß Wohnungsſtandard 
und Lebensſtandard eines Volkes 
in einer gewiſſen Beziehung zuein⸗ 
ander ſtehen müſſen. Wer heute, nachdem im⸗ 
merhin ſchon zwei Bauabſchnitte am Auge des 
intereſſierten Beſchauers vorübergezogen ſind, in 
eine Anterſuchung über Wert oder Anwert dieſes 
Verſuches eintritt, der wird ſagen müſſen, es war 
zwar Morgenſonne, die Pate geſtanden hat, aber 
ſie hat dafür auch lange Schatten geworfen. 

Die Begründungen, die der Maßnahme anfangs 
in der Oeffentlichkeit häufig gegeben wurden, ent⸗ 
ſprachen wohl zum Teil nur dem Bedürfnis, ſi 


in der breiten Maſſe populär zu machen. So 
ſtand immer wieder die Erwägung im Vorder— 
grund, daß 


die Stadtrandſiedlung zur Linderung der 
Arbeitsloſigkeit 


und ihrer Begleiterſcheinungen erforderlich und 
geeignet ſei. Das iſt graduell ſicher weit über⸗ 
trieben. Wer glaubt, der bei der Stadtrandſied⸗ 
lung angewandte Kapitalaufwand löſe eine he- 
ſonders ſtarke Ingangſetzung menſchlicher Arbeits- 
kräfte aus, dem ſollten die Erfahrungen des Ar- 
beitsdienſtes zeigen, daß es wirkungsvollere Me⸗ 
thoden volkswirtſchaftlichen Kapitalaufwandes 
gibt. Wenn von 6 Millionen Erwerbslojen ge- 
rade 27 000 Familienväter ein halbes Jahr Be— 
ſchäftigung finden, dann iſt das ein Beweis dafür, 
daß man mit dieſer geiſtigen Haltung an die 
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Stadtrandſiedlung nicht herantreten kann. Und 
noch ein zweites: man hat in Kreiſen des Geſetz— 
gebers die Idee der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
mit der Behauptung untermauert, daß hierdurch 
in abſehbarer Zeit eine weſentliche 

Entlaſtung des Sozialetats 


der öffentlichen Hand erreicht werden könnte. Daß 
dies ſowohl zeitlich als auch im beſonderen um- 
fangmäßig Fehlannahmen geweſen ſind, dürfte 
heute außer Zweifel ſtehen und in der Erörterung 
des Für und Wider vorſtädtiſcher Kleinſiedlungen 
ohne Beweiskraft ſein. 

Unter den grundſätzlichen Proble- 
men, die der Begriff der Stadtrandſiedlung in 
ſich trägt, ſteht in vorderſter Reihe die Frage, ob 
zwiſchen 

Stadtrandſiedlung und Kurzarbeit 
Zuſammenhänge beſtehen, die organiſch ſind. Man 
wird dieſe Frage nicht eindeutig nach der einen 
oder anderen Richtung hin beantworten können. 
Eins iſt ſicher und ſelbſtverſtändlich, daß Stadt- 
randſiedlung niemals Urjade und 
Kurzarbeit Wirkung werden darf. Aber 
auch dann, wenn Stadtrandſiedlung Folgeerſchei— 
nung iſt von Kurzarbeit, wird man ihr nicht be— 
dingungslos das Wort reden können. Zunächſt 
einmal muß immer das eine wieder feſtgehalten 
werden, daß Kurzarbeit nur das Symptom der 
Krankheit, nicht aber das Uebel ſelbſt bekämpft. 
Wo Kurzarbeit aber als Uebergangserſcheinung, 
als Eiskompreſſe für eine beſonders entzündete 
Stelle der Wirtſchaft gerechtfertigt erſcheint, wird 
man auch nur in dem Fall zur Stadtrandſied⸗ 
lung als Selbſtverſorgungshilfe greifen, wo dieſe 
Selbſtverſorgungshilfe perſönlich wie ſachlich in 
kürzeſter Friſt gewährleiſtet iſt. Wenn der Sied⸗ 
ler für den Gartenbau keinen Sinn hat, oder das 
Gelände erſt nach Jahren und mit viel Mühe 
und Koſten vom Siedler fruchtbar gemacht werden 
muß, dann wird auch die Stadtrandſiedlung fei- 
nen Ausgleich für die Kurzarbeit bringen können, 
und der Zweck der Siedlerſtelle wird ſich allenfalls 
in einem geſunden Wohnen erſchöpfen. Eine ent⸗ 
ſcheidende Rolle ſpielt ja hierbei auch die Preis⸗ 
frage der zur Selbſtverſorgung erzeugten Güter. 
Bleiben die Preiſe vor allem für Gemüſe weiter⸗ 
hin ſo niedrig und die Preiſe für Futtermittel 
weiterhin ſo hoch, dann kann u. U., hauptſächlich 
am Rande der Großſtädte, der Fall eintreten, daß 
der Siedler Eier und Gemüſe billiger am Gemüſe⸗ 
wagen kauft, als wenn er ſie ſelbſt erzeugt. Man 
ſollte daher den Selbſtverſorgungsgedanken wenig⸗ 
ſtens z. Zt. mit der Zurückhaltung bewerten, die 
ihm gebührt. 

Im engen Zuſammenhang mit dieſer Frage der 
Kurzarbeit und Selbſtverſorgung ſteht die des 

Standortes der Stadtrandſiedlung. 

Daß es dem Zuge der Zeit widerſpricht, nur 
der Großſtadt das Reſervat der vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung zu gewähren, iſt im zweiten Bau— 


abſchnitt erkannt und in den Richtlinien dieſes 
Abſchnittes auch berückſichtigt worden. Wenn auch 
bei der in den Großſtädten immer noch ſehr be— 
deutenden Wohnungsnot — und in erſter Linie 
iſt ja auch die Stadtrandſiedlung nur als Hilfs⸗ 
mittel der Wohnungsbeſchaffung zu werten — 
ſtandortmäßige Fehlorientierungen noch nicht zu 
befürchten ſind, ſo iſt trotzdem die prinzipielle 
Grundeinſtellung, die den Richtlinien des erſten 
Bauabſchnittes bezüglich der bevorzugten Behand- 
lung der Großſtädte zu Grunde lag, ſchlechthin 
nicht zu verſtehen, und die entgegengeſetzte Ein⸗ 
ſtellung wäre in ihrer Einſeitigkeit verſtändlicher 
geweſen als die tatſächlich gewählte. Für den 
Praktiker iſt eine ſich nach weitſchauenden volks— 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten orientierende 
Standortentſcheidung ſicher das ſchwierigſte Teil- 
problem der Vorſtadtſiedlung. Wenn es im augen⸗ 
blicklichen Zuſtand der Umwertung aller wirt— 
ſchaftlichen Werte ſchon an ſich ſchwierig iſt, auf 
Grund wirtſchaftlicher Prognoſen Standortent- 
ſcheidungen zu treffen, — ob man es in der 
Praxis überhaupt zu tiefgründigen Unterſuchun- 
gen in jedem einzelnen Falle hat kommen laſſen, 
bleibe dahingeſtellt — doppelt ſchwer und une 
fruchtbar iſt dies aber dann, wenn die Tendenzen 
der induſtriell-gewerblichen und der wohnungs— 
politiſchen Standortorientierungen ſich ausge- 
ſprochen gegenſätzlich zueinander verhalten. Geht 
der Zug des Menſchen aus der Groß⸗ 
ſta dt heraus, ſind Induſtrie und 
Gewerbe immer in Richtung Groß 
ſtadt marſchiert. Hier iſt in den vergange- 
nen Jahren viel verſäumt worden an regulieren— 
der Einflußnahme des Staates, — es ſei nur an 
die ganz unnötige Konzentrierung der Radio— 
induſtrie in Berlin erinnert, die im menſchen⸗ 
armen öſtlichen Wirtſchaftsraum ſich privatwirt⸗ 
ſchaftlich ebenſo gut und volkswirtſchaftlich weit 
fruchtbarer auswirken konnte — das ſoll jedoch 
nicht daran hindern, den Dingen für die Zukunft 
mehr Beachtung zu ſchenken, zumal ja nach Ablauf 
der Kriſe alle Probleme der Produktion und Ver⸗ 
teilung erneut in große Bewegung kommen wer⸗ 
den. Dem ſollte der Staat ſchon heute 
dadurch Rechnung tragen, daß er den 
Großſtädten die Konzeſſion von neu⸗ 
en induſtriellen und gewerblichen 
Betrieben unterſagt, zumindeſt er⸗ 
ſchwert, gleichzeitig aber den Zug 
dieſer Betriebe in die ländliche 
Kleinſtadt durch Steuervergünſti⸗ 
gungen unterſtützt und erleichtert. 
Iſt dies erſt einmal der Fall, dann werden auch 
wieder Produktion und Verteilung Urſache und Pri— 
mat aller Raumgliederungen ſein und die Befriedi⸗ 
gung des menſchlichen Wohnbedürfniſſes wird ſich 
nach deren Standort folgerichtig vollziehen. Es 
wäre außerordentlich kurzſichtig, wenn man den 
Standort der Wohnung feſtlegen wollte, ohne 
gleichzeitig auch den Standort der Berufsſtätte 
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vorher den Gegebenheiten unſerer Entwicklung 
anzupaſſen. Darin lag ja auch die Beſonderheit 
der koloniſatoriſchen Leiſtung des Alten Fritz, daß 
er Gewerbe und Menſchen zuſammen anſetzte. 
Heute liegen die Dinge nicht anders, wir müſſen 
die falſchen Schleuſen ſchließen und die richtigen 
öffnen, daß ſich durch ſie der Strom der nach der 
Kriſe zur Entfaltung kommenden Induſtrien und 
Gewerbe aus der Großſtadt in die Zone ländlicher 
und halbländlicher Wirtſchaftsformen ergießt. 
In dem Moment wird vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
in ihrer Tendenz aufs Land zur organiſchen 
Zwangsläufigkeit. e 

Etwas weſentlich Neues brachten die Richtlinien 
bezüglich der Einſchaltung von 

Selbſt⸗ und Nachbarhilfe. 
Hierbei haben ſich in der Praxis zwei ſehr beacht⸗ 
liche Mängel herausgeſtellt. Die Zuſammenſtel⸗ 
lung der Siedlergruppe mußte entſcheidend erfol⸗ 
gen nach dem Geſichtspunkt der baufachlichen Eig⸗ 
nung. — Man hat deshalb nicht zu Anrecht von 
der Stadtrandſiedlung als „Bauarbeiterſiedlung“ 
geſprochen. — Hierdurch haben ſich für die ganze 
Maßnahme Hemmungen ergeben, die vor allem 
dann in Erſcheinung traten, wenn an kleineren 
Orten oder an einem Ort in beiden Bauabſchnit⸗ 
ten gebaut wurde. Aus dieſem Erfordernis der 
Selbſt⸗ und Nachbarhilfe ergibt ſich ein Erſchöp⸗ 
fungszuſtand für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung, 
der bei einer etwa geplanten Fortſetzung der 
Maßnahme grundſätzlich andere Methoden not⸗ 
wendig machen würde. Hinzu kommt ein zweites: 
Diejenigen Siedler, die keine Bauarbeiter ſind, 
halten körperlich nicht durch. Es iſt eben ein 
großer Anterſchied, ob im freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt oder in der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
körperlich Ungeſchulte mitarbeiten. Der techniſche 
Bauvorgang muß mit beſtimmten Terminen rech⸗ 
nen, und es iſt nur verſtändlich, daß der unge⸗ 
ſchulte Siedler dieſem Tempo nicht ſtandhalten 
kann. Auf der andern Seite iſt es dem Anter⸗ 
nehmer, der an ſich ſchon geringe Verdienſtſpan⸗ 
nen in Rechnung geſtellt hat, nicht zuzumuten, 
daß er den Bauvorgang länger als erforderlich 
hinauszögert. An beiden Geſichtspunkten wird 
man im Falle einer Fortſetzung der Maßnahme 
nicht vorbeigehen können. Man wird hier nach 
neuen Wegen ſuchen müſſen, um den grundlegen⸗ 
den, aber auch einzigen maßgeblichen Fürsprecher 
für das bisherige Syſtem der Sache nach wie vor 
nutzbar machen zu können, und das iſt die durch 
die Selbſthilfe erwirkte und effektiv ins Gewicht 
fallende Verbilligung des Bauvorganges. Und 
ſchließlich noch ein Wort zum Thema 
Einzelſiedler und Siedlergemeinſchaften. 

Sah der erſte Bauabſchnitt nur die Anterſtützung 
von Siedlergemeinſchaften vor, ſo war man im 
zweiten weiter gegangen und hatte auch für 
Einzelſiedler die Möglichkeit der Bezuſchuſſung ge⸗ 
ſchaffen. Es mag in der Natur des ganzen Ver⸗ 


fahrens liegen, daß von dieſem Recht der Berück⸗ 
ſichtigung von Einzelſiedlern kaum Gebrauch ge⸗ 
macht worden iſt. Es wird aber auch in vielen 
Fällen an der falſchen Einſtellung der Kommunal: 
verwaltungen gelegen haben, die ſich wegen der 
damit verbundenen Kleinarbeit Einzelanträge 
vom Halſe gehalten haben. Man hat auch geſagt, 
daß nur in der Gemeinſchaftsſiedlung die Ver⸗ 
billigung erreicht werden kann, die ein Auskom⸗ 
men mit dem zur Verfügung ſtehenden Reichsdar⸗ 
lehen gewährleiſtet. Sicher trifft das zu. Man 
überſieht dabei aber das eine, daß der Einzel⸗ 
ſiedler häufig neben einem laſtenfreien Grundſtück 
Eigenkapital zur Verfügung zu ſtellen in der 
Lage iſt, das den Nachteil der Ausſchaltung der 
Selbſthilfe und der damit verbundenen Verbilli⸗ 
gung wieder wett macht. Es ſoll auf dieſe Frage 
der ſtärkeren Heranziehung von Eigenkapital 
noch weiter unten eingegangen werden. 

Zuſammengefaßt, 
war die Stadtrandſiedlung ein Mittel, das den 
Preis für die Wohnungseinheit auf ein anfangs 
nicht für möglich gehaltenes Maß herunter ge⸗ 
drückt hat. Alle weiteren Begründungen von der 
Linderung der Arbeitsloſigkeit und der Ent⸗ 
laſtung des Sozialetats halten der wirtſchaftlichen 
Kritik nicht ſtand, alle grundſätzlichen Probleme 
vom Standort und der Kurzarbeit unterliegen 
nicht den Vorausſetzungen, und die Verfahrens⸗ 
eigenheiten der Nachbarhilfe und Gemeinſchafts⸗ 
ſiedlung führen zwangsläufig zu dem Punkt, wo 
der Geſetzgeber die Weiche umſtellen muß, um die 
ganze Angelegenheit auf ein neues Gleis zu ſchie⸗ 
ben. Und dieſer Moment iſt da, und es gilt 
nunmehr an dem anzuknüpfen, was ſich als gut 
herausgeſtellt hat: am niedrigen Preis 
der Wohnungsein heit und an der 
Erfaſſung des Einzelſiedlers! 

Wir haben oben ſchon das Thema Einzelſiedler 
kurz angedeutet und die faſt völlige Ausſchaltung 
dieſes Perſonenkreiſes als einen grundſätzlichen 
Mangel herausgeſtellt. Es geht aber bei dieſer 
Frage um viel mehr als um den Perſonenkreis, 
es geht nicht darum, ob nur der Arbeitsloſe, oder 
auch der Werktätige, ob der Siedler als Einzel⸗ 
perſon oder in der Gemeinſchaft die Anterſtützung 
der öffentlichen Hand erfährt. Es geht um ein 

ſittliches Geſetz 
innerhalb der Volksgemeinſchaft. Es geht um die 
Beſeitigung der Grundgeſetze des „Wohlfahrts⸗ 
ſtaates“. Es geht um die Wiederaufrichtung des 
hypothetiſchen Imperativs anſtelle des kategori⸗ 
ſchen, wenn der Unterſtützungsbedürftige an die 
Moral des Staates appelliert. Wer den An⸗ 
ſpruch auf Anterſtützung durch die 
Volksgemeinſchaft erhebt, der muß 
auch den Willen haben, von ſich aus 
im Rahmen ſeines Könnens der All⸗ 
gemeinheit zu dienen. Mit anderen Wor⸗ 
ten, es muß mit dem Prinzip der Leiſtung ohne 
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Gegenleiſtung Schluß gemacht werden. Wenn der 
Staat heute den Stadtrandſiedlern öffentliche 
Mittel zur Verfügung ſtellen will, dann darf ſich 
die Gegenleiſtung des Siedlers nicht in der bloßen 
Selbſthilfe erſchöpfen, damit iſt der Allgemeinheit 
noch kein Gegendienſt geleiſtet. Wer mit der 
Rechten in die Schatulle des Staates greift, der 
muß mit der Linken in ſeinen Strumpf greifen! 
Der muß gegenleiſten, ja darüber hinaus, der 
muß vorleiſten! Die öffentliche Hand muß heute 
als Treuhänder des Volksvermögens alles daran 
ſetzen, daß die 
Strumpfmillionen 


endlich wieder einmal zum Vorſchein kommen. 
Was auf der einen Seite ſittliches Geſetz, iſt auf 
der anderen volkswirtſchaftlicher Segen. Denn 
wenn der Staat bisher 2500 RM hergab, dann 
reſultierte daraus eine volkswirtſchaftliche Lei⸗ 
ſtung von 3000 RM. Stellt er ſich aber auf den 
Standpunkt des „do, ut des“, dann kann er mit 
dem gleichen Betrage Werte von vielleicht 5—6 
Tauſend Mark mobiliſieren, und das geſamte 
Bauvolumen der Wirtſchaft wird um Millionen 
erweitert werden können. Dieſem Geſichtspunkt 
müßte der Geſetzgeber in neuen Richtlinien Rec 
nung tragen. 

Man ſollte aber darüber hinaus die Gegen— 
leiſtung zur Vorleiſtung erweitern, indem man 
jedem Siedler erſt dann das Recht der Inan⸗ 
ſpruchnahme öffentlicher Unterſtützung zugeſteht, 
wenn er das noch zu beſtimmende Vielfache der 
von ihm in Anſpruch genommenen Unterjtügung 
mehrere Monate lang vorher der Allgemeinheit 
zugute kommen läßt. Das heißt: der Siedler 
wird verpflichtet, einige Monate 
vor Baubeginn ſein Eigenkapital 
einer öffentlichen Bank zuzuführen, 
und zwar ohne Verzinſung, die ihm ja ſein 
Strumpf auch nicht gewährt hat. Dann läßt der 
Siedler ein ſittliches Pflichtgefühl gegenüber der 
Allgemeinheit erkennen, das die Allgemeinheit 
wieder dem Siedler gegenüber verpflichtet. Ob 
man zu dieſem Zweck die öffentlichen Banken aus⸗ 
wählt, oder die Gelder bei einem einzigen Banf- 
inſtitut zuſammenfließen läßt, etwa der Deutſchen 
Bau⸗ und Bodenbank, das wären Einzelheiten 
der techniſchen Durchführung, die in ihrer Bedeu⸗ 
tung zweitrangig ſind. Der letztere Weg hätte 
inſofern viel für ſich, als der Geſetzgeber dadurch 
einen gewiſſen Ueberblick hätte, mit welchen Mit⸗ 
teln die öffentliche Hand rechnen muß, daneben 
aber auch die Bauwirtſchaft ein ungefähres Bild 
über das vorausſichtliche Bauvolumen hätte. 


Zum Schluß noch kurze Betrachtungen über 


Form und Möglichkeit der Fortführung von 
Gemeinſchaftsſiedlungen. 
Daß das Syſtem der Selbſt- und Nachbarhilfe 
nicht fortgeführt werden kann, iſt oben bereits er- 
örtert worden. Es erhebt ſich nun die Frage, ob 


ſich Wege finden ließen, die dieſe aus der Selbſt— 
hilfe reſultierende Verbilligung des Bauvorgan— 
ges auch anderweitig möglich machen würden. 
Hierbei iſt grundſätzlich vorzuklären, ob es Volks⸗ 
kreiſe gibt, denen gegenüber die Allgemeinheit die 
moraliſche Verpflichtung der Unterſtützung auch 
ohne Gegenleiſtung hat. Man wird das in be= 
ſchränktem Amfange zugeben müſſen, für diejeni⸗ 
gen, die auch heute noch, nach über zehnjähriger 
„praktiſchern“ Wohnungsreform in den Elends⸗ 
quartieren der Großſtädte hauſen müſſen. An 
dieſe Dinge muß nun mal endlich praktiſch heran— 
gegangen werden ohne Rückſicht auf igrendwelche 
Hausbeſitzerintereſſen. In der Form der Einzel- 
ſiedlung wird man hier natürlich nicht weiter- 
kommen, hier kann nur die geſchloſſene Siedlungs- 
form angewandt werden. Was dabei an Eigen⸗ 
kapital fehlt, einfach nicht vorhanden ſein kann, 
muß wettgemacht werden durch eine wohlüber— 
legte Siedlungstechnik. Selbſt- und Nachbarhilfe 
ſind, wie die Erfahrungen zeigen, dem bautech— 
niſchen Vorgang in der Mehrzahl der Fälle nicht 
gewachſen, dürfen deshalb aber nicht etwa vol- 
lends ausgeſchaltet werden. Sie haben ſich zu be- 
ſchränken, auf die Arbeiten, die außerhalb einer 
ſpezifiſch fachlichen Vorbildung liegen. Für letz— 
tere aber ſollte man die Organiſation des Arbeits- 
dienſtes einſpannen, indem man in den einzelnen 
Bezirken entſprechend den für die Durchführung 
der Stadtrandſiedlung erforderlichen Fachkräften 
Arbeitskolonnen zuſammenſtellt, die als flie-⸗ 
gende Arbeitsdienſtkolonnen jeweils 
an den einzelnen Orten angeſetzt werden. Dieſe 
Löſung erregt im erſten Augenblick Widerſpruch, 
weil man verſucht iſt anzunehmen, daß hierdurch 
dem berufstätigen Arbeiter Abbruch geſchieht. In 
jedem Falle iſt zunächſt einmal feſtzuſtellen, daß 
die ganze erörterte Maßnahme bei der Anwen⸗ 
dung von Tariflöhnen von vornherein den Keim 
des Todes in ſich trüge; daher alſo beſtimmt als 
„zuſätzliche“ Arbeit anzuſehen iſt. Aber es wäre 
ja unabhängig davon folgender Weg denkbar: 
Neben der über kurz oder lang zu erwartenden 
Arbeitsdienſtpflicht wird man, zumindeſt für die 
Dauer der kriſenhaften Arbeitsloſigkeit, den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt für die älteren und ver⸗ 
heirateten Jahrgänge beibehalten müſſen. Aus 
dieſen Freiwilligen wären die fliegenden Arbeits⸗ 
dienſtkolonnen zuſammenzuſetzen mit der Maß⸗ 
gabe, daß ihnen die Differenz zwiſchen der Ar- 
beitsdienſtentſchädigung und dem Tariflohn im 
Reichsſchuldbuch gutgebracht und vom 60. Lebens⸗ 
jahr ab in Form einer Altersrente ausgezahlt 
wird. Dann erreichen wir folgendes: Die Ver⸗ 
billigung des Arbeitsvorganges bleibt beſtehen, 
der Arbeiter erhält ſeinen Tariflohn, der im Wege 
über eine Zwangsſparkaſſe z. T. der Altersver⸗ 
ſorgung dient, und — und das iſt ganz beſonders 
entſcheidend — unſere Kinder nehmen uns einen 
Teil unſerer wirtſchaftlichen Sorgen ab. 
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Anterſuchung über die Sufammenjegung der Koſten 
bei ſtädtiſchen Rand ſiedlungen 


Deutſche Geſellſchaft für Bauweſen. Bearbeiter: Dr.-Ing. Karl Ludw. Mülle en 


Regierungsbau 


Mit Hilfe der Stiftung zur Förderung von 
Bauforſchungen wurde eine Koſtenunterſuchung 
über den baulichen Teil ſtädtiſcher Randſiedlungen 
vorgenommen. Im beſonderen wurden Berliner 
Verhältniſſe gewürdigt. Die prüfungsfähigen 
Unterlagen find bei der Stiftung niedergelegt. 

Der folgende Auszug gibt die wichtigſten Ergeb⸗ 
niſſe wieder; zunächſt eine ſyſtematiſche Behand⸗ 
lung der einzelnen Koſteneinflüſſe (T bis IV), es 
folgen Angaben über empiriſche Feſtſtellungen (V) 
und in einer Zuſammenſtellung Nutzanwendung 
für die Praxis. 


Vorläufige Merkzahlen. 

Die Frage, was bei beſcheidenen Anſprüchen für 
den baulichen Teil aufzuwenden iſt, wird grund⸗ 
verſchieden beantwortet. Je nachdem dieſe An⸗ 
ſprüche auf eine Kiſtenhütte, oder ein kleinbürger⸗ 
liches Landhaus gehen, ſchwanken die Angaben 
von einigen hundert bis zu 15 000 RM. Zur vor⸗ 
läufigen Klärung ſtellt man ſich am beſten 2 gang⸗ 
bare Typen vor; die Preiſe, Baſis Berlin 1932, 
laſſen ſich an Hand des Folgenden (Abſchn. J) 
leicht zur allgemeinen Verwendung umrechnen. 


1. Ein kleines Einfamilienhaus mit der noch gang⸗ 
baren Nutzfläche von 62 bis 70 m? in herkömmlich 
vorſtädtiſcher Ausſtattung, koſtet Bau allein 

6000 bis 7000 RM. 
desgleichen in herkömmlich ſtädtiſcher Ausſtattung, 
ſonſt wie vor, etwa 10% mehr. 

2. Ein ſchlichtes Haus, nach Art der Land⸗ 
arbeiterwohnungen, bzw. der Erwerbsloſenſiedlungen, 
Nutzfläche einſchl. Kleinſtall etwa 42, mit einer 
Dachkammer 54 %° 3600 bzw. 4000 RM. 

Bei behördlichen Erleichterungen und bei Maſſen⸗ 


erſtellung in zuſammenhängenden Siedlungen 
IH j auf Lie 3300 bzw. 3700 RM. 


Im Falle der Selbſthilfe rechne man bei ſtetiger 
Mitarbeit des Siedlers oder eines Erſatzmannes von 
obiger Summe etwa 85%. 

Im Sonderfalle einer völlig durchorganiſierten 
Selbſthilfe, unter Einreihung von Bauarbeitern und 
Polieren und weitgehender Abbürdung von Ankoſten 
genügt ausnahmsweiſe ein Baraufwand von 60%. 

Der letztgenannte, nur ausnahmsweiſe eintretende 
Grenzfall liegt bei den vorſtädtiſchen Kleinſiedlungen 
für Erwerbsloſe vor. 

Eindeutiger Faſſung nicht zugänglich ſind die 
jeweiligen Koſten der Aufbauſiedlung. Sehr viele 
Siedler beginnen ja ſchon mit ihrem „wachſenden 
Haus“ oder ihrer Laube, ſobald fie etwas Bar⸗ 
geld für Material frei haben, Beträge, die auch 
unterhalb der 1000-Mark-Grenze liegen können. 
In Summe aller, über Jahre erſtreckten Muss 
gaben kommt ein ſolcher Bau etwas teurer, als 
der auf einmal erſtellte, es ſei denn, daß Nachbar- 
hilfe von Handwerkern, die bei ſchrittweiſem Vor— 
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meiſter a. D. 


gehen eher erreichbar iſt, den Unterſchied wieder 
ausgleichen. 

Die vorläufigen Merkzahlen, 4000 RM und 
7000 RM find von Intereſſe für die miet- und 
wohnungspolitiſche Entwicklung. 

Syſtematik. 
Bei den Anterſuchungen muß man die Objekte 


zunächſt nach folgenden Koſtenbeſtimmungsgrün⸗ 
den einreihen: 


J. nach der Preislage; zeitlich, örtlich, Selbſt⸗ 
hilfeanteil; 

II. nach Nutzflächengröße und Typ; 

III. nach Ausſtattungsklaſſe; 

IV. nach Bauweiſen. 


Der Anterſuchung der vier Koſteneinflüſſe — 
Preislage, Typ, Ausſtattungsklaſſe und Bau⸗ 
weiſe — iſt vorauszuſchicken, daß, bei gleicher 
Flächengröße die Ausſtattungsklaſſe die 
wichtigſten Koſten⸗Unterſchiede mit ſich bringt. 
Dieſer Einteilungsgeſichtspunkt iſt alſo beſonders 
im Auge zu halten; er iſt auch in der zeichneriſchen 
Ueberſicht, Abb. 3, am meiſten hervorgehoben. 

In Anlehnung an neuere Submiſſionsergebniſſe 
wurden genaue Kalkulationen und Anſchläge aufge⸗ 
ſtellt; 2 Anſchläge ſind auszugsweiſe wiedergegeben 
und zwar im Abſchnitt III Ausſtattungsklaſſen, wo 
ſie, an Stelle einer Baubeſchreibung, gleich zur Kenn⸗ 
zeichnung dieſer Klaſſen verwendet werden. Im be⸗ 
ſonderen war der in Abbildung 1 dargeſtellte Typ der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung als Ausgangswert der 
Vergleiche, Gegenſtand genauer Veranſchlagung. 
Syſtematiſcher Teil: Geſonderte Erfaſſung der ein⸗ 

zelnen Koſteneinflüſſe (I bis IV). 


J. Der Einfluß der Preislage; 
ſchlüſſel. 

Die folgenden Zahlen ermög 
Umrechnung der für Berlin 1932 
auf andere Verhältniſſe. 

a) Zeitliche Verſchiedenheiten. 

Die Baukoſtenangaben ſtammen aus verſchiede⸗ 
nen Jahren; ſie werden durch Zurückführung auf 
Berlin 1932 vergleichbar gemacht. Die reduzierten 
Werte ergeben ſich mit Hilfe folgender Diviſoren 
bzw. Faktoren, welche das Verhältnis zwiſchen 
dem einſtmaligen und dem heutigen Bauindex 
zum Ausdruck bringen. 


Umrechnungs⸗ 


lichen eine einfache 
angegebenen Preiſe 


Koſtenangaben aus den Jahren | 1928— 1930 


find umzurechnen mittels Deviſor 
oder mittels Faktor 


Nur ausnahmsweiſe, zum Beiſpiel um Verſchie⸗ 
bungen zwiſchen den Koſten einzelner Bauweiſen 
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feſtzuſtellen, wird es nötig, Teilindices für be⸗ 
ſtimmte Materialarten zu verfolgen. 


b) Oertliche Verſchiedenheiten. 


Zur rohen Umrechnung der für Berlin aufge- 
ſtellten Zahlen bediene man ſich der folgenden 
nach Lohntarifen unterſchiedenen Schlüſſelzahlen. 
Für genaue Umrechnungen und zum Vergleich 
einzelner Poſitionen muß man die ſtandortlich 
bedingten Materialpreisunterſchiede mit berück⸗ 
ſichtigen. 

Mangels provinzieller Indices geht man von fol⸗ 
gender Ueberlegung aus. Vom Materialienaufwand 
geht nur ein Teil der örtlich gewonnenen Maſſen⸗ 
güter (Sand, Holz, Fuhrlöhne, zum Teil auch Hinter⸗ 
mauerſteine) im Preis mit den Orts⸗Löhnen, der grö⸗ 
ßere Teil beiſpielsweiſe % des Materials, das ſind 
nahezu 40% des ganzen Bauwertes, ſteht nicht in 
nachweisbarer 1 vom Ortslohn. Demnach 
wären bei örtlichen Vergleichen ¼0 als ſtarr anzu⸗ 
nehmen, während /b mit dem Lohn gleiten. In 
Wirklichkeit find aber die Anterſchiede geringer. Ob 
das auf relativ niedrigere Unkoften und Verdienſtan⸗ 
ſätze in der Großſtadt, oder intenſiveres oder flüchti⸗ 
De Arbeiten daſelbſt zurückgeht, muß hier offen 
leiben. Für den menen Schlüſſel zur Umrech⸗ 
nung Serge Preiſe nehme man an, daß die 
Hälfte des Preiſes feſt iſt, die Hälfte mit dem 
Tariflohn gleitet. 

Bei der Selbſthilfe verſchiebt ſich das Bild. In dem 
noch N. beſprechenden Grenzfall der Selbſthilfe, bei 
den „Regiemindeſtkoſten“ mögen 50% als feſt gelten, 
gegenüber einem Geſamtſatz von 60% (in % der ge⸗ 
werblichen Preiſe). Hier find alſo % jtarr und 
nur %, nämlich Unkoſten, gehen mit den Ortslöhnen 
parallel. Daraus folgen die 


Umrechnungsſchlüſſel 


Großſtädte 
und teure und 


Mittel- | Landftädte 


und 


Hamburg 


Kennzeichnung des 1932 Reviere [Kleinſtädte Land 
En p 24 er 

mittler. Lohn (gel. RM RM 
und ungelernte) ..|0,98 Std. 0,85 Std. 0,70 Std. 0,55 Std. 


AUmrechnungs⸗ 
ſchlüſſel 

a) für gewerbliche 

Nie 

b) für Selbſthilfe, 

Grenzfall, Regie⸗ 

Windeſtkoſten ) 


c) Einfluß der Selbhilfe auf die Koſten bzw. 
auf den Baraufwand. 


Unter Koſten find hier die Baraufwendun⸗ 
gen des Siedlers zu Zi Sin Was dem Siedler 
ſeitens ſeiner Genofßenſchaft zum internen Ausgleich 
an Löhnen gutgeſchrieben wird, bleibt außer Acht. 


1) Die letztgenannte Reihe b) trifft annähernd bei 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung für Erwerbsloſe zu. 

Die Umrechnungszahlen gelten für den Durchſchnitt 
von Anſchlagspoſitionen; Verſchiedenheiten im Preis 
pro m umbauten Raumes, die durch den lokalen Typ 
bedingt ſind, müſſen beſonders berückſichtigt werden. 
‚Der Weſten Deutſchlands hat durchſchnittlich etwas 
höhere, der Oſten etwas niedrigere Löhne, als die 
obige Einteilung zeigt; man interpoliere die Tabelle 
nach den tatſächlichen Löhnen. 


Auch die volkswirtſchaftliche Seite, die Bewertung der 
Se oder der Ausfälle an Wirtſchafts⸗ und 

teuerkraft durch Ausſchaltung des Gewerbes und 
des Lohnarbeiters ſcheiden hier aus. 

Die Unterſcheidungen: — Einzel-, Nachbar-, Grup⸗ 
penhilfe, gelegentliche und organiſierte Hilfe, Frei- 
zeit⸗ und ſtändige Hilfe, Handlanger⸗ und Fach⸗ 
arbeiterhilfe — ſind bekannt und an ſich verſtändlich 
(vergl. Hohmann⸗Fauth, landwirtſchaftl. Siedlung). 


1. Ueblicher Umfang der Selbſthilfe. 

Je nachdem nur ungelernte, oder auch gelernte 
Arbeiter durch Selbſthelfer erſetzt werden können, 
je nachdem der Siedler im Verlaß auf eigene 
Sachkenntnis, oder auf Schwarzarbeit den Hand: 
werksmeiſter ausſchaltet, bewegen ſich die Barauf⸗ 
wendungen zwiſchen 75 und 90%. Im Zweifels- 
falle ſetze man an, 


in Prozent der Koſten gewerblicher 
Ausführung 35% 


2. Grenzfall: Regie⸗Mindeſtkoſten. 

Als untere Grenze, erreichbar nur in Selbſt⸗ 
hilfegenoſſenſchaften mit ſtarkem Bauarbeiter⸗ 
ſtamm (vorſtädtiſche Kleinſiedlung für Erwerbs⸗ 
loſe) werde hier noch der Satz „Regiemindeit- 
koſten“ angeführt. Er beträgt rund 60%. 

Dieſer Satz enthält im weſentlichen nur noch 
den Aufwand für Material, für ein beſcheidenes 
Gerät, für einen Teil der ſozialen Laſten und 
einen Teil der Aufſicht und Verwaltung. Die 
techniſche Aufſicht verrichten die Helfer großen 
Teiles ſelbſt, der Unternehmer iſt im weſentlichen 
auf Materiallieferung, ſein Unkoſtenzuſchlag auf 
ein Drittel des üblichen beſchränkt. 


Schätzung der Stundenzahlen. 


Wichtig für die Beurteilung iſt die Kenntnis der 
Stundenzahl, fie kann aus den gewerblichen Koſten 
mittels eines Faktors geſchätzt werden. Der Bau⸗ 
ſtellenlohn beträgt unter den vorliegenden Verhält⸗ 
niſſen das 0,32 fache der Anſchlagsſumme. Da der 
Stundenlohn, Berlin 1932, eine Mark beträgt, gibt 
der Faktor zugleich auch die Stundenzahl an. Bei⸗ 
ſpielsweiſe iſt für das billigſte ſchlichte Haus zum 
Preis von 3300 RM an Arbeitszeit, 3300 mal 0,32 
1100 Std. oder 5.5 Arbeitsmonate aufzu⸗ 
wenden, für das herkömmliche Einfamilienhaus zum 
Preiſe von 6600 RM (heutiger Preisbaſis) 2200 Std. 
oder 11 Arbeitsmonate. Dieſe Zahlen können 
zur Beurteilung der arbeitsmarktmäßigen Auswir⸗ 
kung herangezogen werden (Anmerkung 1). 


Selbſthilfeanteil im Einzelnen. 
Der Selbſthilfeanteil beim Rohbau iſt größer 


als beim Ausbau; am größten kann er bei den 
Erſchließungsarbeiten werden. 


Anmerkung 1: Arbeitsmarktmäßig kommt in Be⸗ 
tracht, daß bei Transporte, Materialerzeugung, Koh⸗ 
len uſw. innerhalb eines Zeitraumes von 1% Jahren 
noch einmal ein Arbeitsquantum anfällt, das dem 
obigen bis — nahekommt. 

Der Anſatz für Helferſtunden muß höher gegriffen 
werden. Schlecht genährte oder körperlich ungeſchulte 
Leute brauchen die 1fache Zeit; körperlich geeig⸗ 
nete unter richtiger Leitung das 1,20 fache; nach langer 
N leiſten ſie faſt das Gleiche wie Bauhilfs⸗ 
arbeiter. 
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Bild 1. 


Fall a und b. Stall eingebaut 
Voll ausgebaute Nutzfläche (Erdgeſchoß und 


Dachkammern » . = =. (= 587 m 
(Im Erdgeſchoß 39.2 m? Nutzfläche und — = 
Sreppenflimaiar. cin urn -BuRer e 


a) Treppenflur in der Witte b) Treppenflur ſeitlich 


a) 25 er Hohlſteinwand 
7,70. 6,50 = 50 m? überbaut; : 1,20 = 41,7 me linker Flur 


b) 30 er hohl gemauert 5 85 
7,80 . 6,60 = 51,3 m? überbaut; 1,23 = 41,7 m? linker Flur 


O Boden Abſtellfläche höher als 1,20 m 
Koſten im Falle a und b 


Stadium II 
Roften 


Stadium | 
Flächen Koſten 


= Nutzfläche 
Nutzfläche 2 im Erdgeſchoßſ 39.2 m? 
im Erdgeſchoßf 39.2 m RM Ausflüge RM. 
im Dach 
Abſtell 825 [Abstellraum 3875. 
ir ach. 28.0 me er. 


Negiemindeſtkoſten (volle Selbſthilfe) je ½10 der obigen 
r TERN SEA FFF FE 


Bei Selbſtherſtellung von Wandbauſteinen — 
wofür insbeſondere Schlackenbetonhohlblöcke in 
Frage kommen — werden weitere Barausgaben 
eingeſpart; etwa bis 5% der mit gewerblichen 
Preiſen veranſchlagten Geſamtſumme. 


II. Der Einfluß von Typ und Nutzflächengröße 
auf die Koſten. 


Gleiche Nutzflächengröße vorausgeſetzt, hängt 
der Aufwand an Bauteilen — z. B. Ifd./ m Wand 


Schlichtbau⸗Doppelhaus. 


Fall c. Stall angebaut 
Nutzfläche einſchließlich Stall bei Vollausbau 88.7 m2 


Stadium | 
Fläche Koſten 
m? | RM 


Nutzfläche im Erdgeſchoß 
Nutzfläche im Dach. 


Ausmaße des Hauptgebäudes: 


Wandſtärke Oberbauten Lichtfläche 
a) 25 er |5.80X7.10=41 m?| : 1.21 = 34.0 m? 
b) 30er 5.90 K 7.20 = 42.2 m2] : 1.24 = 34.0 m? 


— von der Baugeſtalt, vom Typ ab. Die Berech⸗ 
nung der hierdurch bedingten Koſtenunterſchiede 
wurde erleichtert durch Zuſammenfaſſung der An⸗ 
ſchlagspoſitionen zu Sammelpoſitionen zuſammen 
(beiſpielsweiſe „ein lfd. m Wand“, vergl. An⸗ 
ſchlag A, Abſchnitt III). 


Beſonders wurden die Auswirkungen der fol⸗ 
genden Daten unterſucht: 


1. Stockwerksanordnung: 
Drempel, 2 Stock, 

2. Grundrißäußeres: Einzel⸗ oder Doppelhaus, 
Rechtecksform⸗Familienhaus oder Zwei— 
ſpänner, 

3. Anteilige Ausmaße von Keller und Abſtell— 
räumen: Stalleinbau oder -anbau, 

4. Grundrißinnere:: Zahl der abgeteilten 
Räume. 


Plano, 11, Stock, 
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Es wurde bereits erwähnt, daß der Koſtenein⸗ 
fluß der Geſtaltung hinter den der Ausſtattung 
zurücktritt. Fürs erſte genüge die Feſtſtellung, 
daß die von ſeiten des Typs bedingten Abwei⸗ 
chungen gegenüber den in Tabelle II genannten 
Koſtenſätzen nicht weiter gehen als 3% nach unten 
und 10% nach oben. 

Einige dieſer Auswirkungen, insbeſondere ſolche 
der Stockwerksanordnung, ſind in das Ueberſichts⸗ 
blatt 3 aufgenommen; einige für die Praxis wich⸗ 
tige Feſtſtellungen in die Zuſammenſtellung am 
Schluß. 

Als Ausgangswert der Vergleiche dient der in 
Abb. 1 dargeſtellte Schlichtbau⸗Typ (Anſchlag A in 
Abſchnitt III.) 


Koſteneinfluß der Nutzflächengröße F. 
Preisſtufung und Preisvergleich der verſchiedenen 

Flächengröße. 

Bezugswerte. Bezugswert iſt die Nutzflächen⸗ 
größe, im folgenden mit F bezeichnet. 

Die herkömmliche Art der Angabe in RM pro m? 
umbauten Raumes iſt nicht mehr zweckmäßig. Am⸗ 


rechnungsfaktoren laſſen ſich für die einzelnen Typen 
leicht bilden. 


Zur Nutzfläche F des Hauptgebäudes zählen hier 


a) die Nutz⸗Flächen der Hauptgeſchoſſe nach Ab⸗ 
zug der Treppenfläche, 
b) die ausgebauten Dachkammern. 


Ställe in beſonderem Anbau werden für ſich ver⸗ 
anſchlagt. 


Die genannten Nutzflächen (a und b) verhalten ſich 
in der Koſtengeſtehung 3 Beiſpielsweiſe 
koſte der Ausbau eines Schlichtbaues pro m? Erd⸗ 
ge a 88,.— RM. Entfallen auf 1 m? Erd» 
geſchoß 0,4 me Dachkammer, jo beträgt der Durch⸗ 
ſchnittspreis 69, — RM /me. 

Es fällt auf, daß hier Koſtenſätze verſchiedenen Ar⸗ 
ſprungs zuſammengefaßt werden. Das iſt aber nötig, 


um nach Art der Abb. 3 die . zwi⸗ 
ſchen den Typen funktionsmäßig klarzuſtellen. 

Es liegen für jeden in Abb. 3 behandelten Typ ge⸗ 
wiſſe gangbare Vorausſetzungen zu Grunde — bei⸗ 
ſpielsweiſe, daß beim Vollausbau 35 der überhaupt 
in Frage kommenden Dachnutzfläche (gemeint Fläche 
mit mindeſtens 1,20 m Höhe) ausgebaut werden. Auch 
liegen Apielemelſe wat über die unterkellerte Fläche 
vor, beiſpielsweiſe mache dieſe 4 der Erdgeſchoßfläche 
aus. Treffen dieſe Vorausſetzungen nicht zu, ſo muß 
man die 5 nachträglich berichtigen, hier⸗ 
zu dienen die in der Schlußzuſammenſtellung ange- 
gebenen Einzelanſätze. 

Gebrauchswertfragen werden hier, abgeſehen von 
Vermerken über die Abſtellflächen, nicht behandelt; 
Nutzfläche wird gleich Nutzfläche geſetzt. 


Unter Beachtung dieſer Definitionen ergibt ſich 
aus Veranſchlagungen und analytiſchen Unter⸗ 
ſuchungen folgende Abhängigkeit der Koſten von 
der Nutzflächengröße, gezeigt an Durchſchnitts⸗ 


preiſen für die beiden wichtigſten Aus⸗ 
ſtattungsgruppen. 


Nutzfläche F in m? 
50 | 70 


Koſtenbeträge in 


a) Schlihtbau . . 
b) Herkömmliche 
vorſtädtiſche 

Ausitellung . - 


Zu a) Roiteneinhei= 
ten in Am? 
Schlichtbau 

Abfallen der Koſten⸗ 

einheiten (Be⸗ 

zugswert 40 m) 1,12 


1200 ＋ 50 F 


4350/4800 2700 + 54F 


1200/F +50 


Die Koſtenfunktion ift in der Spalte „Allge⸗ 
mein“ erſichtlich und im Blatt 3 zeichneriſch dar⸗ 
geſtellt. 


Bild 2. Zunahme der Koſten, Abnahme der Koſtenſätze mit der Nutzflächengröße 


a) Koſten in RM pro Wohnung Berlin 1932, 
Schlichtbau 


Am. 


b) Koſtenſätze in RM pro Im 
Relativzahlen 


( dd d EE 


Demnach ſchätze man Koſten ſtets nach der Formel 
Koſtenbetrag (K) — Grundkoſten (Gr) + Fläche (F) 
mal ache (), kurz: K = Er + F mal c. 
Durchſchnittszahlen für Gr und e, den flächenpropor⸗ 
tionalen Koſtenſatz finden ſich in der obigen Ta⸗ 
belle II. Jedem Typ entſprechen beſtimmte Koſten⸗ 
ſätze e und Grundkoſten Gr (Abb. 3°). 

Angenäherte Serlegung nach Grund⸗ und 
Flächenkoſten. 

Umgekehrt fragt ſich noch, wie man für den Hand⸗ 
gebrauch eine beliebige, einzelne Koſtenangabe zer⸗ 
legt. Man ſchätze dazu das Objekt mit Hilfe der 
Formel; dann rechnet man die angegebenen Teil⸗ 
werte Gr und c im gleichen Verhältnis um, in dem 
der jo geſchätzte Wert zum tatſächlich bekannt gewor⸗ 
denen ſteht. | e 

Beſſer wird das Ergebnis, wenn man ſich dabei 
tatt der Durchſchnittswerte aus Tabelle II der in 

bb. 3 erſichtlichen Funktionen bedient, weil dieſe die 
Eigenart des Typs beſſer berückſichtigen. 


III. Der Koſteneinfluß der Ausſtattung. 

Die Ausſtattung, im weiteren Sinne des Wor⸗ 
tes aufgefaßt, iſt das Entſcheidende für die großen 
Koſtenunterſchiede im halbländlichen Bauweſen. 
Dieſe Anterſchiede ſind hier erheblich größer als 
beim ſtädtiſchen Reihenhausbau, der ja ſchon 
ziemlich vereinheitlicht war. 

Der Begriff der Ausſtattungsklaſſe ſteht noch 
nicht allgemein feſt; er wird hier nur inſoweit 
umriſſen, als dies koſtenmäßig erheblich iſt. Zur 
Erläuterung wird hier an Stelle einer Beſchrei⸗ 
bung der Anſchlagstext ſelbſt benutzt (Anſchlag B). 


Im ganzen werden hier 5 Ausſtattungsklaſſen 
unterſchieden; das Nähere iſt aus Abb. 3 er⸗ 
ſichtlich. (ſ. Anmerkung) 

Beim halbländlichen Bauen variiert nicht nur 
die Ausſtattung im engeren Sinne 
(Inſtallation und Qualität von Bauteilen), ſon⸗ 
dern auch die Geſchoßhöhe und die Größe von 
Keller und Abſtellflächen, Daten, die ſich teilweiſe 
mit denen des Typs überſchneiden. 

Der Einzeldarſtellung der Koſteneinflüſſe ſeitens 
der Ausſtattung in den Anſchlägen A und B wer- 
den hier 2 tabellariſche Ueberſichten voraus⸗ 
geſchickt. 

Sinnfälliger erſcheinen die Unterſchiede in Ab⸗ 
bildung 3. 

Die Ausſtattung der in dem Bild 3 angegebenen 
vſtädtiſchen Reihenhäuſer“ entſpricht nahezu Klaſſe ITb 
der folgenden Tabelle III; daß die Koſten im Bild 
noch etwa 5% niederer angeſetzt ſind als in der Tas 
belle, erklärt ſich aus der Koſtendifferenz zwiſchen 
Reihenhaus und Doppelhaus. 

Für mittlere Größen (F 58,7 me) ergeben ſich 
alſo hier Koſtenunterſchiede von 27% zwiſchen den 
Klaſſen IIb und III (40% von III nach II b, und 
weitere 18% zwiſchen IIb und Ila, 


Anmerkung: Bei Drucklegung der vorliegenden Ar⸗ 
beit wird eine von Dr. Ing. Holtz in den „Bauwirt⸗ 
ſchaftlichen Unterſuchungen des Handwerkesinſtituts 
vorgenommene Klaſſeneinteilung bekannt. — Eine 
Abſtimmung vor der Drucklegung war nicht mehr 
möglich, iſt aber für jpäter in Ausſicht genommen. 


Dauerbauten (Klaſſen II und 1119) 


Koſtenſtufen für verſchiedene Ausſtattungskl 
(Kellerfläche = J Erdgeſchoßfläche l 7 


Anterſchiede in 


Wohnung v. 588,7 m2 


Beliebige 


der Ausſtattung = 6 
Bezeichnung der |Betra 1 altri . 
Klaſſen in RM pro m? Zahlen] Betrag in RM 


III) 
Schlicht, 1½ Stock 
desgl. . . 2 Stock 
II) Herkömmlich 
ausgeſtattet 
b) durchſchnittlich 
a) vollſtändig aus⸗ 
geſtattet 
(ogl. Anſchlag B) 


Behelfsbauten: Lauben (Klaſſe IV) 
Bretterhütten (Klaſſe V) 
Bei der Laube iſt, abgeſehen von der leichteren 
Ausführung der Bauelemente unter anderem noch 


Wegfall des Kellers, leichteſte Fundierung, kleiner 
Herd und Herausnahme des Kloſetts vorausgeſetzt. 


(1420-442 F. 


(3875) | (66.0) 
72.5 g| 1300-50 F. 


98.0 
116.0 


2600454 F. 
3300-60 F. 


Mt Nutzfläche 35m2| Allgemeine Formeln 


Austattung Betrag. rm Per 
Klaſſe: in RM pro meſ tis 


für die Bereiche von 
35 bis 80 me 


Ansgangs⸗ 

werte: 

III) 

Schlichtbau 

(angebaut) . (2900) (83.0) (1420+32 F) 
1½ St. 

desgl. ca 1500/45 F) 


3100 | 89.0 


freiſtehend . 


020% P) 
1 St. 


IV) Laube 1740 0.50 415388 f 580337 
w) Bretter⸗ 
hütte. . 715 0.23|220-+145| (160-4163) 


Anbau für Stall und Waſchküche 
(Steildach mit Heuboden) 


Nutzfläche 13 m? 


Allgemein für 


EM lm] Größen bis 25 m/e 
Koſten des An⸗ 
. abe 
oppelhaus . 560.0 220-2 
Winzerhaus 15% mehr 4260 050 2 


Der Einbau des Aborts (Kloſett i a 
Tür, Fenſter) koſtet noch 90 e 


Koſten eines Kellers. (Mehr gegenüber dem 
Fall der Bankettfundierung): K — (150 + 20 k) 
RM, worin k — lichte Kellerfläche in we. Bei⸗ 
ſpielsweiſe koſtet ein Keller von 10 m? 350 RM; 
Vergrößerung auf 30 m? koſtet weitere 400 RM. 
Bei Selbſthilfebauten fallen die Koſten des Kel- 
lers, weil vornehmlich arbeitsbetont, wenig ins 
Gewicht, im Falle der Regiemindeſtkoſten kaum 
mit der Hälfte der obigen Sätze. 
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Abb. 3. Abhängigkeit der Baukosten von Nutzflächen- 


„grösse, Iyp und Ausslaltung._ 
Die Kosten verstehen sich in RM pro Wohnung, Berlin 1932 
(derzeitiger Index 420, Mittl. Lohn 099 RM (Std.) 
Die Ableseskalen(rechts) geben Umrechnungsschlüssel 2 
A) für Angaben aus den Vorjahren also für se 
höheren Bau Index. 
8) fürTarifgebiete mit niedrigeren Löhnen 
C) Spielraum für Selbsthilfe. 


Kennzeichnung der verſchiedenen Ausſtattung durch Koſtenanſchläge. 


Anſchlag A. Auszug aus dem Anſchlag für den Ausgangstyp: Bild 1. 


1½ ſtöckiger Schlichtbau, lichte Erdgeſchoßfläche 41.7 me. Geſamtnutzfläche, ausſchließlich Treppe, einſchließlich 
9 m? ausgebauter Dachkammer, 58,7 ms. 


5 Ein⸗ Betrag 
Sammelpoſitionen heits⸗ pro In % der 
Einzelkoſten nach Anſchlag B. preis Wohnung Baufumme 
m / eM | in RM 

20,4 fd. m Außenwand einſchl. Fundament . n | 36.— 735.— 

10,0 lfd. m fundierte Innenmauern, davon 28.5 
„ TTT 23.— 100.— 3 500 
0 UVV ͤ M nn nen 25.50 89.— 5 

e y 12.25 135.— 

C = ee eu 6.70 287.— 

ene nen e 71.25 310.— 15,5 

58,0 m? Aeberdachung (Konſtruktion und Dachhaut) 9.65 560.— 14.9 

Fenſter, Türen, Läden, komplett 470,00 RM. 9.0 
davon als Zuſchlag (Mauern oben durchgerechnet: ᷣ e 350.— (+ 3,5%) 

Gtehelmano ( belfenſ err 2 101.— 

Kamin und e Aae —: T.. 11,0 

Einrichtungen gg el ae 

Keller, Grundfläche S 4 f = 10 me, nach beſonderer Entwicklung 145 +20 K 9 

Hierzu 19,5 me Dachausbau nach beſonderer Veranſchlagung (120 RM per 
Kammern ß 28 = 13 

Sa. Sa. 100 
Anmerkung 1. Diejelbe Summe 3882 RM ergibt fih auch nach der 
Pauſchalformel: K — 1420 + 42,00 F. (Abb. 3, Tab. III.) 
„Anmerkung 2. Prozentzahlen + bzw. — 3,5: Berichtigung, weil ur⸗ 
ſprünglich Mauern über Oeffnungen hinweg ausgemeſſen. 
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[Re ̃ —˙ — ... — —— — 


Anmerkung: Die Aufmachung des Anſchlags K trägt | von der Genauigkeit des Ausgangswertes 4300 nicht 


zugleich der Durchführung des Typenvergleichs Nech⸗ abhängig. 


nung; dementſprechend ſind die mit dem Typ variie⸗ Von vornherein iſt fol 1 R 5 
renden Einheiten er 2 en ne — ulm. achten: 9 ſt folgender Unterſchied zu be 
C 5 Der Schlichtbau mit 2 Vollgeſchoſſen, etwa 
Uebergang zum 2jtödigen Typ. 2,30 m lichter Geſchoßhöhe erfordert einſchließlich der 


Für den Vergleich der Ausſtattungsklaſſen kommt | Projektionsfläche einer Leitertreppe 


58,7 me 


der anderthalbſtöckige Typ weniger in Betracht, eher [Nutzfläche (58,7% + 2,0 mal 0,9) — 31,6 me lichter 


der herkömmliche Einfamilienhaustyp mit 2 Voll⸗ Geſchoßfläche. 


geſchoſſen. Gemäß Unterfuhung der Typen iſt dieſer Die entſprechende herkömmliche 
um 11% teurer als der 1 4ſtöckige, koſtet alſo in | tung bei etwa 3,00 m lichter Geſchoßhö 
ſchlichter Ausführung 4300 RM. üblichen einläufigen, aber minder fteilen 

Die prüfungsfähige Wiedergabe der Umrechnung | Treppe erfordert 58,7/2 + 3,2 mal 1,25 


erübrigt ſich; die folgende Vergleichsrechnung iſt ja lichter Geſchoßfläche. 


Anſchlag B. Vergleich der ſchlichten und der herkömmlichen Ausſtattung. 


Einfamilienhaus mit 58.7 m? Nutzfläche und 2 Vollgeſchoſſen (Doppelhaus) 


Ausſtat⸗ 
he mit der 
geſtemmten 
= 33,25 m? 


Koſtendifferenz 


Her⸗ 
kömmlich 


Schlicht 


ee e re ee 
Glofett, Bad oe ee ee 


= . re 80 80.— 

ajerleitung e t 8 80 80.— 
Gas und ! 100 100.— 
e FFC 130 50 80.— 

8 

II. Entwäſſerung (ausſchl. Kanalanſchlußrohr 
Gullys, Standrohre, Entwäſſerrohr inn err U ꝛLme .. 35.— 
Dach nnen ale ))). Me 100.— 
3 7 B. Hausklärgrube 200 2), % angeſetzztzffkk 65.— 

a. 2 

III. Ausmaßänderung der raumumſchließenden Teile: 
+27 m? Außenmauern zu 10.00 RM / me komplett 270.— 
+14 m? Innenmauern (höher führen) 5,00 RM mme 70.— 
+ 1,65 m? Ueberdachung und Fußboden 16,00 lll 25.— 
Geſtemmte Treppe 3 m, ſtatt Leitertreppe 2 mal 3 100. 
Höhere und mehrrohrige Kamine 8 0 

Sa. III. 

IV. Verbeſſerungen 8 
Giebel, en gemauert eee , 52 
12 m Dei unter Küche und dad ma 8 48.— 
Mehr Fenſter: ½ ſtatt ½ = 2,00 m?, mehr gegenüber Mauerwerk (24 —10) . 28.— 
5,6 me oder % aller Fenſter als Doppelfenſter, Aufſchlag 14,00 0 158 


V. Qualitative Verbeſſerungen bei Putz⸗, Maler⸗ und Tiſchlerarbeiten, Böden und 
Decken, ſchätzungsweiſe 20% dieſer Arbeiten (12ò0bù 22 2 2220. 
Zwiſchenſumme I—V 
VI. Mehraufwendungen, meiſt gleichzeitig mit obigen eintretend, aber als Sache von 
Typ und Bauweiſe beſonders zu würdigen. x 

a) Vollunterkellerung (für Waſchküche uſw.), jtatt der 10 m? im Anſchlag A, hier 
33 me; mehr (33 —10) 20,00 r „ 

b) 102 m? Außenwand, ſtatt in 30 m hohl hier 38 cm maſſiv ausgeführt. 
Primäre Mehrkoſten 102 (13.4 — 10,3) = 21Vum»n⸗ s 
Zuſatzkoſten: 1,50 m? mehr überbaut 33 500. 


Das find vom Gebäudewert 6831 RM — 4,2% pom Urſprungswert 6%... . . 
Sa. bei gleichzeitiger Ausführung aller Verbeſſerungen 


Geſamtkoſten 4300 + 2537 = 


Gewöhnlich treten nicht alle dieſe DVerbejjerungen | ausgejtatteten“ Bauten wird etwa 40-4525 mehr 


gleichzeitig auf; der Durchſchnitt der „herkömmliche koſten als der ausgeſprochene Schlichtbau. 
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IV. Koſteneinfluß der Bauweiſen. (vgl. Tab. S. 118) 

Bei Einhaltung des Mindeſtwärmeſchutzes ſind 
die Koſtenunterſchiede aus Verſchiedenheit der 
Bauweiſen nicht ſehr groß; das gilt beſonders für 
Berliner Verhältniſſe. Die Tabelle V enthält die 
Ergebnijje für Abwandlungen bei der Konitruf- 
tion der Außenwände. 


Bei Entwicklung der Koſtendifferenzen wurde die 
primäre, durch den Preisunterſchied der Wandkon⸗ 
ſtruktionen bedingte Differenz von dem ſekundären 
Einfluß der Wandſtärke auf die Vorderſätze der Bau— 
teile unterſchieden. 

1. Den Hauptkoſtenunterſchied erhält man durch 
Multiplikation der Preisdifferenz mit dem Vorder⸗ 
ſatz der Mauerfläche; dieſe beträgt 1,15 me Wand pro 
m? lichter Geſchoßfläche eines Doppelhauſes, beim 
freiſtehenden Haus beträgt ſie 1,50 m? mittlerer 
Größe. 

2. Eine ſekundäre Koſtendifferenz ergibt ſich aus 
den ſogenannten „Zuſatzkoſten“, für die vorliegenden 
Verhältniſſe wurde deren Höhe mit 27,00 RM pro m? 
eingeſparten Wandquerſchnittes, oder mit 0,27 RM 
für jedes Prozent eingeſparten Stockwerkszuſchlags 
feſtgeſtellt. 


Bei genauen Vergleichen greife man auf die 
ſtandortlich bedingten Materialpreiſe zurück. 

Die Tabelle zeigt für den Fall des Schlichtbaues 
einen 4,3prozentigen Unterſchied zwiſchen der 38er 
Ziegelwand und der (qualitativ etwas minderen) 
30er hohlgemauerten Ziegelwand. 

Gegenüber dieſer weiſen die übrigen Bauweiſen 
einen wahrſcheinlichen Koſtenſpielraum von + 2% 
auf. Neben dieſen treten die zufälligen Submij- 
ſionsdifferenzen, man muß hier auf + 10% ges 
faßt ſein. 

Die Möglichkeiten der Selbſthilfe ſind bei den 
Bauweiſen je nach Facharbeiterverhältniſſen etwas 
verſchieden. Gelbit-Heritellung von Wandbau— 
ſteinen, z. B. aus Schlackenbeton bringt Ein- 
ſparungen bis zu 5%. (Vergl. „Zement 1932“, 
Heft 39 und folgd.) 

Bei den Beiſpielen „Bauplatten“ und „Holz iſoliert“ 
ergibt ſich der Wärmeſchutz weſentlich höher; der 
wärmewirtſchaftliche Mehrwert des Gebäudes wurde 
mit 7% angemerkt (betr. des Bewertungsverfahrens 


vergl. Zentralblatt 1930, S. 403 flgd. und „Zement“ 
1932, Heft 39 und 40). 


Tabelle V: Baumweijen 


2 a) Ziegelwände 
cm Wandſtärke ie 


Maſſivbau 


Nicht maſſiv 


b) Großformat⸗ d) Bau⸗ 


e) Holzhäuſer 


30 
hohl 


Spezialſteine platten 
38 20 25 18 18 17 cm 
Wärmeſchutz 
hoch normal hoch 


Koſtendifferenz auf I m? lichter Geſchoßfläche umgerechnet. 
A) Bezugswert iſt die im Schlichtbau weitverbreitete hohlgemauerte Ziegelwand. 


1) 1,15⸗fache Differenz ＋ 0.0 + 2.42 — 0.52 ＋ 1.38 + 3.35 0.46 + 2.52 
2) Zuſatzkoſten 

0.48 (d-. 30) 27.00 ＋ 0.0 1.04 1.30 0.05 1.56 1.56 — 1.44 

(0.48 lfdm. Wand) 
1+2) Gejamte Koſtendifferenz 

C + 3.46 — 1.82 — 0.73 + 1.80 — 1.10 ＋ 1.08 
Desgleichen in % der Koſten 

r ＋ 4.3 % 2.3 0% 0.9% 1 2.2% 1.4% | +1.2% 
B) Bezugswert iſt die in „herkömmlicher“ Ausſtattung übliche 38er Ziegelwand. 
Differenz in RM Pm 1.66 4.56 + 2.38 
Desgleichen in % von 115. 1.4% 3.9% | +2.0% 


Bemerkungen betr. Wärmeſchutz normal 


(faſt t 7% 70% 
normal) gu 1 Mehr: normal Mehr⸗ 
. wert wert 


Anmerkung 1. Hierbei iſt ein niederer Steinpreis 
von 20,— RM pro ebm Mauermaſſe zugrunde gelegt, 
das Ergebnis iſt gemäß Angebot zu berichtigen. 


Anmerkung 2. 
nungsmäßig normal. 

Jedoch ſind dieſe Ausführungen ſtark von der Be⸗ 
ſchaffenheit der Fugen und dem Schutz gegen Feuch— 
tigkeit abhängig. 


„Faſt normal“ bedeutet hier: rech⸗ 
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Vergleich der ſyſtematiſchen Koſtenangaben mit 
Erfahrungszahlen. 

Unter Beachtung der Umrechnungsſchlüſſel wur⸗ 
den Einzelangaben in einer Fertigung der Abb. 3 
eingetragen. Die Uebereinſtimmung war zufrie⸗ 
denſtellend, die meiſten Angaben bewegten Ni 
zwiſchen den Linien für die Klaſſen „Herkömmlich 
und „Schlichtbau“. 

Im beſonderen wurden auch die Koſtenangaben 
für das wachſende Haus der Berliner Ausſtellung 
1932 einbezogen. Sie lauten der Ausſchreibung 
gemäß auf 2500 RM, das find bei 27 m’ rund 
90 RM /me. Unter Beachtung der Vorausſetzun⸗ 
gen (Ausſtattung, Keller uſw.) iſt auch dieſe An⸗ 
gabe in Uebereinſtimmung zu bringen. 2 

Die Koſtenangaben in der Literatur ſind meiſt 
ungenügend präciſiert, die Preislagen müßten an 
leicht ſichtbarer Stelle immer wieder durch Stich⸗ 
worte gekennzeichnet werden, z. B. „Leipzig, 1930, 
1,25 RM Stundenlohn“. 


Feſtſtellungen über die Berliner vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung für Erwerbsloſe. 

Das Studium des Materials zeigte, wie durch 
Schlichtbau, Bauarbeiterſelbſthilfe und Abwäl⸗ 
zung von Unkoſtenzuſchlägen der Baraufwand auf 
60% auf den Satz der „Regiemindeſtkoſten her⸗ 
untergedrückt wurde. 177 

Im Durchſchnitt wieſen die Bauten des erſten Kre⸗ 
dit Apen 42 m? einschl. inbe Erdgeſchoß auf 
(vergl. Bild 1), dies einſchl. Einbau eines Klein⸗ 
ſtalles von 5,00 me. Bei der Hälfte aller Wohnungen 
waren 12 m? Dachkammern eingebaut. Der Keller 
weiſt nur 5 m? Fläche auf. Bei der zweiten Rate 
werden von vornherein 8 m? verlangt; es gibt aber 
Siedlerkreiſe, die 30 m? als mindeſterforderlich be— 
zeichnen. t 5 ; 

Der Reichskredit betrug im Mittel der mit und 
ohne Dachkammern ausgebauten Häuſer 5 9125 
lichen Teil 2000.— 

Pie weiter bewilligten 500 RM ſind für Außen⸗ 
anlagen⸗-Erſchließung ſowie lebendes und totes In⸗ 
ventar beſtimmt. Die erſtgenannten 2000 RM gehen 
nach Abzug eines beſcheidenen Betrages für Regie⸗ 
und Verwaltungskoſten meiſt im Anternehmerakkord 
auf; dieſer umfaßt Material, Gerät und einen Teil 
der Aufſicht, von den Löhnen nur unbedeutende 
Bruchteile. A . 

Die in Abb. 1 dargeſtellten Bauten würden in 
rein gewerblicher Ausführung heute 3300, oder ein⸗ 
ſchließlich der Dachkammern etwa 3600 RM koſten — 
gleich günſtige Begleitumſtände und gleiche Serien 
vorausgeſetzt. 2 

Der Sn wurde in einem, beſonde⸗ 
ren Zwecken dienenden Koſtenanſchlag, mit 800 Std. 
angegeben; richtig kalkuliert beträgt er fait 1100 5 — 
Arbeiterſtunden; im Selbſthilfebetrieb gegen 1300 Std. 
(einſchl. Erſchließungs⸗, Außenarbeiten und erſter 
Bodenbearbeitung ſind 1600 bis 2000 Std. zu rechnen). 

Eigentümer iſt die Stadt, Treuhänder ſind gemeinz 
nützige Baugeſellſchaften. Handwerklich ſind die Ar⸗ 
beiten einwandfrei. Reibungen und Verpflegungs⸗ 
ſchwierigkeiten kommen vor. Die Stadt hat Beträge 


für Facharbeiter („Afü⸗Arbeiter“) beſonders nad) 
bewilligt. 
Anmerkung. Eine Unterfuhung über den Koſten⸗ 


einfluß der Selbſthilfe erſcheint Dezember 1932 im 
Zentralblatt der Bauverwaltung. 


Zuſammenfaſſung und Nutzanwendungen 

Die Anwendung der ſyſtematiſch dargeſtellten 
Ergebniſſe ergibt ſich wie folgt. 

Die Ausführungen über die Preislage ermög⸗ 
lichen Herſtellung einer einheitlichen Preisbaſis, 
Vergleiche und Umrechnungen. 

Die Ergebniſſe bezüglich Typ, Ausſtattung und 
Bauweiſe ſollen dem Bauherrn und Architekten 
ermöglichen, die wichtigſten Dispoſitionen ohne 
vorgängige Durchrechnung von Vergleichsprojekten 
zu treffen. 

Für die Zwecke der Miet, Wohnungs- und 
Baupolitik wird erſichtlich, wie die einzelnen 
Koſtenfaktoren, wie insbeſondere der Baupreis⸗ 
rückgang und wie weit die einzelnen Maßnahmen 
der Primitivierung an den Koſtenherabſetzungen 
Teil haben. - 


a) Einzelfeſtſtellungen für den Gebrauch des Ar⸗ 
chitekten. 

Entſcheidend bleibt die im Abſchnitt III durch 
Anſchläge gekennzeichnete Ausſtattung. Die Ab- 
wandlungen des Typs ſind koſtenmäßig nicht von 
gleicher Bedeutung, das berechtigt den Entwurfs⸗ 
fertiger bei der Geſtaltung eines nach ungefährem 
Umfang gegebenen Objektes die betrieblichen und 
wohntechniſchen Geſichtspunkte in den Vorder⸗ 
grund zu ſtellen. 

Beim Entwerfen wird man dann zuſammen mit 
dem Bauherrn vorweg die Frage klären: welche Ab⸗ 
ſtell⸗ und Kellerflächen ſind erwünſcht, welche unent⸗ 
behrlich; welche Wohnfläche iſt erwünſcht, welche min⸗ 
deſterforderlich. Im Rahmen der verfügbaren Mittel 
wird man nun am Wünſchenswerten einteilen. 


Dabei iſt die Kenntnis der folgenden, aus den 


Unterfuhungen des Typeneinfluſſes hergeleiteten 
Teilkoſtenſätze (der „flächenproportionalen Koſten⸗ 
ſätze“) von Nutzen. 


Auf Preisbaſis Berlin 1932. — Umrechnung gemäß 
den verſchiedenen Schlüſſeln (Abſchn. J) vorbehalten 
— ſtellen ſich dieſe Sätze wie folgt. 


1. Vergrößerung oder Verkleinerung 
der Kellerfläche um je ein Qua⸗ 
dratmeter koſtet + 20,— RM / ine 
Eine Abänderung der Fläche des 
Abſtellraumes um je ein Qua⸗ 
dratmeter koſtet 
a) im Dachraum, falls unter Be⸗ 
ſchränkung der Dachkammer⸗ 
nutzfläche, und unter Aus⸗ 
gleich durch Vergrößerung der 
Gebäudegrundfläche erfolgt: + 18.— RM/m? 
b) Wenn durch Vergrößerung 
eines ohnehin vorgeſehenen 
Bretterſchuppens erfolgend + 16.— RM/m? 
Iſt die Bretterhütte nicht ohne⸗ 
hin vorgeſehen, kommt allerdings 
ein Grundkoſtenaufwand von 
160 RM Hinzu. 
Der Unkerſchied zwiſchen den 
obengenannten Sätzen 16 und 
20 RM iſt praktiſch bedeutungs⸗ 
los, Abſtellraum im Keller iſt 
übrigens auch nicht viel teurer. 
(Den Satz unter 2a kann man 
auch als „Wert von 1 m? Aus⸗ 
baumöglichkeit“ auffaſſen.) 


1 


119 


3. Vergrößerung von Stall und 
Wirtſchaftsraum im Falle eines 
ohnehin vorgeſehenen Stallan⸗ 
baues pro m? 26 bis 30 RM 


Zu 3 betragen die Grundkoſten RM. 260.— 
4. Eingebauter Stall: Sätze wie die folgenden. 


Allgemein koſtet die Aenderung der Nutzfläche der 
Hauptgebäude um je einen Quadratmeter 


Beim Flachdach Beim Steildach 


ohne mit ohne mit 
Kriechboden Dachkammerausbau 
RM je m? RM je m? 
A) Schlichtbau: | 48. 50. 54. (42.—) 
Grundkoſten: 1) 
1125 RM 
B) Herkömmlich: 54.— 56.— 
Grundkoſten 


pro Wohnung ca. 
2600 RM 


Anmerkung. Hier 1400 RM Grundkoſten. 


Beim einzelnſtehenden Haus erhöhen ſich dieſe 
Sätze um 5 bis 6%. 


Anmerkung. Hier fällt der geringe Anterſchied 
zwiſchen den Koſten des Flachdaches „ohne“ und „mit“ 
Kriechboden auf. Das erklärt ſich daraus, daß es 
ſich hier nur um die flächenproportionalen Koſten 
handelt, um die Vergrößerung. Will man die ge⸗ 
nannten Typen als ſolche vergleichen, ſo findet man 
die Mehrkoſten des Kriechbodenaufbaues überwiegend 
in den „Grundkoſten“, ſie betragen weitere 60 RM. 


Im allgemeinen wird man bei dieſer Abſtimmung 
zwiſchen wünſchenswerten Wohn- und Abſtellflächen 
von der Vorſtellung eines normal ausgenutzten Dach⸗ 
bodens ausgehen (% aller Dachräume von mehr als 
1,20 m Höhe für Kammern ausgenutzt). Mit Hilfe 
der genannten Zahlen wird man dann überlegen, wie 
einem etwaigen Fehlbeſtand am beſten abgeholfen 
wird. 

Bei den beſprochenen S der Erdgeſchoßflühe war 
der Keller zunächſt mit % der Erdgeſchoßfläche vor⸗ 
ausgeſetzt. Vollunterkellerung macht weitere 11 bis 
15% aus, man veranſchlage dies mit Hilfe des oben 
(unter 1 gegebenen) Teilkoſtenſatzes. 

Die Grenze, bei der angebauter oder eingebauter 
Stall (je mit Wirtſchaftsraum) gleich teuer ſind, liegt 
bei 10 bis 13 m'. Die Koſtendifferenzen ſind gering, 
der Entwurffertiger entſcheide darnach, ob bei Her⸗ 
ausnahme des Stalles und der eintretenden Verklei⸗ 
nerung des Hauptgebäudes überhaupt noch günſtige 
Dachkammeranordnungen möglich ſind. 

Die Konvergenz der Koſtenlinien für 1- und 1 
ſtöckige Bauten (Abb. 3) zeigt, daß der Dachkammer⸗ 
ausbau zu kleiner Grundriſſe auch koſtenmäßig nicht 
mehr lohnt. 


Wirtſchaftliche Grenze für Anordnung von Man⸗ 
ſardenausbau und innerer Leitertreppe. 


Fall a. Verwendung des Steildachs als Abſtellraum, 
eventuell mit Außenzugang ſei in jedem Falle 
vorgeſehen. 

Eine Anordnung mit 27 m? Erdgeſchoßfläche iſt 
nicht teurer als 27 me im 1½ſtöckigen Ausbau 
(unten 21—2) me, oben 8 me); bietet aber beſſe⸗ 
ren Grundriß und 12 me Bodenabſtellfläche mehr. 


Fall b. Manſardenausbau oder Plano (ohne Kriech⸗ 
boden). 32 m? Planowohnfläche iſt nicht teurer 
als 32 m? im 1½ſtöckigen Ausbau. Allerdings 
entfallen noch etwa 4 m? Abſtellfläche im Dach. 


Das Drempeldach ermöglicht Dachkammern auch unter 
ſchmalen Giebeln und beſſere Dachgeſchoßgrundriſſe, 
die Koſten auf den Quadratmeter ſind aber trotz 
größerer Flächenausbeute nicht geringer. 

Aehnlich den obigen laſſen ſich aus den ent- 
wickelten Koſtenfunktionen noch weitere Nutzan— 
wendungen bezüglich des Typs gewinnen. Dieſe 
textlich reſtlos wiederzugeben, iſt nicht angängig; 
die Ergebniſſe liegen, weil eben quantitativer Art, 
in den Zahlenreihen ſelbſt. 

Der Einfluß der Bauweiſen auf die Koſten iſt 
gering; Näheres folgt aus Tabelle S. 118. 

Die Unterſchiede der Ausſtattung können 40% 
und mehr ausmachen, ſie ſind in den Anſchlägen 
und im Bild 3 dargeſtellt. 


b) Folgerungen für Gebäude⸗ und Mietpreis⸗ 
bildung. 

Ueber die Lebensfähigkeit der Stadtrandſied⸗ 
lungen entſcheiden: Gartenertrag, Lage zur Ar⸗ 
beitsſtelle, Jahresbelaſtung; für letztere ſind die 
Baukoſten von Belang. (Natürlich ſind Nutzung 
einer Gartenſiedlung und Nutzung einer rein 
ſtädtiſchen Wohnung nur bedingt vergleichbar.) 

Die wichtigſten Urſachen der Koſtenminderung 
gehen aus folgender Ueberſicht hervor: 


a) Herkömmliche dreiſtöckige Reihenhäuſer RM. 
60 bzw. 50 m? Wohnung 1928 —1930: 9400 bzw. 8400 
(Vergleichszahl 1932): (6300 bzw. 5600) 

b) Einfamiliendoppelhäuſer für Nandſiedlungen: 

60 m? herkömmlich, je nach Ausſtattung 7500 bzw. 6300 
90 bzw. 40 m?, 1½ ſtöckig, Schlichtbau 4100 bzw. 3300 
Baraufwand bei Selbſthilfe 75 bis 90%, 
im Mittel . 
Baraufwand bei geförderter Selbſthilfe 
wie bei der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
für Erwerbsloſe (2000 RM: 3300) — 60% 


Für eine auf längere Sicht geſtellte 
Wohnungspolitik kann der Typ ins Auge 
gefaßt werden, deſſen Koſten ſich auf 5 bis 6000 
RM belaufen. Dieſer wahrt den Anſchluß an das 
traditionell Gewordene; er iſt marktgängig und 
beleihungswürdig. 

Eine weitere Lockerung der im Zeichen der 
ſtädtiſchen Bauweiſe entſtandenen Bedingungen 
für Hauszinsſteuerdarlehen erſcheint im Intereſſe 
des Flachbaues als nötig. 

Der für wirtſchaftlich Schwache beſtimmte 
Schlichtbau — kennzeichnender Koſtenſatz etwa 
4000 RM — hat ſeine Berechtigung in den zeit- 
bedingten Schwierigkeiten; man kann ihn aber 
nicht als Ideal, nicht als den Typ der zukünftigen 
Volkswohnung oder als Gegenſtand zureichender 
Bautätigkeit hinſtellen. 

Arbeitsmarktpolitiſch erheblich iſt noch die Zahl 
der erforderlichen Bauarbeiterſtunden: beim her⸗ 
kömmlichen Einfamilienhaus 2000 Std. rund 
1 Arbeitsjahr; beim Schlichtbau ausſchl. Erſchlie⸗ 
ßung 1100 Stunden. 


35% 
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a ee re a re ————— — A nn Sn re 


Erfahrungen in der Eigenheimſieoͤlung im Rheinland 


Von Regierungsbaumeifter Dr.-Ing. D üttmann 5 
Direktor der Rheiniſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft. 


Allgemeines: 

Zweifellos iſt durch die Stadtrandſiedlung das 
beſcheidene kleine Einfamilienhaus 
wieder mehr in den Vordergrund getreten gegen⸗ 
über den Zeiten, in denen die öffentliche Woh⸗ 
nungsbauunterſtützungspolitik, wie die „Bauwelt“ 
neulich feſtſtellte, den Einfamilienhausbau prak⸗ 
tiſch hemmte. Auch die ſeitens des Reiches beab⸗ 
ſichtigten Maßnahmen zur Förderung von Ein⸗ 
familienhäuſern werden dazu beitragen, vielen 
der jetzt zahlreich auf den Plan tretenden Anwär⸗ 
ter für Eigenheime zu dem erſtrebten Ziel zu ver⸗ 
helfen. Aber es wäre doch falſch, anzunehmen, 
daß jetzt mit dem Eigenheimbau etwas Neues ent⸗ 
ſtände. 

Im Rheinland iſt z. B. in den letzten Jah⸗ 
ren insbeſondere von der Rheiniſchen Wohnungs⸗ 
fürſorge⸗Geſellſchaft ein praktiſcher Einfamilien⸗ 
und Eigenheimbau großen Umfanges betrieben 
worden, der ſeine beſondere Bedeutung dadurch 
erhält, daß es ſich zu einem überwiegenden Teil 
um Kleinſteinfamilienhäuſer handelt, 
die auch den heutigen Anforderungen weitgehend 
entſprechen und großenteils eine teilweiſe 
Selbſtverſorgung der Bewohner durch 
gärtneriſchen Nebenerwerb ſicherſtellen. Dieſe Ar- 
beiten dürften auch für andere Gebiete ein ge— 
wiſſes Intereſſe beanſpruchen. 

An ſich iſt im Rheinland auch in der Vorkriegs⸗ 
zeit das Einfamilienhaus ſtets und von den ge⸗ 
meinnützigen Bauvereinen in verhältnismäßig 
großem Umfange gefördert worden. Leider hat 
ſich darin in der Nachkriegszeit, insbeſondere der 
Zeit nach der Inflation, ein gewiſſer Wandel be⸗ 
merkbar gemacht inſofern, als die Bauvereinigun⸗ 
gen, wohl mit beeinflußt durch die Erfahrungen, 
die ſie während der Inflationszeit an den vorher 
abgeſtoßenen Erwerbshäuſern gemacht hatten, ſich 
faſt reſtlos dem Miethausbau zuwandten. Dieſe 
Bewegung hat ſich leider z. T. auch in Mittel⸗ und 
Kleinſtädten gezeigt. Ausnahmen ſind leider nur 
in geringem Ausmaß zu verzeichnen. 

Vom 1. Januar 1924 ſind nach einer Aufſtellung 
des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt im 
Rheinland insgeſamt 205 408 Neubauwohnungen 
erſtellt. Auf Einfamilienhäuſer entfallen 43 231, 
mithin 21,1% der Geſamtziffer. Die Rheiniſche 
Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft hat hingegen unter 
15 987 vollbetreuten Wohnungen 7163 Einfami⸗ 
lienhäuſer, alſo 44,8 geſchaffen. Dieſe Aufſtel⸗ 
lung enthält lediglich die voll betreuten Woh⸗ 
nungen, während unter den insgejamt gezählten 
Einfamilienhäuſern auch noch eine größere Zahl 
vorhanden iſt, die der Mitwirkung der Geſellſchaft, 
insbeſondere auf finanziellem Gebiete, die Geſtalt 
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als Einfamilienhaus verdankt, da die Wohnungs⸗ 
fürjorge-Gejellichaft ſtets Wert darauf gelegt hat, 
in erſter Linie das Einfamilienhaus da, wo es 
irgendwie wirtſchaftlich durchführbar war, zu 
unterſtützen. 

Das Bemühen, in umfangreichem Maße dem 
Einfamilienhaus trotz der zweifellos entgegen⸗ 
ſtehenden Tagesſtrömung während der letzten 
Jahre wieder zum Durchbruch zu verhelfen, mußte 
praktiſch damit beginnen, zu verſuchen, das 
Eigenheim und das Kleinſteinfami⸗ 
lienhaus zu denſelben oder womöglich noch 
geringeren Koſtenſätzen dem kleinen 
Manne zur Verfügung zu ſtellen wie die ver- 
gleichbare Mietwohnung im Mehrfamilienhaus. 
Dieſe Arbeit war nur durch intenſive Arbeiten 
auf den verſchiedenſten Teilgebieten zu erreichen, 
Sie mußte zumeiſt ſchon bei der Planungsarbeit 
auf ſtädtebaulichem Gebiet einſetzen. Die vorhan⸗ 
denen Geländeaufteilungspläne, noch mehr aber 
die Parzellenbildungen, ſind in der Regel für das 
Kleinſthaus denkbar ungeeignet. Zudem konnte 
zumeiſt wenigſtens in der Nähe größerer Orte, 
nur durch einheitlichen Geländeerwerb das Ge— 
lände zu genügend preiswerten Sätzen bereit⸗ 
geſtellt werden und auch nur dann ohne zu große 
Belaſtung an Anliegerkoſten dem Kleinſthausbau 
nutzbar gemacht werden, wenn eine für den jper 
ziellen Zweck aufgeſtellte ſtädtebauliche Planung 
dem Geſamtbauvorhaben zu Grunde gelegt wurde. 
Daß Form und Durchführung des Lageplanes je 
nach den örtlichen Verhältniſſen verſchieden ſein 
konnten und mußten, ergibt ſich von ſelbſt. Im⸗ 
merhin war bei den damals in den größeren 
Städten herrſchenden Anforderungen an Straßen⸗ 
baukoſten einſchließlich der Koſten für Verſor⸗ 
gungsleitungen eine Durchführungsmöglichkeit 
des Einfamilienhauſes zumeiſt nur in Form des 
rationell geplanten Reihenhauſes 
gegeben. Bei den innerhalb der Großſtädte, ſelbſt⸗ 
verſtändlich in den Außenbezirken errichteten 
Bauten waren in jedem Falle faſt langwierige 
Verhandlungen wegen Senkung der untragbar 
teuren, aber auch für dieſen Zweck zu verſchwen⸗ 
deriſch angenommenen Ausführungen von Stra⸗ 
ßenausbau und Verſorgungsleitungen die Regel, 
bei denen leider oft ein zu enger Geſichtskreis 
von Einzeldezernenten unnötige Verteuerungen, 
3. T. aber auch die Aufgabe einzelner Projekte, im 
Gefolge hatte. Dabei mußte ſelbſtverſtändlich der 
Nachteil in Kauf genommen werden, daß die 
Gärten hinter dem Hauſe für eine ſtärker ins Ge⸗ 
wicht fallende Selbſtverſorgung der Bewohner 
mit Gartenerzeugniſſen zu klein waren, ein Uebel⸗ 
ſtand, der aber in vielen Fällen durch Bereititel- 


lung von Pachtland in nächſter Nähe behoben 
wurde. 

Ganz andere Möglichkeiten nach der Richtung 
der teilweiſen Selbſtverſorgung und der jtärferen 
Verwurzelung mit dem Lande brachten natürlich 
die Bauaufgaben in den kleineren 
Orten und auf dem flachen Lande, bei 
denen der Intereſſenkreis zumeiſt die Verbindung 
mit ländlichen Gedankenkreiſen noch nicht ver- 
loren hatte, wie meiſt in den Großſtädten. Dieſer 
Aufgabe hat ſich die Rheiniſche Wohnungsfür⸗ 
ſorge⸗Geſellſchaft in den letzten Jahren in ganz 
beſonderem Umfange angenommen, ausgehend von 
dem Gedanken, daß gerade durch dieſe Tätigkeit 
eine bevölkerungspolitiſch, aber auch volkswirt⸗ 
ſchaftlich außerordentlich wichtige Miſſion erfüllt 
werden könnte, wenn es gelang, jo möglichſt zahl: 
reiche Volkskreiſe auf dem Land und in der Klein⸗ 
ſtadt feſtzuhalten. Und gerade dieſe Tätig⸗ 
keit, in der faſt drei Viertel der zur 
Errichtung gelangten Eigenheime 
erſtellt ſind, hat jetzt nachträglich 
ganz beſondere Bedeutung erlangt 
und damiteinen neuen Beweisgrund 
für die Notwendigkeit der Woh⸗ 
nungsfürſorge⸗-Geſellſchaften ge⸗ 
ſchaffen. Andere Stellen, dieſichder 
ſyſtematiſchen Durchführung der⸗ 
artiger Siedlungsaufgaben gerade 
auf dem Lande annehmen, ſind nicht 
vorhanden. 

Die Bereitſtellung des erforderlichen Garten- 
landes war nicht immer und überall möglich, aber 
zumeiſt ließ ſich doch die Anlage in der gewünſch⸗ 


If 


ten lockeren Form unter Beigabe größerer Land— 
zulage von einigen hundert Quadratmetern er- 
möglichen, ſodaß dann hier anſtelle des 
Reihenhauſes das Doppelhaus, in 
Einzelfällen auch das Einzelhaus, treten konnte. 
Entſprechend der in den früheren Jahren üblichen 
Auffaſſung wurde immerhin auch hier noch der 
Hauptwert auf die Wohnfunktion und das Haus 
gelegt, hingegen die Schaffung der Gärten und 
Wirtſchaftsräume als nebenſächlicher betrachtet. 
Allerdings erhielten die Grundſtücke in dieſen 
Fällen zumeiſt eine Größe von etwa 300 bis 
600 qm, je nach den Grundſtückspreiſen. Der land⸗ 
wirtſchaftlichen Eignung der Grundſtücke wurde 
ein beſonderer Wert beigemeſſen. Die Grundſtücke 
find meiſt Eigentum der Bewohner, oft in der 
Form der Reichsheimſtätte, damit die Gewähr be— 
ſteht, daß der Beſitz den Siedlern und ihren Fa— 
milien auch für längere Zeit erhalten bleibt. 
Daneben iſt in den letzten Jahren in größerem 
Ausmaße Pachtland hinzugenommen worden. 
Es iſt zumeiſt dafür geſorgt, daß in günſtiger 
Lage Pachtland zur Verfügung ſteht. 

Während bei der Kleinſiedlung in Reihenhaus⸗ 
form mit mehr ſtädtiſchem Charakter größere 
Siedlungen bis zu 200 und 300 Wohnungen zum 
Teil zur Errichtung gelangt ſind, iſt bei der Sied⸗ 
lung in Doppelhausform die Kleinſiedlung von 
etwa 8 bis 20 Häuſern an einer Bauſtelle vor⸗ 
herrſchend, wenngleich auch an einzelnen Stellen 
Geſamtgrößen derartiger Siedlungen bis zu 50 
und 80 Wohnungen ſich ergeben haben. Dieſe 
Siedlungen in den Außengebieten einiger Groß— 
ſtädte ſind bereits Beiſpiele für die Stadtrand— 


Eingeſchoſſiger Reihenhaustyp 
der Rheiniſchen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft. 

Wohnfläche 34 —52 qm (je nach Aus⸗ 
bau des Dachgeſchoſſes). 


Das Haus hat bei abfallendem Ge- 
lände zumeiſt einen Stall im Keller. 
Ausgeführt u. a. in den Siedlungen: 
Eckrath, Homberg, Hochdahl, Kettwig; 
als Doppelhaus in den Siedlungen: 
St. Johann, Baſſenheim, Horchheim. 
(1929 1931) 
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Trabach 


ſiedlung, nach Typ und, wie ſich ſpäter ergab, auch 
nach Durchführungsart. Maßgebend für die in 
der Regel gewählte Größe von 8 bis etwa 20 
Siedlerſtellen war, daß dieſe Siedlungen überall 
in der Provinz verſtreut auch in kleinen Gemein⸗ 
den erichtet wurden und in ſehr vielen Fällen 
Bauſelbſthilfe in umfangreichem Maße eingeſetzt 
werden konnte. 

So ergaben ſich praktiſch zwei Serien von Bau⸗ 
typen: das Reihenhaus auf ſchmaler Grundriß⸗ 
breite bei einer Durchſchnittsbreite von etwa 
41% m, die in einigen Fällen um einiges erhöht, 
in anderen Fällen auch bis auf 5 m zurück⸗ 
geſchraubt wurde und auf der anderen Seite das 
mehr ländlichem Charakter entſprechende Doppel⸗ 
haus. 


1929 


Bautypen: Form und Koſten. 

Für das Reihenhaus kam ſowohl die zwei⸗ 
geſchoſſige wie die eingeſchoſſige Bauweiſe in 
Frage. Die zweigeſchoſſige Bauweiſe in erſter 
Linie dort, wo es ſich um die Anlage etwas grö— 
ßerer Wohnungen handelte, jo z. B. für Kinder⸗ 
reiche, in den übrigen Fällen vorwiegend die ein⸗ 
geſchoſſige Bauweiſe, bei der z. T. der Ausbau zu⸗ 
nächſt auf das Erdgeſchoß beſchränkt war oder nur 
ein Teil des Dachraumes ausgebaut wurde. Die 
hygieniſchen Anlagen mußten bei den Reihen— 
häuſern ſelbſtverſtändlich im allgemeinen jtädti- 
ſchen Anſprüchen angepaßt werden. Kanaliſation 
war, von Ausnahmefällen abgeſehen, nicht zu ent⸗ 
behren. Das führte überall zur Anlage von 
Waſſerkloſetts und in den meiſten Fällen auch 


Eineinhalbgeſchoſſiger 
Dopelhaustyp der Nheini— 
ſchen Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaft. 

Wohnfläche: 45—54 qm 

Der Stall iſt zumeiſt im hoch⸗ 
liegenden Untergeſchoß hinten 
untergebracht. 

Der Ausbau des Dachgeſchoſſes 
iſt je nach Bedürfnis verſchieden. 
Ausgeführt u. a. in den Sied— 
lungen: Mülheim, Obernbieber, 
Pfaffendorf, Niederoberweiler, 
Engers, Heimbach, Welsbach. 
(1929-1931) 


Voerde 


zur Anordnung von Baderäumen. Entſprechend 
der verhältnismäßig geringen Landzulage, die 
einſchließlich des vielfach in Frage kommenden 
Pachtlandes zumeiſt nur einen Gemüſe- und Obſt⸗ 
bau mäßigen Umfanges, der den eigenen Bedarf 
im weſentlichen deckte, ermöglichen konnte, waren 
Stallanlagen zumeiſt nicht erforderlich, weil ſich 
die Tierhaltung im allgemeinen auf die Aufzucht 
einiger Kaninchen, die aus den Gartenabfällen 
mit durchgefüttert werden, zu beſchränken pflegt. 
Infolgedeſſen genügte in der Regel die Bereit⸗ 
ſtellung eines Kellerraumes für Gartengerätſchaf⸗ 
ten und auch für die Unterbringung der Kanin⸗ 
chen im Winter. 


Der ländliche Typ des Doppelhauses 


konnte und mußte dagegen in weit ſtärkerem 
Maße auf ſtädtiſche Nebenanlagen verzichten. 
Zwar iſt auch hier in einer beſchränkten Anzahl 
von Fällen die Anordnung eines Spülkloſetts 
noch vorgeſehen worden, vielfach aber durch Gru⸗ 
benanordnung in der Form, daß doch eine Ver— 
wertung der Abfallſtoffe auf dem Grundſtück mög⸗ 
lich blieb. Auch der Einbau von Bädern iſt in 
einer Anzahl von Fällen erfolgt. 

Bei dieſem Typ wurden oft beſondere Ställe 
gebaut. Wo eine wellige Bodengeſtaltung auf 
der einen Seite eine gewiſſe Freilegung des 
Kellergeſchoſſes ermöglichte, wurde der Stall⸗ 
raum im Antergeſchoß untergebracht. In an⸗ 
deren Fällen iſt vorgeſehen, daß ſpäter ein beſon⸗ 
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derer Stall nach einem im voraus feſtgelegten 
Plan hinzugebaut werden kann. Dieſer Weg 
wurde bei Eigenheimſiedlungen mit Bauſelbſt⸗ 
hilfe bevorzugt. 

Auf die ſparſamere Bemeſſung der 
Wohnfläche und noch mehr des umbauten 
Raumes achtete die MWohnungsfürjorgegejell- 
ſchaft beſonders, weil ſich herausſtellte, daß die 
Einfamilienhäuſer mit aufwendigerer Größe in 
der Praxis von den Beſitzern meiſt nicht allein 
bewohnt werden konnten, weil ſie (meiſt Arbeiter), 
die Geſamtverzinſung nicht allein aufbringen 
konnten und außerdem keine ausreichenden Möbel 
hatten. Darum iſt die Wohnungsfürſorge-Geſell⸗ 
ſchaft ganz ſyſtematiſch auf immer größere Spar⸗ 
ſamkeit bei der Durchbildung der Typen der 
Eigenheime bedacht geweſen, auch wegen der 
Wirtſchaftlichkeit gegenüber der Mietwohnung. 

Die Bauherren waren nach anfänglichem Wi⸗ 
derſtreben mit den kleineren Ausmaßen ihrer 
Eigenheime zufrieden. Sie erkennen, daß die Be⸗ 
ſchränkung wegen der geringeren Aufwendungen 
in ihrem eigenſten Intereſſe liegt. So ſind die 
Bautypen der Geſellſchaft für die Einfamilien⸗ 
häuſer ſchon in den Jahren 1928 und 1929 im 
Durchſchnitt auf etwa 60 am, heruntergehend bis 
auf etwa 50 am, geſenkt worden. In den letzten 
Jahren iſt ſodann ſogar eine Senkung der Wohn⸗ 
fläche bis auf 42 qm ereicht worden. 

Angaben über Baukoſten und Finanzierung ſo⸗ 
wie den Miet⸗ bzw. Zinsaufwand haben unter 
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Eſſen 


den ganz veränderten wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen der Gegenwart nunmehr beſchränkte Be⸗ 
deutung, insbeſondere für die zurückliegenden Jahre 
mit einem Baukoſtenindex bis 180% des Frie⸗ 
densſtandes. Lediglich für einige Bauvorhaben 
des Jahres 1931 ſeien genauere Angaben gegeben, 
da dieſe Angaben nach dem Baukoſtenindex 1931 
von etwa 145—150 %, auf die heutige Preislage 
(Index von 115—120%) leicht durch Abzug eines 
Fünftels der Baukoſten umzurechnen ſind. 


— 
Größe Reine Baukoſten 


2 8 der 5 3 (einschl. des 

& 5 Wohnungen | Sg ebe geleiiter 

Ort Ss um: | #2» 3 Seelbſthilfe) 
ge bauter SS 8 S Bau⸗ pro cbm 

88 3 8 — = ſumme u. R. 

cbm qm am RM RM 

Duisburg. 78 | 168 | 46 | 400 | 4000 23.81 
Walſum .. 26 | 275 | 56 | 365 | 4900 17.82 
Hückelhoven .. 26 | 294 | 49 | 370 | 5200 17.69 
Een 14 223 50 | 400 | 3900 | 17.49 
Andernach ...| 14 | 355 | 74 | 250 | 4320 | 12.17 
Pfaffendorf .. 12 | 283 54,5 400 | 3861 13.64 
Materborn ..| 12 | 184 | 36 | 500 | 3300 17.93 
Horchheim .. 8 | 252 | 43 | 190 3950 | 15.68 
Dülfen 8 179 47 | 600 3400 | 18.99 
Wevelinghoven 8 | 204 | 46 | 540 3700 | 18.14 


— —— — — —-— — 


Die Bauſelbſthilfe iſt bei der Eigenheimbau⸗ 
bewegung von beſonderer Bedeutung. Die Nhei- 
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niſche Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft iſt nach den 
ungünſtigen Erfahrungen, die in der Inflations⸗ 
zeit an vielen Orten mit Selbſthilfebauten 
gemacht worden find, nur ſehr vorſichtig vorge- 
gangen. Sie hat immer feſtzuſtellen verſucht, ob 
die Siedler für die Selbſthilfebauten auch die not⸗ 
wendige pſychiſche wie phyſiſche Eignung und die 
nötige Fachkenntnis haben. Aber trotzdem waren 
vielfach ſchwere Hinderniſſe zu überwinden, ins⸗ 
beſondere durch die vom Eigennutz der Unter- 
nehmerorganiſationen diktierten An⸗ 
feindungen. Ein beſonderes Ausmaß haben da— 
mals dieſe Selbſthilfearbeiten im ſüdlichen Teil 
der Provinz, insbeſondere im Regierungsbezirk 
Koblenz angenommen, in dem Gebiet, in dem 
durch das örtliche Vorkommen von Bims- und 
Lavabauſtoffen eine gewiſſe Vertrautheit der ge⸗ 
ſamten Arbeiterſchaft mit Bauarbeiten im weite⸗ 
ſten Sinne des Wortes feſtzuſtellen war. 

Mit den erſten Selbſthilfebauten in Eigenheim⸗ 
form war im Jahre 1925 begonnen. Aber erſt all⸗ 
mählich hat ſich ein feſt umriſſenes Syſtem für 
dieſe Form der Bauten als zweckmäßig herausge- 
bildet. Zunächſt war überall eine Gemeinſchaft 
in loſer Form vorherrſchend, die ſich in fame- 
radſchaftlicher Weiſe bei der Errichtung der 
Häuſer gegenſeitig aushalf. Die Verteilung der 
Einzelgrundſtücke an die Siedler erfolgte dabei in 
der Regel vor Beginn der Bauarbeiten. Diejes 
Vorgehen erwies ſich aber infolge der Eigenbröde⸗ 
leien und Sonderwünſche der Siedler, die ſich als 
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Bauherren fühlten und der Leitung eine einheit- 
liche und erfolgreiche Durchführung erſchwerten, 
als unzweckmäßig, ſodaß ſpäter in der Regel die 
Formeines E. V. gewählt wurde. Die Bau⸗ 
gruppe trat als Bauherr auf. Die Wohnungs⸗ 
fürſorge⸗Geſellſchaft betreute das ganze Bauvor⸗ 
haben techniſch und finanziell, ſchrieb die Arbeiten 
aus und vergab ſie unter der Auflage, daß der 
Unternehmer zu einem beſtimmten von vornherein 
feſtgelegten Satz die Selbſthilfeſiedler bei der 
Durchführung der ihm übertragenen Arbeiten be⸗ 
ſchäftigte, oder überwachte dieſes Verfahren, 
wenn es örtlich durchgeführt wurde. Die Bau⸗ 
gruppe behielt die ſämtlichen Häuſer mög⸗ 
lichſt lange im Beſitz. Der Nutzen der Gelbit- 
hilfeleiſtungen der Siedler wuchs der Siedler— 
gruppe zu, die Arbeiten wurden dem Einzel⸗ 
ſiedler zwar rechnungsmäßig gutgeſchrieben, einen 
Rechtsanſpruch erhielt er aber erſt in dem Augen⸗ 
blick, in dem die Häuſer bezugsfertig waren. Dann 
erfolgte in der Regel durch Verloſung eine Ver⸗ 
teilung und Auflaſſung der Häuſer an die ein⸗ 
zelnen Siedler. Dabei mußte ſodann der Siedler 
die auf ſein Grundſtück entfallenden, vorher auf 
den Namen der Selbſthilfegruppe bewilligten 
Baugelder übernehmen, während er auf der an⸗ 
deren Seite den Gegenwert der von ihm gelei⸗ 
ſteten Arbeitsſtunden gutgeſchrieben erhielt. Der 
Umfang der Selbſthilfeleiſtungen 
bei den einzelnen Bauvorhaben war naturgemäß 
ganz verſchieden je nach den Fachkenntniſſen und 
dem Arbeitswillen der Siedler, wie auch nach der 
Art der zur Verfügung ſtehenden Bauſtoffe. Aus⸗ 
ſchachtungsarbeiten und Handlangerdienſte wur⸗ 
den faſt überall ſeitens der Siedler geleiſtet, in 
beſonders großem Umfange auch Maurer⸗ und 
Malerarbeiten. Die letzteren gelangten in der 
Regel, wenigſtens im Innern der Häuſer, erſt 
dann zur Durchführung, wenn die Häuſer bereits 
bewohnt waren und wurden erſt allmählich nach 
längerem Austrocknen der Häuſer durchgeführt. 


Erkrath 


Horchheim (Gartenfront) 1931 
Faſt ausſchließlich durch Unternehmer wurden da— 
gegen Tiſchler⸗, Inſtallations⸗ und Klempner⸗ 
arbeiten durchgeführt. Der Gegenwert der durch 
die Bauſelbſthilfe erzielten Erſparniſſe, verglichen 
mit den normalen durch Unternehmerarbeit üb⸗ 
lichen Preiſen, ſchwankt demgemäß je nach Um⸗ 
fang der Bauſelbſthilfe und Eignung der Siedler 
erheblich. In den günſtigſten Fällen ſind Erſpar⸗ 
niſſe bis etwa 30 und 32% der reinen Baukoſten 
erreicht worden. Dabei iſt allerdings zu 
berückſichtigen, daß es ji) bei der Durch— 
führung der Selbſthilfebauten in frühes 
ren Jahren in der Regel nicht nur um 
Arbeitsloſe, ſondern zumeiſt um Kurz⸗— 
arbeiter und auch teilweiſe noch in Voll⸗ 
arbeit ſtehende Siedler handelte. 
Daß auch 


die wirtſchaftlichen Erlebniſſe der Eigen⸗ 
heimbautätigkeit 
im Durchſchnitt durchaus erfreulich ge⸗ 
weſen ſind, hat eine im Sommer 1931 
durchgeführte Unterſuchung ergeben. Die 
ſparſamere Durchführung der Bauten an 
Amfang und insbeſondere die durch 
zweckmäßige Baudurchführung, z. T. durch 
Selbſthilfe, erzielten Erſparniſſe wirk⸗ 
ten ſich dahin aus, daß die Zins⸗ 
aufwendungen vergleichsweiſe erheb⸗ 


lich geringer waren als die von entſprechenden 
Schichten ſonſt bewohnten Neubauwohnungen. So 
ergab die 1931 durchgeführte Unterſuchung, daß 
in den um die damalige Zeit etwa zwei oder drei 
Jahre bewohnten Häuſern inzwiſchen die innere 
Ausſtattung erheblich verbeſſert war, ſo durch An⸗ 
bringung von Tapeten, die Wandanſtriche neu 
ausgeführt und insbeſondere die Holzteile mit 
Oel- und Lackanſtrich ſauber verſehen waren, daß 
bei vielen Wohnungen Dachräume ausgebaut, 
Kleinviehſtälle angelegt und die Gärten mit 
Strauch⸗ und Baumobſt ausgeſtattet waren und 
auch lebendes und totes Inventar in größerem 
Umfange beſchafft war. Jedenfalls iſt in vielen 
Fällen durch die nebenberufliche Tätigkeit in der 
Landwirtſchaft auch dann, wenn dieſe faſt aus⸗ 
schließlich auf die Befriedigung des eigenen Be⸗ 
darfes gerichtet war, eine gewiſſe Kriſenfeſtigkeit 
der Siedler (ſelbſt bei verſtärkter Kurzarbeit oder 
gar Arbeitsloſigkeit) erreicht worden. 


Die Finanzierung der Eigenheimbauten 


erfolgte in früheren Jahren in der normalen 
Weiſe in erſter Linie durch Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken. Darin iſt erſtmalig im Laufe des Jahres 
1932 ein grundlegender Wandel eingetreten. 
Außer Reſtbeträgen aus der Hauszinsſteuer und 
in beſcheidenem Umfange Mitteln aus dem Stadt⸗ 
randſiedlungsfonds ſtanden öffentliche Mittel nicht 
zur Verfügung. I. Hypotheken waren allgemein 
nicht zu erhalten. So war die Heranziehung von 
Eigenkapital der Bauherren in größerem Aus⸗ 
maße für die Durchführung der Eigenheimbau⸗ 
tätigkeit von beſonderer Bedeutung und Voraus⸗ 
ſetzung für die Weiterführung. Der Rheiniſchen 
Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft iſt die Heran⸗ 
ziehung von beträchtlichen Eigenmitteln der Bau⸗ 
herren in ziemlich erheblichem Umfange geglückt, 
ſodaß die Geſellſchaft auch im laufenden Jahr bei 
gleichzeitiger Bevorſchuſſung einer I. Hypothek 
doch eine größere Zahl von Eigenheimen errichtet. 
Dieſes Verfahren ſcheint nach den in der letzten 
Zeit gemachten Erfahrungen ausbaufähig, weil 
ſich erfreulicherweiſe zeigt, daß doch in Arbeiter⸗ 
kreiſen vielfach ein Sparkapital von 2000 bis 3000 


r 
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Pfaffendorf 


1931 


Horchheim 


und auch 4000 RM ſteckt, für das heute in erſter 
Linie die Anlage in einem Eigenheim mit grö⸗ 
ßerer Landzulage gewünſcht wird. Dieſe Entwick⸗ 
lungsmöglichkeit nach jeder Richtung zu fördern, 
ſieht die Rheiniſche Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft 
als ihre vornehmſte und auch volkswirtſchaftlich 
2 wichtige Aufgabe für die nächſte 
eit an. 


Ausblick. 


Die vom Reiche zur Durchführung der Stadt- 
randſiedlung zur Verfügung geſtellten 
Geldmittel haben zweifellos dazu beigetragen 
den Gedanken des beſcheidenen Ein⸗ 
familienhauſes wieder ſtärker z u 
beleben. Für die in Ausſichtgeſtellte 
dritte Rate aus dem Stadtrandſied⸗ 
lungsfonds muß jedoch bei Vermei⸗ 
dung unwirtſchaftlicher Aufwen⸗ 
dungen eine weitgehende Verein⸗ 
fachung des Verfahrens gefor⸗ 
dert werden. Außerdem werden 
einige materielle Aenderungen not 
wendig werden, ſo muß z. B. das flache 
Land mehr als bisher bei der Vertei⸗ 
ung der Mittel berückſichtigt wer⸗ 
en. 

Bei den Stellen, denen die praktiſche Förde⸗ 
rung des Einfamilienhauſes und 
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Eigenheimes für die minderbemittelten 
Schichten am Herzen liegt, wird es nun ſicher be- 
ſonders begrüßt werden, daß das Reich 20 Mil- 
lionen Reichsmark zur Förderung des 
Baues von Eigenheimen bereitſtellen will. Die 
neuen Beſtimmungen, die Miniſterialrat Durſt 
in dem in dieſem Hefte veröffentlichten Auf- 
ſatz (Wortlaut ſ. Geſetzesteil) erläutert hat, ver⸗ 


folgen das Ziel, mit möglichſt gerin⸗ 
gen Reichsmitteln ein Höchſtmaß 
an privaten Geldern dem Woh— 


nungsbau nutzbar zu machen und auf 
dieſe Weiſe der Bauwirtſchaft Ar⸗ 
beit zu bringen. Dieſen Beſtrebungen iſt 
zuzuſtimmen, allerdings mit dem Vorbehalt, daß 
in der praktiſchen Durchführung nicht die im ge⸗ 
ſamtwirtſchaftlichen Intereſſe notwendigen For⸗ 
derungen unberückſichtigt bleiben. Zweifellos ſind 
die vielleicht 10 000 bis 20 000 Eigenheime, die 
mit den 20 Millionen Reichsmark zur Errichtung 
gelangen können, im Vergleich zu der Bautätig⸗ 
keit der früheren Jahre keine weſentliche Ziffer. 
Und doch wird es an manchen Orten bedenklich 
ſein, wenn der vorhandene Wohnraum an grö— 
ßeren Mittelwohnungen noch vermehrt wird. Die 
obere Grenze der zuläſſigen 90 qm dürfte daher 
nur da erreicht werden, wo mit Rückſicht auf die 
örtlichen Verhältniſſe derartiger Wohnraum auch 


id 


—— 
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heute noch notwendig iſt. Hingegen zeichnet ſich 
als immer dringendere Aufgabe die Rüdfüh- 
rung geeigneter Schichten in länd⸗ 
liche Umgebung zur Sicherſtellung 
einer wenigſtens teilweiſen Selbſt⸗ 
verſorgung ab, ſodaß die Eigenheimaktion 
dieſen Beſtrebungen nutzbar gemacht werden 
müßte. Außerdem wird den meiſten Bauherren 
mit der Zuſage eines Reichsdarlehns, das erſt in 
der Zeit vom 1. April 1933 bis zum 31. Mai 1935 
allmählich fließen wird, noch nicht gedient ſein. 
In den allermeiſten Fällen wird das zugeſagte 
Reichsdarlehn von öffentlichen oder privaten 
Geldinſtituten oder Wohnungsunternehmen zwi⸗ 
ſchenfinanziert werden müſſen. Dasſelbe gilt für 
die I. Hypothek. Dadurch wird für einen großen 
Teil der Einfamilienhäuſer, wenigſtens für alle 
die, die unter irgendwelcher Mithilfe gemeinnützi⸗ 
ger Wohnungsbauunternehmen errichtet werden, 
wohl ohnehin eine Beſchränkung der Baugelder 
auf den Umfang des Bauvorhabens, das die drin⸗ 
genden Bedürfniſſe der Einzelfamilie ſicherſtellt, 
zwangsläufig ſein. Wenn bei der Verteilung der 
Geldmittel auch die ländlichen Bezirke im notwen⸗ 
digen Umfange berückſichtigt werden, dann wer⸗ 
den die früheren Arbeiten im Rahmen der neuen 
Aktion erfolgreich weitergeführt werden können. 
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Doppelhaustyp für Primitivſiedlungen. 
Wohnfläche (ohne Stallanbau) 27—45 qm (je nach Dachausbau). 
In den meiſten Fällen iſt in der Praxis die Geſchoßtreppe vom Vorraum (Waſchküche) aus zugänglich gemacht. 


Ausgeführt u. a. in den Siedlungen: Duisburg, Eſſen, Walſum, Dinslaken. 
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Amſchau 


Die Aufgaben 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 

Der Pr. MfV. und der Pr. FM. haben in dem 
gemeinſamen RdErl. vom 20. Oktober 1932 
(II 1100/15. 7. WM.) Richtlinien 
(I B 7705/8. 9. FM.) | 
über den Zweck und die Aufgaben der preußiſchen 
provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften auf⸗ 
geſtellt. 

Der Erlaß iſt im Geſetzesteil dieſer Zeitſchrift 
veröffentlicht. Den Inhalt der Beſtimmungen 
und das von den WFG. verfolgte Siedlungsziel 
hat Miniſterialrat Geheimrat Dr. Pauly in ſei⸗ 
nem im Oktoberheft veröffentlichten Aufſatz „Die 
Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaften und der künftige 


grundlegende 


Neubauten aus 1924 — 1932 
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Wohnungsbau“ erläutert. 
auf jene Ausführungen. 

Daß trotz der dort beleuchteten Schwierigkeiten 
die WFG. mit Erfolg bemüht geweſen find, das 
Eigenheim in erſter Linie zu fördern, beweiſt die 
nebenſtehende Ueberſicht, die für die einzelnen Pro⸗ 
vinzen die Geſamtzahl der in der Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar 1924 bis 30. Juni 1932 erſtellten Neubau⸗ 
wohnungen und den darin enthaltenen Einfami⸗ 
lienhäuſern den entſprechenden Zahlen der von 
den preußiſchen provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften voll betreuten Wohnungen gegen⸗ 
überſtellt. 

Die Stellung der WFG. in der Wohnungswirt⸗ 
ſchaft wird durch den „Aufgabenerlaß“ von neuem 
klargeſtellt. Die neue Bezeichnung der Geſell⸗ 
ſchaften als „provinzielle Wohnungs⸗ und Klein⸗ 
ſiedlungstreuhandſtelle“ mit dem Namen „Heim⸗ 
ſtätte“, ſoll auch äußerlich die Zielrichtung ihrer 
Wohnungs⸗ und Siedlungsarbeit kennzeichnen. 
Zur Erfüllung der vielſeitigen Aufgaben und der 
ſich mit dem Daniederliegen der Bauwirtſchaft 
von Monat zu Monat erhöhenden Anforderungen 
ſind den Geſellſchaften in dem beſonderen Erlaß 
des Pr. MfV. vom 18. 10. 32 (II 1100/16. 6. 
2. Ang.) die ihnen in früheren Jahren gewährten 
Staatsdarlehen vorläufig bis zum 31. Dezember 
1935 belaſſen worden. 


Wir verweiſen hier 


Baugewerbe, Stadtrandſiedlung 
und Arbeitsdienſt 

In den Kreiſen des Baugewerbes beſteht viel⸗ 
fach die Auffaſſung, daß bei der Stadtrandſiedlung 
die Beſchränkung der Baukoſten und die Ein⸗ 
ſchaltung der Selbſthilfe ſowie des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes der freien Bauwirtſchaft Arbeits⸗ 
gelegenheiten entzögen. So hat z. B. der Ge⸗ 
ſchäftsführer des Mitteldeutſchen Arbeitgeberver⸗ 
bandes für das Tiefbaugewerbe, Dr. Hendler, in 
einer Denkſchrift über die tatſächlichen Koſten der 
Stadtrandſiedlung in Frankfurt a. M. behauptet, 
die Bauwirtſchaft wäre durchaus in 
der Lage geweſen, mit ihren zur Ar⸗ 
beitsloſigkeit verurteilten Bauar⸗ 
beitern das Siedlungswerk unter 
Zahlung der örtlichen Bauarbeiter⸗ 
löhne billiger durchzuführen, als 
es durch Heranziehung des freiwil⸗ 
ligen Arbeitsdienſtes möglich ge= 
weſen iſt. 

Dr. Hendler errechnet die Geſamtkoſten der 
Frankfurter Stadtrandſiedlungen auf 3800, — bis 
4000, — RM je Stelle. Selbſt wenn dieſe Berech⸗ 
nung als richtig unterſtellt wird, ſo würden 
dieſe Koſten doch noch unter den Koſten liegen, 
die bei Ausführung im Tariflohn entſtanden 
wären. Bei Einſchaltung von Tarifarbeit würde 
bei reinen Materialkoſten von 2100 RM, nach 


dem Verhältnis: Material zu Löhnen gleich 60 
zu 40 für tarifliche Lohnarbeit ein 
Aufwand von ca. 1400,— RM entitehen, 
gegenüber einem von Dr. Hendler berechneten 
Betrage für die Unterſtützung der erwerbsloſen 
Siedler und Helfer und die Mittel für den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt von RM 1036,— je 
Stelle. Es bleibt alſo eine Erſparnis an Ar⸗ 
beitslohn von RM 364, — zugunſten des gewähl⸗ 
ten Verfahrens. Dies Ergebnis deckt ſich auch mit 
der Tatſache, daß da, wo dieſelben Häuſer auf dem 
Wege der freien Vergebung an Privatunterneh⸗ 
mer erſtellt werden ſollten, Preiſe von RM 4000 
bis RM 4500 gefordert wurden. 

Abgeſehen von dieſer rein wiͤrtſchaftlichen 
Frage der Koſten verkennt aber die Denkſchrift 
von Dr. Hendler die ethiſchen und arbeitspoliti⸗ 
ſchen Werte, die in der gegenſeitigen Selbſthilfe 
der Stadtrandſiedler liegen. Erſt durch die 
bei der Durchführung der Siedlung 
geleiſteten Arbeiten erwirbt der 
Siedler ein Anrecht auf ſeine Stelle, 
auf dererſeine bisher brachliegende 
Arbeitskraft im Aufbau und in der 
künftigen Bewirtſchaftung nutz⸗ 
bringend verwenden kann. 

Unter dieſem Geſichtspunkt rechtfertigt ſich auch 
die Einſchaltung des freiwilligen Arbeitsdienſtes, 
deſſen arbeitspolitiſche und volkserzieheriſche Be⸗ 
deutung bekannt iſt. Wenn man ſich gegen das 
bei der Stadtrandſiedlung gewählte Verfahren 
wendet, jo müßte man den Gedanken der produf- 
tiven Beſchäftigung der Erwerbsloſen und den 
Gedanken des freiwilligen Arbeitsdienſtes über⸗ 
haupt angreifen. Dieſe Probleme können an die⸗ 
ſer Stelle nicht behandelt werden. Die arbeits⸗ 
politiſchen Gründe der Siedlung und des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes ſind in dieſer Zeitſchrift 
ſchon wiederholt dargelegt worden.“) 

Es iſt erfreulich, daß ſich auch das Unternehmer⸗ 
tum jetzt mit dem Gedanken des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes zu befreunden beginnt und die ab⸗ 
lehnende Haltung, wie ſie in den Ausführungen 
von Dr. Hendler zum Ausdruck gebracht wird, zur 
Ausnahme wird. Zu dieſer Wandlung dürfte der 
Erlaß des Reichskommiſſars für den freiwilligen 
Arbeitsdienſt über die Beteiligung der Unter- 
nehmer, insbeſondere des Baugewerbes, bei den 
Arbeiten des freiwilligen Arbeitsdienſtes vom 
15. Oktober 1932 (vgl. Geſetzesteil) weſentlich bei⸗ 
getragen haben. 


Beirat für das Kleinſiedlungsweſen 


Der durch den Erlaß des Pr. MfV. vom 24. 5. 
1932*) gebildete Beirat für das Kleinſiedlungs⸗ 
weſen trat am 21. Oktober 1932 zur erſten Sitzung 
zuſammen. Den Vorſitz führte Miniſterialrat Ge⸗ 


*) Vgl. Siedlung und Wirtſchaft, Jahrgang 13, 
S. 21 f., S. 58 f., S. 75 f., S. 391 f., S. 460 f. 


heimrat Dr. Pauly. Als Beiratsmitglieder nah⸗ 
men an der Sitzung teil: 

Biedermann, erſter Bundesvorſitzender des 
Deutſchen Siedlungs- und Verkehrsbundes, Stadt⸗ 
baurat a. D. Fauth; Förſter, erſter Vorſitzender 
des Reichsverbandes der Kleingartenvereine 
Deutſchlands; von Gruner, Vorſtand des Reichs⸗ 
verbandes der WF G.; Linneke, Direktor der 
Brandenburgiſchen Heimſtätte; Dipl.-Ing. Lör⸗ 
cher, Architekt; Lubahn, Leiter der Beamtenbau⸗ 
ſparkaſſe; Migge, Architek für Gartenbau. 

Geheimrat Pauly leitete die Sitzung mit Aus⸗ 
führungen über die Aufgabe des Beirats ein. 
Dieſer ſei ein unpolitiſches Gremium von Sachver⸗ 
ſtändigen auf dem Gebiet des Wohnſiedlungs⸗ 
weſens. Seine Aufgabe ſei, die zweckmäßige Zu⸗ 
ſammenfaſſung und Organiſierung der ſtark zer⸗ 
ſplitterten Kleinſiedlungsbewegung in ehrenamt- 
licher Arbeit zu fördern. 

Der Beirat hält eine Zuſammenfaſſung der 
ſtädtiſchen und vorſtädtiſchen Kleinſiedler nach 
dem Vorbild der Kleingartenvereine für not⸗ 
wendig im Intereſſe der Siedler ſelbſt ebenſo wie 
im Intereſſe der Siedlung. Den ſogenannten 
„wilden Siedlungen“ und ungeſunden Parzellie⸗ 
rungen muß durch zweckmäßige organiſatoriſche 
Maßnahmen begegnet werden. 

Der Beirat vertritt übereinſtimmend die An⸗ 
ſicht, daß der Zuſammenſchluß der Siedler von 
den Siedlern ſelbſt ausgehen und auch die Sied⸗ 
lungsbewerber umfaſſen müſſe. Der beſtehende 
Reichsverband der Kleingartenvereine Deutſch⸗ 
lands ſei eine Organiſation, an die man anknüp⸗ 
fen könne, zumal die Kleinlandſiedler zum großen 
Teil aus den Kreiſen der Kleingärtner hervor⸗ 
gehen. Der Vorſitzende des Reichsverbandes der 
Kleingartenvereine Deutſchlands ſtellte die Mit⸗ 
arbeit ſeines Verbandes bereitwillig in Ausſicht. 

Eine gut geleitete Zuſammenfaſſung der Klein⸗ 
landſiedler und -ſiedlungsbewerber zu einem Ein⸗ 
heitsverbande dürfte im Intereſſe des geordneten 
Fortganges der Siedlungsarbeit liegen. Die Ini⸗ 
tiative des Volkswohlfahrtsminiſteriums zur För⸗ 
derung eines derartigen Zuſammenſchluſſes iſt da⸗ 
her zu begrüßen. Die behördliche Mitwirkung bei 
der Bildung dieſes Verbandes ſoll die Gewähr da⸗ 
für ſein, daß der Verband in einer einheitlichen, 
unpolitiſchen, nach dem ſtaatlichen Siedlungsziel 
orientierten Richtung arbeiten und zur Verein⸗ 
fachung und Erleichterung der Siedlerarbeit für 
alle an der Siedlung Beteiligten beitragen wird. 


Lehrgang für Siedlerfrauen 


Vom 17. bis 22. Oktober d. Is. veranſtaltete die 
Oſtpreußiſche Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft für 
Siedlerfrauen einen Lehrgang über „Abſatz und 
Verwertung von Erzeugniſſen der Siedlerwirt⸗ 


*) Vgl. „Siedlung und Wirtſchaft“ 14. Jahrg., 
Seite 28 2 def * 
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ſchaft“. Die Durchführung hatte der Verband der 
Oſtpr. landw. Hausfrauenvereine und die Abtei⸗ 
lung für Frauenarbeit bei der Landwirtſchafts⸗ 
kammer Königsberg übernommen. 5 

In der Bauernwirtſchaft hängt ein beträcht⸗ 
licher Teil des wirtſchaftlichen Erfolges von der 
Tüchtigkeit und den Fähigkeiten der Frau ab. 
Darum muß den Siedlerfrauen Gelegenheit ge⸗ 
geben werden, ſich rechtzeitig die nötigen Kennt⸗ 
niſſe zur Erfüllung ihrer Aufgabe zu verſchaffen. 
Hierzu gehört nicht nur das praktiſche Können 
des Arbeitsvorganges, das die meiſten Frauen 
mitbringen, ſondern dazu ſind heute mehr denn 
je auch gewiſſe theoretiſche Kenntniſſe erforderlich. 
Mancher Rückſchlag auf neuen Siedlerwirtſchaften 
hätte vermieden werden können, wenn die Sied⸗ 
lerfrauen in einem Lehrgang die notwendigen 
Anregungen kennen gelernt hätten, die ihnen die 
Verwertung wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Er⸗ 
fahrungen auf ihrer Siedlung ermöglicht hätten. 
Mehr als eine Anregung kann ein ſolch kurzer 
Lehrgang nicht ſein; die Siedlerfrauen miiſſen 
ſelbſt für den weiteren Ausbau ihrer Fähigkeiten 
ſorgen. 

Im Auguſte⸗Viktoria⸗Heim im Oſtſeebad Neu⸗ 
häuſer hatten ſich 20 Siedlerfrauen zuſammenge⸗ 
funden. Die Lehrſtunden waren mit Vorträgen 
über Milchgewinnung,⸗Behandlung und Verwer⸗ 
tung, Schweinehaltung und⸗Maſt, Kälberaufzucht, 
Geflügelhaltung und Abſatz der Erzeugniſſe der 


Geflügelwirtſchaft, Anlage des Nutz⸗ und Zier⸗ 
gartens, Obſtbaumpflege uſw. ausgefüllt. In der 
Freizeit wurde gekocht und gebacken, gebaſtelt, ge⸗ 
ſungen. 

Die Siedlerfrauen waren begeiſtert bei der Ar⸗ 
beit und überzeugt, daß ihnen der Lehrgang für 
ihr Vorwärtskommen bedeutenden Vorteil bringt. 
Der Erfolg muß abgewartet werden; er iſt dann 
zu einem guten Teil gegeben, wenn die neu hin⸗ 
zugezogenen Siedlerfrauen möglichſt bald in den 
alten Gemeindeverbänden aufgehen und „oſtpreu⸗ 
ßiſche Bäuerinnen“ werden. 

Für einen ſolchen Freizeitlehrgang werden 
nur geringe Mittel benötigt, da die Land⸗ 
wirtſchaftskammer und die Landwirtſchafts⸗ 
ſchulen in den meiſten Fällen wie in Oſt⸗ 
preußen bereitwillig Lehrkräfte bereitſtellen wer⸗ 
den. In Oſtpreußen werden in Zukunft weitere 
Lehrgänge dieſer Art ſtattfinden. Die Schwierig⸗ 
keit beſteht aber darin, die Frauen gerade in der 
Jahreszeit im Lehrgang zu vereinigen, in der 
ſie in ihrer Wirtſchaft abkömmlich ſind und trotz⸗ 
dem die Teilnehmerzahl für jeden Kurſus auf 
etwa 20 zu beſchränken. Dieſe Zahl hat ſich als 
zweckmäßig herausgeſtellt, um die perſönliche Füh⸗ 
lungnahme zwiſchen Kurſusleiterin und Teilneh⸗ 
mern zu ermöglichen. Nur dann kann das um⸗ 
fangreiche Stoffgebiet in moderner Lehrmethode 
mit Frage und Gegenfrage verſtändlich durchge⸗ 
arbeitet werden. Dr. F. N. 


Veſprechungen 


Das Kleinhaus, ſeine Konſtruktion und Einrich⸗ 
tung. Herausgegeben von Reg.⸗Bmſtr. Guido 
Harbers. Verlag: Georg D. W. Callwey, 
München. Preis RM 5,50. 

„Dem Fachmann aus Verbildung und Pſeudo⸗ 
wiſſenſchaftlichkeit heraus den Weg, der zum ein⸗ 
fachen und folgerichtigen Denken auch im Klein⸗ 
hausbau führt, finden helfen“, iſt nach dem Vor⸗ 
wort die Aufgabe, die ſich das vorliegende Heft 
ſtellt. Dieſer Satz iſt gleichzeitig Urteil über 
manche neuzeitliche Konſtruktionsmethode und 
manches Grundrißexperiment, in deren Erfindung 
ſich ein jetzt wohl überſtandener techniſcher Sno⸗ 
bismus vielfach in der Hoffnung auf kaufmän⸗ 
niſche Gewinnchancen überbot. Dieſe Sucht nach 
dem „Nur Neuen“ dürfte mit die Entwicklung des 
Kleinhausbaus in der Nachkriegszeit unterbunden 
haben, denn für dieſe Beſtrebungen iſt das Klein⸗ 
haus das ungeeigneteſte Objekt. 

Mit der beginnenden Umſtellung und dem da⸗ 
mit verbundenen Wandel der Baugeſinnung wird 
das billige, kleine Haus nicht mehr bloß Wunſch⸗ 
bild breiteſter Schichten der minderbemittelten 
Bevölkerung bleiben. Das Kleinhaus iſt das 
große Problem des Tages geworden. Nicht, wie 
es bisher verſtanden wurde, als erweiterungs⸗ 
fähiges Wochenendhaus oder verkleinerte Villa 
des verarmten Bürgers, ſondern als echtes Heim 


für weiteſte Volkskreiſe, zweckmäßig, ſparſam und 
ohne Aufmachung, aber ausreichend und im 
Grundriß und Aufbau abgewogen. Es handelt 
ſich hierbei nicht um Schaffung von etwas aber⸗ 
mals Neuartigem, ſondern um ein Beſinnen auf 
altbewährte Ueberlieferungen in Bauhandwerk 
und Baugewerbe. 

Deshalb iſt in der Schrift von Harbers beſon⸗ 
ders wertvoll der verſtärkte Hinweis auf das tra⸗ 
ditionell Gute, das in allen Ländern und zu allen 
Zeiten den Kleinhausbau als vereinheitlichendes 
Kennzeichen verbunden hat. An einer ſorgfältig 
ausgewählten Anzahl verſchiedenartigſter alter 
Beiſpiele werden die grundlegenden Merkmale des 
guten Kleinhauſes wieder ins Bewußtſein gerufen 
und auf dieſer Grundlage eine Reihe von Typen 
entwickelt, die von dem einfachſten Häuschen eines 
Werkarbeiters mit 6300, — RM Baukoſten bis 
zum Hauſe eines Kinderreichen mit 15 000, RM 
Baukoſten folgerichtig durchgeführt ſind. Der bei⸗ 
ſpielhafte Wert dieſer Hauspläne iſt zweifellos 
groß. Die äußere Haltung der Entwürfe erreicht 
naturgemäß nicht immer die Höhe neuzeitlicher 
Bauten gleichen Bauprogramms in Dänemark, 
dem unerreichten Vorbild im traditionsgebun⸗ 
denen Kleinhausbau. 

Ein Verſuch macht die Schrift noch beſonders 
intereſſant. Den Typenzeichnungen ſind Koſten⸗ 
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voranſchläge nach zwei Richtungen beigegeben. 
Einmal ſind die normalen Geſtehungskoſten er⸗ 
rechnet, ein zweites Mal die Koſten unter Abzug 
aller Arbeiten angegeben, die von ſeiten des Sied⸗ 
lers geleiſtet werden könnten. Für den Siedlungs⸗ 
willigen enthält dieſes Zahlenmaterial yıher 
wertvolle Hinweiſe und manchen Anhalt für nie 
Abſchätzung der Baukoſten. Allgemeinere Bedeu⸗ 
tung dürfte den Reſultaten der Berechnungen 
kaum zukommen, da ſolche Aufſtellungen bei der 
Verſchiedenartigkeit der Bauherrn, der Ausfüh⸗ 
rungen, der Baupläne uſw. in der Praxis zu ſehr 
unterſchiedlichen Ergebniſſen führen werden. Die 
Berechnungen ſind daher hauptſächlich zu theore- 
tiſchen Unterſuchungen über das Verhältnis von 
Monatseinkommen zu den Hauskoſten ſowie deren 
weiterer Differenzierung verwandt worden. 

Die letzten Seiten bringen einige gute Bau⸗ 
details, deren Konſtruktion allerdings ihre Ver- 
wendbarkeit auf Süd⸗ und Weſtdeutſchland be⸗ 
ſchränkt. Einige Aufnahmen von Kleinhaus⸗ 
möbeln in ſchlichten, raumſparenden Formen und 
anſprechender Linienführung vervollſtändigen das 
Bild vom kleinen, billigen Haus der Zukunft. 
Alles in allem: ein Inhalt, der in ſeinem friſchen, 
knappen Ton und ſeiner ehrlichen Geſinnung nicht 
nur dem Herrn, ſondern auch dem Meiſter vom 
Bau Manches zu ſagen hat. Dr. W. 


„Wegweiſer für den Arbeitsdienſt. Herausgegeben 
vom Reichsbund für Arbeitsdienſt, Berlin; 
bearbeitet von Dr. jur. Herbert Shmeid- 

ler. Auguſt 1932. Preis RM 0,50. 

Der „Wegweiſer“ unterrichtet umfaſſend über 
ſämtliche grundlegende Geſetze und Beſtimmungen, 
die bis jetzt über den Arbeitsdienſt erlaſſen wor⸗ 
den ſind. Der Verfaſſer hat das trotz der kurzen 
Entwicklung ſchon umfangreiche Gebiet in allge- 
mein verſtändlicher Form bearbeitet. Die Praxis, 
insbeſondere aber alle Organiſationen und Per⸗ 
ſonen, die als Träger der Arbeiten und Träger 
des Dienſtes in Frage kommen, alsdann die Füh⸗ 
rer von Arbeitsgruppen und ſchließlich die Ar- 
beitsdienſtwilligen ſelbſt werden dem Reichsbund 
für Arbeitsdienſt für die Herausgabe dieſer Schrift 
dankbar ſein. Dr. F. N. 


Die Verordnung des Reichspräſidenten zur Siche⸗ 
rung der Ernte und der landwirtſchaftlichen 
Entſchuldung im Oſthilfegebiet vom 17. No⸗ 
vember 1931 mit Durchführungsbeſtimmun⸗ 
gen. Handkommentar von Dr. Heinrich 
Dörge, Gerichtsaſſeſſor in Berlin und Dr. 
Franz Hennig, Rechtsanwalt in Berlin. 
Zweite neubearbeitete und erweiterte Auf— 
lage. 4. Tauſend des Geſamtwerkes. 1932. 
Preis in Ganzleinen gebunden RM 18,—. 
(Deutſche Wirtſchaftsgeſetze Band 9). Verlag 
von Reimar Hobbing in Berlin SW 61, 
Großbeerenſtraße 17. 

Dieſer für die Praxis wertvolle Kommentar, 
auf den wir ſchon beim Erſcheinen der erſten Auf⸗ 
lage in Heft 7, 13. Jahrgang, hingewieſen haben, 
iſt in ſeiner 2. Auflage völlig neu bearbeitet wor⸗ 
den. Der ſchnelle Wandel des Wirtſchafts⸗ 
geſchehens, der einſchlägigen Geſetzgebung und 
Rechtſprechung hat in verſchwenderiſchem Maße 
für Stoff geſorgt. Das Buch hat daher ſchon 
einen Umfang von 441 Seiten erreicht, bleibt aber 
immer noch kurz gefaßt, überſichtlich und daher 
brauchbar. 

Die Verordnung vom 16. 7. 1932 über die Ei n⸗ 
beziehung großer Teile Bayerns in das Siche- 
rungs⸗ und Entſchuldungsverfahren iſt mit auf: 
genommen. Erläutert ſind außer der Sicherungs⸗ 
verordnung die FruchtpfandrechtsVO., die BO. 
vom 19. 2. 1932 über das Vorrecht aus S 10 
Ziffer I 3VGG., die EntſchuldungsVO., ſowie die 
1. und 2. Oſthilfedurchf. VO. 

Beſonders eingehend ſind die praktiſchen Fra⸗ 
gen behandelt, die mit der Vollſtreckungsſperre, 
der Stellung des Treuhänders, dem Erfüllungs⸗ 
verweigerungsrecht, dem Zwangsakkord, der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme von Entſchuldungsbriefen 
hier angedeutet ſeien. Das Merkblatt des Treu⸗ 
händers, die Anweiſungen der Induſtriebank, Be- 
dingungen der Deutſchen Rentenbank und die Er⸗ 
laſſe des Reichskommiſſars ſind außerdem über⸗ 
ſichtlich zuſammengeſtellt. 

Das Buch gehört daher als Handbuch auf den 
Schreibtiſch aller, die die Oſthilfe und insbeſon⸗ 
dere Entſchuldungsſachen zu bearbeiten haben. 

Dr. F. N. 


Eingegangene Bücher 


Grundſätze deutſcher Wirtſchaftspolitik. 
Herausgegeben von Hjalmar Schacht, Verlag: 
Gerhard Stalling, Oldenburg. 

Wetter im Oſten. 

Herausgegeben von Heinrich Hauſer, Verlag: 
Eugen Diederichs, Jena. 

Wirtſchaft und Siedlung. 

Herausgegeben von Walter Stauß, Verlag: 
R. Voigtländer, Leipzig. 

Wirtſchaftliche Betrachtungen zur Oſthilfe. 
Herausgegeben von Friedrich Karl von Zitze⸗ 
witz⸗Kottow, Deutſche Verlagsgeſellſchaft m. 
b. H., Berlin. 


Deutſcher Garten und Blumenkalender 1933. 
Herausgegeben von Gartendirektor Ludwig 
Leſſer, Rembrandt-Verlag G. m. b. H., Ber⸗ 
lin⸗Zehlendorf. 

Landarbeiterwohnungsbau 

ſiedlung. 
Herausgegeben von Dr. rer. pol. Editha von 
Oppen, Grüner⸗Verlag, Bernau. 

Kolonialgebiete des Rhein.⸗Weſtf. Induſtrie⸗ 

reviers. 

Herausgegeben von Prof. Dr. Bruck, Wirt- 
ſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlicher Verlag E. 
V., Münſter. 


und Landarbeiter⸗ 
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EEE En m) 


Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


Beſtimmungen über Neihsbaudarlehen für 
Eigenheime. 
A. 

1. Zweck der Maßnahme; allgemeine Grundlagen. 

Die Reichsregierung hat beſchloſſen, in den beiden 
Rechnungsjahren 1933 und 1934 insgeſamt bis zu 
20 Millionen Reichsmark zur Förderung des Eigen⸗ 
heimbaues bereitzustellen. Aus dieſen Mitteln dürfen 
nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen Reichs⸗ 
baudarlehen für Eigenheime zugeſagt werden, deren 
Auszahlung in den Rechnungsjahren 1933 und 1934 
erfolgen wird. 

II. Art der Eigenheime. 

1. Als Eigenheime im Sinne dieſer Beſtimmungen 
gelten Einfamilienhäuſer (Einzelhäuſer, Doppelhäu⸗ 
ſer oder Reihenhäuſer). Der Einbau einer zweiten 
Wohnung iſt zuläſſig. 

2. Die Häuſer muͤſſen den Anforderungen entſpre⸗ 
chen, die an geſunde, zweckmäßig eingeteilte und ſolide 
gebaute Dauerwohnungen zu ſtellen ſind, ſo daß ſie 
von privaten und öffentlichen Geldinſtituten beliehen 
ſowie von Feuerverſicherungsanſtalten ohne Erhöhung 
der üblichen Prämie verſichert werden können. Jedes 
Haus muß mindeſtens enthalten: 

1 Wohn⸗ und Kochraum (getrennt oder als Wohn⸗ 
küche), 

1 Schlafraum. 

1 weiteren Wohn: oder Schlafraum, 
Keller, Waſchküche und Nebenräume. 

3. Die für einen kleinen Wirtſchaftsbetrieb erfor⸗ 
derlichen Baulichkeiten und ſonſtigen Anlagen. ins⸗ 
beſondere ſolche, die der Selbſtverſorgung des Bewer⸗ 
bers dienen ſollen, dürfen zugelaſſen werden. 

4. Die Herſtellungskoſten des Eigenheims einſchließ⸗ 
lich aller Nebenkoſten, jedoch ausſchließlich Koſten des 
Grunderwerbs und der Geländeerſchließung, ſollen in 
der Regel 8000 RM nicht überſteigen; in beſonders 
gelagerten Fällen dürfen dieſe Koſten bis zu 10 000 
RM betragen. Iſt eine zweite Wohnung eingebaut, 
jo beträgt die Koſtenhöchſtgreize 12 000 RM. 

5. Es dürfen nur ſolche Eigenheime berückſichtigt 
werden, deren Koſten angemeſſen und deren Laſten 
für den künftigen Eigentümer vorausſichtlich auf die 
Dauer wirtſchaftlich tragbar ſind; im beſonderen 
müſſen die Aufſchließungskoſten und Anliegerleiſtun⸗ 
gen niedrig gehalten werden. Die Gemeinden (Ge⸗ 
meindeverbände) dürfen hierfür lediglich die Selbſt⸗ 
koſten berechnen. 4 

6. Eigenheime, deren Bau vor Erteilung des Dar- 
lehnsbeſcheides begonnen worden iſt, dürfen nicht be⸗ 
rückſichtigt werden. 

III. Auswahl der Bewerber. 

In erſter Linie ſind Bewerber zu berückſichtigen, 
die über beſonders viel Fremd- und Eigenkapital für 
den Bau verfügen. Dabei ſind Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digte und Kinderreiche ſowie ſolche Bewerber zu be⸗ 
vorzugen, die Gewähr dafür bieten. daß ſie den Le⸗ 
bensunterhalt ihrer Familien durch den Ertrag des 
Grundſtücks im Wege der Selbſtverſorgung erleichtern 
werden. In jedem Fall muß der Bewerber Eigen⸗ 
kapital in Höhe von mindeſtens 30 v. H. der Bau⸗ 
und Nebenkoſten zuzüglich des Wertes von Grund und 
Boden nachweiſen können. 

IV. Höhe des Reichsbaudarlehns. 

1. Das Reichsbaudarlehn iſt ſo niedrig zu halten, 
wie die Lage des Einzelfalles es irgend zuläßt. 5 
ſoll in der Regel 1500 RM nicht überſteigen. In be⸗ 
ſonderen Fällen darf es bis auf 2000 RM erhöht wer⸗ 
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den. Iſt eine zweite Wohnung eingebaut, jo darf das 
Reichsbaudarlehn um einen Betrag bis zu 1000 RM 
erhöht werden. g 

2. Für Eigenheime, die für Familien mit 4 und 
mehr im elterlichen Haushalt lebenden Kindern be⸗ 
ſtimmt 1 darf ein zuſätzliches Reichsbaudarlehn bis 
5 500 RM gewährt werden, falls neben den in Zif⸗ 
er II, Abſatz 2 bezeichneten Räumen ein dritter 
Schlafraum eingebaut wird. 

. Das Reichsbaudarlehn — ausſchließlich eines 
etwa gewährten Zuſatzdarlehns für Kinderreiche — 
darf in keinem Fall mehr als 25 v. H. der Bau⸗ und 
Nebenkoſten zuzüglich des Wertes von Grund und 
Boden betragen. 


V. Darlehnsbedingungen. 


1. Das Reichsbaudarlehn iſt von der Auszahlung 
ab je en und vom 1. Januar des auf die Aus⸗ 
un 


5 olgenden Kalenderjahres ab mit 1 v. H. 
jährlich zuzüglich der erſparten Zinſen zu tilgen. Die 
Höhe des Zinsfußes beträgt 4 v. H., falls das Reichs⸗ 


baudarlehn einſchließlich der ihm im Range vor⸗ 
gehenden oder im Range gleichſtehenden Rechte mit 
höchſtens 40 v. H. der Bau- und Nebenkoſten zuzüglich 
des Wertes von Grund und Boden ausläuft. Ueber⸗ 
ſteigt das Reichsbaudarlehn dieſe 1 Yarez o be⸗ 
trägt der Zinsfuß für den ganzen Kapitalbetrag 
5 v. H. Neben Zins und Tilgung iſt eine laufende 
jährliche Verwaltungsgebühr von v. H. des ur⸗ 
ſprünglichen Kapitals zu entrichten. Bei der Auszah⸗ 
lung des Darlehns darf eine einmalige Bearbeitungs⸗ 
gebühr von höchſtens % v. H. in Abzug gebracht 
werden. 

2. Die Zins⸗ und Tilgungsbeträge ſowie die Ver⸗ 
waltungsgebühren ſind am 1. Januar und 1. Juli 
jedes Jahres für das voraufgegangene Halbjahr fällig 
und ſpäteſtens binnen 2 Wochen nach dem Fälligkeits⸗ 
tag koſten⸗ und poſtgeldfrei zu zahlen. leibt der 
Schuldner darüber hinaus im Rückſtand, ſo erhöhen 
ſich die geſchuldeten Zinſen vom Tage der Fälligkeit 
ab um 2 v. H. jährlich. 3 

3. Das Reichsbaudarlehn iſt durch Eintragung einer 
Buchhypothek an bereiteſter Stelle zugunſten des 
Reichs oder einer von ihm beſtimmten Stelle ſo zu 
ſichern, daß es einſchließlich der ihm im Range vor⸗ 
gehenden oder gleichſtehenden Rechte mit höchſtens 
70 v. H. der Bau- und Nebenkoſten zuzüglich des Wer⸗ 
tes von Grund und Boden ausläuft. 

4. Der Darlehnsſchuldner kann das Darlehn jeder⸗ 
zeit ganz oder teilweiſe zurückzahlen. 

5. Das Reich oder die von ihm beſtimmte Stelle iſt 
berechtigt, den Darlehnsvertrag mit einmonatiger 
Friſt zu kündigen und die Rückzahlung des Kapitals 
oder etwa gezahlter Teilbeträge ſamt Zinjen und 
Nebenforderungen zu verlangen: 


a) wenn die Zins⸗ und Tilgungsbeträge nicht inner⸗ 
halb eines Monats nach erfolgter Mahnung 
gezahlt werden, 

b) wenn bei Veräußerung des Baugrundſtücks oder 
eines Teils davon der Erwerber nicht ſämtliche 
Verpflichtungen aus dem Vertrag des Darlehns⸗ 
nehmers mit dem e übernimmt, oder die 
Uebernahme der perjönlihen Schuld vom Reich 
oder der von ihm beſtimmten Stelle nicht geneh⸗ 
migt wird, 

c) wenn die Gebäude nicht ordnungsgemäß unter⸗ 
halten werden, insbeſondere wenn notwendige 
Ausbeſſerungen ſchuldhaft nicht binnen einer vom 
Reich oder der von ihm beſtimmten Stelle feſt⸗ 
geſetzten Friſt ausgeführt werden. 


6. Ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kann das 
Reich oder die von ihm beſtimmte Stelle . Reichs⸗ 


darlehn ſamt Zinſen und Nebenforderungen zurüd- 
verlangen: 


a) wenn das verpfändete Gebäude nicht zum vollen 
Wiederherſtellungswert, beziehungsweiſe zum 
amtlich feſtgeſetzten Brandverſicherungswert gegen 
Brandſchaden verſichert gehalten wird oder dem 
Reich oder der von ihm beſtimmten Stelle trotz 
Aufforderung nicht ein Hypothekenſicherungs⸗ 
ſchein auf Koſten des Schuldners erteilt wird, 
oder abgebrannte Gebäude oder Gebäudeteile 
nicht binnen Jahresfriſt wiederhergeſtellt wor- 
den ſind, 

wenn das verpfändete Grundſtück im Wege der 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
beſchlagnahmt wird, 

c) wenn der Darlehnsſchuldner in Konkurs gerät 
oder auch nur außergerichtlich ſeine Zahlungen 
einſtellt, 

wenn das Eigentum an dem Pfandgrundſtück 
im Sinne des § 928 BGB. aufgegeben wird, 

e) wenn ohne Einwilligung des Reichs oder der 
von ihm beſtimmten Stelle erhebliche bauliche 
Veränderungen an dem Grundſtück vorgenommen 
werden, 

wenn ſich die Angaben in den eingereichten Un⸗ 
terlagen in weſentlichen Punkten als unzutref⸗ 
fend erweiſen. 


7. Der Darlehnsſchuldner iſt zu verpflichten, ſämt⸗ 
liche der Hypothek des Reichs im Range vorgehenden 
oder gleichſtehenden Hypotheken und Grundſchulden 
auf Verlangen des Reichs oder der von ihm beſtimm⸗ 
ten Stelle löſchen zu laſſen, ſoweit ſie ſich mit dem 
Eigentum in einer Perſon vereinigen, und zur Siche⸗ 
rung dieſes Anſpruchs Vormerkungen in das Grund⸗ 
sl feine Koſten eintragen zu laſſen ($ 1179 


A 
8. Der Darlehnsſchuldner hat ſich und ſeine Rechts⸗ 
nachfolger wegen des Kapitals ſamt Zinſen und 
Nebenforderungen der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück und das ſonſtige Vermögen zu 
unterwerfen. 


b 


— 


d 


— 


5 


— 


VI. Verfahren. 


1. Die Reichsbaudarlehen werden durch die Länder 
im Namen des Reichs zugeſagt. 

2. Der Antrag auf Bewilligung eines Reichsbau⸗ 
darlehns iſt von dem Bauherrn vor Baubeginn zu 
ſtellen. Dabei hat er nachzuweiſen, daß die übrige 
Finanzierung des Bauvorhabens einſchließlich der 
Zwiſchenfinanzierung einwandfrei geſichert iſt. Sind 
alle Vorausſetzungen gegeben, ſo iſt ein Bewilligungs⸗ 
beſcheid zu erteilen. Der Beſcheid hat die Höhe des 
bewilligten Reichsbaudarlehns, den Zeitpunkt. bis zu 
dem der Bau ſpäteſtens fertiggeſtellt ſein muß, ſowie 
den Zeitraum anzugeben. innerhalb deſſen es zur Aus⸗ 
zahlung gelangen ſoll. Die Auszahlung in Raten iſt 
zuläſſig. Durch den Beſcheid entſteht ein Rechtsan⸗ 
lehne auf ſpätere Auszahlung eines Reichsbaudar⸗ 
ehns. 

3. Die Auszahlung des Darlehns iſt von der Ein⸗ 
haltung des Bauplans, von der Fertigſtellung des 
Baues zu dem in dem Beſcheid feſtgelegten Zeitpunkt 
ſowie davon abhängig zu machen, daß der Bau nicht 
in Schwarzarbeit ausgeführt wird. 


VII. Schlußbeſtimmungen. 


Die Einzelheiten der Durchführung dieſer Beſtim⸗ 
mungen regeln die Länder. 


Berlin, den 11. November 1932. 


Der Neichsarbeitsminiſter 
Schäffer. 
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B. 
Begleiterlaß an die Länder. 
Betrifft: Förderung des Eigenheimbaues. 

Die Reichsregierung hat beſchloſſen, zur Förderung 
der Eigenheim-Bewegung und 925 zum Zwecke 
der Arbeitsbeſchaffung in den Rechnungsjahren 1933 
und 1934 bis zu 20 Mill. RM bereitzuſtellen. 

Von der Geſamtſumme werde ich zunächſt einen 
Ausgleichsſtock von 3 Mill. RM zurückbehalten. Der 
Reſtbetrag wird den Ländern nach einem Schlüſſel 
zugewieſen, der in erſter Linie auf der Bevölkerungs⸗ 
zahl beruht, aber auch das Ausmaß der Arbeitsloſig⸗ 
keit berückſichtigt. Auf Sie entfällt demnach ein Be- 
trag von 

ee SE RM. 


der in 15 gleichen Monatsraten, beginnend vom 
1. Mai 1933 ab, zur Verfügung geſtellt wird. Im Rah⸗ 
men dieſes Kontingents und dieſer Auszahlungsraten 
können Sie nach Maßgabe der beiliegenden „Beſtim⸗ 
mungen über Reichsbaudarlehen für Eigenheime vom 
ei November 1932“ alsbald Bewilligungsbeſcheide er⸗ 
eilen. 


Ich bitte, hierbei die folgenden allgemeinen Geſichts⸗ 
punkte zu berückſichtigen: 

1. Im Hinblick auf die Lage des Arbeitsmarktes 
bitte ich dringend, Ihre Durchführungsbeſtimmungen 
mit größter Beſchleunigung zu erlaſſen und die mit 
der Durchführung beauftragten Stellen anzuweiſen, 
bei der Beſcheidung der eingehenden Anträge jede 
Verzögerung zu vermeiden. Ich bitte ferner, dafür 
Sorge zu tragen, daß nur ſolche Bauvorhaben berück⸗ 
ſichtigt werden, die alsbald begonnen werden können, 
ſoweit die Witterungsverhältniſſe dies zulaſſen. Vor⸗ 
haben, die erſt nach dem 1. April 1933 begonnen 
werden ſollen, bitte ich zunächſt auszuſcheiden. Die 
Friſt, die in dem Bewilligungsbeſcheid für die Fertig⸗ 
ſtellung des Eigenheims zu ſetzen iſt, bitte ich ſo zu be⸗ 
meſſen, daß der Bau ohne größere Anterbrechung 
durchgeführt werden muß. Als äußerſten Termin für 
den Bauabſchluß bitte ich den 31. Dezember 1933 vor⸗ 
zuſehen. 

2. Die Vergebung der Reichsbaudarlehen darf unter 
keinen Umſtänden zu einer Verteuerung der Baus 
koſten Anlaß geben. Ich behalte mir ausdrücklich vor, 
die Länder um Einſtellung weiterer Bewilligungs⸗ 
beſcheide zu bitten, jalls der Bauindex anzieht. Ich 
bitte, daß Sie von ſich aus von weiteren Bewilli⸗ 
gungsbeſcheiden an Orten abſehen, in denen die Bau⸗ 
koſten ernſthaft ſteigen. 

3. Im allgemeinen werden für die Reichsbaudar⸗ 
lehen Einzeljiedler in Frage kommen, beſonders ſolche, 
die bereits ein geeignetes Grundſtück beſitzen. Gegen 
die Zuſammenfaſſung mehrerer Bauvorhaben bei 
einem Träger beſtehen jedoch keine Bedenken, wenn 
nicht auf Vorrat gebaut wird, ſondern für die ein⸗ 
zelnen Objekte feſte Abnehmer vorhanden ſind. In 
derartigen Fällen kann auch die Förderung der Grup⸗ 
penſiedlung beſonders empfehlenswert ſein, um die 
Baukoſten, vor allem die Koſten für die Gelände⸗ 
erſchließung uſw. niedrig zu halten. Im übrigen bitte 
ich, der ee des Baulandes bejondere Auf⸗ 
merkſamkeit zu ſchenken und darauf „ daß 
die Gemeinden Parzellen aus ihrem Beſitz zu gün⸗ 
ſtigen Bedingungen abgeben. Ich bitte ferner, für 
eine ligetlicher entgegenkommende Handhabung der 
baupolizeilichen Vorſchriften beſorgt zu ſein. 

4. Ich bitte darauf hinzuwirken, daß bei der Pla⸗ 
nung und Durchführung der Bauvorhaben die freien 
Architekten tunlichſt eingeſchaltet werden, ſoweit das 
= ve Grundſätzen ſparſamſter Wirtſchaft verein⸗ 
ar iſt. 


Der Berückſichtigung des kleinen und mittleren Ge⸗ 
werbes bitte ich beſondere Beachtung zu ſchenken. 


EEA ———————— ——————ꝙç7r—.ð˖ —⅛C«—rr — 


Auf die Ausſchaltung der Schwarzarbeit lege ich 
Eine ee Bei der 1 ef Ver⸗ 
hältniſſe muß ich von einer näheren Umſchreibung und 
Erläuterung des Begriffs der Schwarzarbeit a 
und überlaſſe es Ihnen, die geeigneten Maßnahmen 
zur Verhinderung der Schwarzarbeit anzuwenden. Auf 
jeden Fall bitte ich darum bemüht zu ſein, daß die er⸗ 
forderlichen Arbeitskräfte bei den Arbeitsämtern ab⸗ 
gerufen werden. y 

Im einzelnen bemerke ich zu den „Beſtimmungen 
über Reichsbaudarlehen für Eigenheime“ folgendes: 


Zu Ziffer II, Abi. 1: 25 

Bei den zweiten Wohnungen, deren Einbau zuläſſig 
iſt, iſt insbeſondere an ſogenannte Einliegerwohnun⸗ 
gen gedacht. Ein erhöhtes Darlehen bitte ich für die 
zweite Wohnung nur dann zu bewilligen, wenn, ſie 
gegen die Hauptwohnung abgeſchloſſen iſt, im beſon⸗ 
deren alſo eigene Kochgelegenheit ſowie die erforder⸗ 
lichen Nebenräume hat. 


Zu Ziffer II, Abſ. 4 und 5: 

Ich bitte, alle Koſtenanſchläge und Finanzierungs⸗ 
unterlagen einer ſorgfältigen Prüfung zu unter⸗ 
ziehen, um die Senkung der Baukoſten zu unterſtützen 
und den Bauherrn vor Ueberteuerung zu ſchützen. In 
der Regel werden Eigenheime in Betracht kommen; 
deren Herſtellungskoſten zwiſchen 4- und 6000 RM 
liegen, da die Erfahrungen der letzten Monate gezeigt 
haben, daß zu dieſen Preiſen und auch noch darunter 
ſehr annehmbare Häuſer erſtellt werden können. Koſt⸗ 
ſpieligere Objekte werden im allgemeinen nur da zu⸗ 
zulaſſen ſein, wo ſoviel Eigenkapital vorhanden iſt, 
daß eine wirtſchaftliche Ueberlaſtung des Bewerbers 
nicht zu befürchten iſt. 55 

Von einer Koſtenhöchſtgrenze für das Bauland und 
ſeine Aufſchließung habe ich abgeſehen, weil es ſich 
vielfach um die Bebauung bereits vorhandenen Ge⸗ 
ländes handeln wird. Ich bitte indeſſen in den Fällen, 
in denen das Grundſtück erſt angekauft werden muß, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Koſten für das Bau⸗ 
land und ſeine Aufſchließung ſich in angemeſſenen 
Grenzen halten. 


Zu Ziffer II, Abſ. 6: 

Da durch die Bewilligung der Reichsbaudarlehen 
neue Arbeit geſchaffen werden ſoll, dürfen nur ſolche 
Eigenheime berückſichtigt werden, die erſt nach Ertei⸗ 
lung des Darlehnsbeſcheides begonnen werden. Ich 
habe jedoch nichts dagegen einzuwenden, daß aus⸗ 
nahmsweiſe ſolche Bauvorhaben, bei denen lediglich 
Ausſchachtungsarbeiten oder ähnliche vorbereitende 
Arbeiten vorgenommen worden ſind, als noch nicht 
5 im Sinne dieſer Vorſchrift betrachtet wer⸗ 
en. 

Zu Ziffer III: 5 5 

Von der Vorſchrift, daß die Bewerber mindeſtens 
30% der Bau- und Nebenkoſten zuzüglich des Wertes 
des Grundſtücks als Eigenkapital nachzuweiſen haben, 
dürfen unter keinen Umſtänden Ausnahmen gemacht 
werden; es dürfen jedoch Selbſthilfeleiſtungen ange⸗ 
rechnet werden. 

Neben dem in Ziff. III angegebenen Perſonen⸗ 
kreiſe empfehle ich auch die vertriebenen Auslands-, 
Kolonial- und Grenzdeutſchen, ſowie die Sozialrentner 
zur bejonderen Berückſichtigung. Großen Wert lege 
ich darauf, daß auch die mittleren und kleineren Ge⸗ 
meinden ebenſo wie große Gemeinden bedacht werden. 
Zuſatz bei Preußen, Bayern und Sadjen. 

Ich wäre ferner dankbar, wenn Sie bei der Ver⸗ 
teilung der Mittel der beſonderen Notlage der öſt⸗ 
lichen Grenzbezirke Rechnung tragen würden. 


Zu Ziffer IV: 
I ehe davon aus, daß in vielen Fällen ſchon 
Reichsbaudarlehen von geringerer Höhe, als in den 


Beltimmungen genannt, genügenden Anreiz zum Bau 
bieten. Im allgemeinen Durchſchnitt jollen daher die 
Reichsbaudarlehen 1500 RM nicht überſteigen. 

Zu Ziffer VI (Verfahren): 

Bei der Erteilung der Beſcheide bitte ich die Dar⸗ 
lehen ausdrücklich als e enable in bezeich⸗ 
nen. Im übrigen ſoll ſich das Verfahren in folgendem 
Rahmen bewegen: 

Die Darlehnsanträge ſind von den Bauwilligen bei 
den oberſten Landesbehörden oder den von 2 be⸗ 
ſtimmten Stellen einzureichen. Die Anträge ſind als⸗ 
dann einer Prüfung in bautechniſcher und finanzieller 
Hinſicht nach Maßgabe der beiliegenden Beſtimmungen 
zu unterwerfen. Sind alle Vorausſetzungen erfüllt, 
ſo wird von der oberſten Landesbehörde oder der von 
ihr beſtimmten Stelle im Namen des Reichs ein Be⸗ 
willigungsbeſcheid erteilt. Ein Doppel des Bewilli⸗ 
gungsbeſcheides überſendet die oberſte Landesbehörde 
oder die von ihr beſtimmte Stelle der Deutſchen Bau⸗ 
und Bodenbank A. G., Berlin W 8, Taubenſtr. 48/49; 
ſie wird die dingliche Sicherſtellung des Darlehns für 
das Reich veranlaſſen. 

Mit der Auszahlung der Reichsbaudarlehen werde 
ich gleichfalls die Deutſche Bau- und Bodenbank A. G. 
beauftragen. Die Bank darf jedoch die Auszahlung 
erſt dann vornehmen, wenn ihr die oberſte Landes- 
behörde oder die von ihr beſtimmte Stelle eine ent⸗ 
ſprechende Anweiſung hat zugehen laſſen. In der An⸗ 
weiſung iſt zu bescheinigen, daß das Bauvorhaben be⸗ 
ſtimmungsgemäß ausgefuhrt worden iſt und daß Aus⸗ 
zahlungshinderniſſe nicht mehr beſtehen. Die Aus⸗ 
zahlung erfolgt dann innerhalb des im Bewilligungs- 
veſcheide angegebenen Zeitraums. Wenn nach Anſicht 
der Bank gegen die Auszahlung des Reichsbaudar⸗ 
lehns Bedenten beſtehen — vor allem deswegen, weil 
die dingliche Sicherſtellung nicht beſtimmungsgemäß 
erfolgt iſt — jo wird ſie ſich mit der oberſten Landes⸗ 
behörde oder der von ihr beſtimmten Stelle unver- 
zuglich ins Benehmen ſetzen. 

Die Deutſche Bau- und Bodenbank A. G. hat ſich 
bereit erklärt, im Rahmen des Möglichen den erfor⸗ 
derlichen Zwiſchenkredit für die Reichsbaudarlehen, 
aber auch für etwa aufgenommene erſte Hypotheken 
zu beſchaffen. 

Von der Erhebung beſonderer Gebühren für die 
Durchführung des Verfahrens bitte ich im Intereſſe 
der Koſtenſenkung Abſtand zu nehmen. 

Dem Rechnungshof des Deutſchen Reichs und mir 
muß ich das Recht vorbehalten, die Verwendung der 
Reichsmittel nach Verſtändigung des Landes durch 
Beauftragte nachprüfen zu laſſen. Ich bitte, die mit 
der Verwaltung und Vergebung der Reichsmittel be⸗ 
N Stellen mit entſprechender Weiſung zu ver⸗ 
ehen. 

Weitere Mitteilungen über Einzelheiten des Ver⸗ 
fahrens, ſowie über die künftige Verwaltung der 
Reichshypotheken behalte ich mir vor. 

Um Ueberſendung von 2 Abdrucken Ihrer Durch⸗ 
führungsvorſchriften darf ich ergebenſt bitten. 
Schäffer. 


Umbildung 
der preußiſchen Staatsverwaltung 


2. Verordnung zur Vereinfachung und Verbilli 
der Verwaltung vom 29. 10. 1932 Migung 
(6. ©. 333 — Auszug). 

Die Verordnung jieht für Preußen fol . 
miniſterien vor: eee 
1. das Miniſterium des Innern, 2. da i . 
miniſterium, 3. das Juſtizminiſterium, 4. 7 Pa 
rium für n Kunſt und Volksbildung, 5. das 
Miniſterium für zirtſchaft und Arbeit, 6. das Mini⸗ 

ſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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Das Minijterium für Volkswohlfahrt 
hoben. 

Von den Aufgaben und Zuſtändigkeiten des bis⸗ 
herigen Miniſteriums für Volkswohlfahrt gehen fol⸗ 
gende Angelegenheiten über 

auf das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten: Landarbeiterwohnungsbau, 


auf das Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit: 

1. Städtebau, Fee een 

2. Wohnungsweſen, Wohnungsgeſetzgebung, Bauge⸗ 

noſſenſchaften, Reichsheimſtättenrecht, vorſtädtiſche 

Kleinſiedlung, Verkehr mit ſtädtiſchen Grund⸗ 

ſtücken, Erbbaurecht, Kleingarten⸗ und Klein⸗ 
achtlandweſen; 

Fluchtlinien, Erhaltung des Baumbeſtandes und 

1 Uferwege, Aufhebung privater Baubeſchrän⸗ 
ungen; 

. Siedlungsverband, Ruhrfohlenbezirk; 

. ſtädtiſcher Grundkredit, öffentliche und private 
Grundkreditanſtalten; 

. Kreditgemeinſchaften gemeinnütziger Selbſthilfe⸗ 
organiſationen, 

. Sozialpolitik, insbeſondere Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenfürſorge, wertſchaffende Arbeits- 
loſenfürſorge; 

8. Sozialverſicherung; 

9. Enteignungsſachen; 

0. alle in dieſer Verordnung nicht anderen Miniſte⸗ 
rien zugewieſenen Aufgaben; 

auf das Finanzminiſterium: 

1. Bau⸗ und Feuerpolizei, Bauordnungen, Woh⸗ 
nungsaufſicht, Architektenkammern, ſtaakliche Prü⸗ 
fungsſtelle für ſtatiſche Berechnungen, Arbeits⸗ 
gemeinſchaft für Brennſtofferſparnis; außerdem 
oe 


Verwaltung der Hauszinsſteuerhypotheken; 

Aufwertung und Abwicklung der übrigen zum 
Wohnungsbau gegebenen Staatsmittel; 

Abwicklung des oſtpreußiſchen Wohnungsfonds; 

preußiſche Wohnungsbauanleihe 1932; 

. Beamtenwohnungsweſen. 


Der Reſt der Aufgaben und Zuſtändigkeiten geht auf 
das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung und auf das Miniſterium des Innern über. 

Das neue Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit 
hat folgende Abteilungen: 

1. Zentralabteilung, 2. Bergabteilung, 3. Wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Abteilung, 4. Sozial⸗ und Gewerbe⸗ 
abteilung, 5. Verkehrsabteilung. 

Die Verordnung tritt am 1. 12. 1932 in Kraft. 


iſt aufge⸗ 
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Aufgaben der W. F. G. 


RdErl. d. MB. u. FM. vom 20. 10. 1932, betr. die 
preußiſchen provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaf⸗ 
ten — II 1100 / 15. 7. ujw. —. 

Das Mufter einer Satzung für die in Ihrem Amts⸗ 
bezirk tätige Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, das den 
Erforderniſſen der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 
1. 12. 1930 (RGBl. I S. 593) angepaßt iſt, kann Ihnen 
erſt in einiger Zeit zugehen. Inzwiſchen bitten wir 
dahin zu wirken, daß ſich die Geſellſchaft entſprechend 
dem in meinem abſchriftlich beigefügten, an die Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft der preußiſchen provinziellen Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften in Berlin gerichteten 
Schreiben vom 18. 6. 1932 — IT 1100 / 18. 6. — aus⸗ 
. 1 demnächſt als „provinzielle 

ohnungs⸗ und K einſiedlungstreuhandſtelle“ bezeich⸗ 
net und den Namen „Heimſtätte“ allgemein, ſoweit noch 
nicht geſchehen (Rheinland, Oberſchleſien), annehmen, 
ein Name, den von den 13 preußiſchen I 
außer der Rheiniſchen (Oberſchleſiſchen) Geſellſchaft 


bisher nur die Oberſchleſiſche (Rheiniſche) noch nicht 
führt. 5 

Vereinheitlichung von Namen, Zweckbezeichnung 
und Satzung dienen dem gleichen Ziel, die Verbunden⸗ 
heit der Geſellſchaften untereinander und mit der 
Wohnungsreform⸗ und Bevölkerungs⸗(Verteilungs⸗) 
Politik des Staates ſtark zu betonen. Die ſtaatliche 
Wohnungs⸗ und Kleinſiedlungspolitit verfolgt die 
Dezentraliſation der Bevölkerung, die Beſchränkung 
der Abwanderung vom Lande, die Förderung der Ab⸗ 
wanderung aus den Städten auf das Land. Das Ziel 
iſt, möglichſt große Teile der Bevölkerung mit dem 
Lande zu verwurzeln durch Schaffung oder Verſtär⸗ 
kung eines Landbeſitzes, angefangen mit dem Schre⸗ 
bergarten, aufſteigend zum Eigenheim mit Hausgar⸗ 
ten und auslaufend in der nebenberuflichen Siedlung 
oder Wirtſchaftsſiedlung. Hierin liegt das Haupt⸗ 
arbeitsgebiet der Heimſtätten. Soweit dieſe Auf⸗ 
gaben im Einzelfalle ſich nur durch Ankauf und Auf⸗ 
teilung von landwirtſchaftlichen Gütern durchführen 
laſſen und bei der Aufteilung aus wirtſchaftlichen 
Grunden landwirtſchaftliche Siedlerſtellen, d. h. ſolche, 
die eine volle Ackernahrung bilden, gegründet werden 
muſſen, ſind hiergegen keine Bedenten zu erheben. 
Demnach gehört die landwirtſchaftliche Siedlung grund⸗ 
ſätzlich nicht zu den Aufgaben der Heimſtätten. So⸗ 
weit jedoch die landwirtiſchaftliche Siedlung durch die 
Heimſtätten, insbeſondere im Often durch die für eine 
einheitliche provinzielle Siedlungspolitit zujtändigen 
und verantwortlichen provinziellen Stellen (Landes⸗ 
hauptmann, Oberpräſident, Kegierungspräjident), für 
nötig oder zweckmäßig erachter wird, kann auch die 
landwirtſchaftliche Sieolung mit unjerer Zuſtimmung 
und derjenigen des Herrn Reichsminiſters fur Ernäh- 
rung und Landwirtſchaft betrieben werden. 

Allgemein darf jedoch auch dabei nicht aus dem 
Auge verloren werden, daß Aenderung der Wohn⸗ 
weiſe des Volkes und Bevolkerungspolitit richtung⸗ 
gebend für die Arbeit der „Heimſtatten“ find und 
bleiben ſollen. Dementſprechend iſt, unbeſchadet der 
Erreichung von Kriſenfeſtigteit und Daſeinsmöglich⸗ 
keit weiteſter Volkskreiſe, die Aufgabe der Geſellſchaft 
von ihr als um ſo beſſer erfüllt anzuſehen, je mehr 
Familien und je enger ſie ſie mit dem Lande ver⸗ 
bindet und je kleiner die Geſamtfläche an Land iſt, 
mit der das erreicht iſt. Ganz beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit iſt dabei der Frage der Koſtenerſparnis zuzu⸗ 
wenden. Es iſt unbedingt erforderlich, daß die Koſten 
nicht von vornherein die Einträglichkeit der Stellen 
aufheben oder mindern, und es erſcheint daher nicht 
nur wichtig, daß die „Heimſtätten“ ihrerſeits die 
Koſten der von ihnen veranlaßten, betreuten oder 
durchgeführten Bauten möglichſt niedrig halten, ſondern 
dieſem Ziele dient es beſonders, wenn ſie die Siedler 
veranlaſſen, die Bauten ſelbſt mit möglichſt geringen 
eigenen Mitteln beſcheiden durchzuführen oder auch 
in Behelfswohnungen (Stall, Scheune und derglei⸗ 
chen) ſolange zu wohnen, bis ſie in der Lage jind, 
ſich aus Erſparniſſen ein Wohnhaus zu errichten lein 
Verfahren, das ſeinerzeit bei den Siedlungen der Kö⸗ 
niglichen Anſiedlungs⸗Kommiſſion für Poſen und 
Weſtpreußen die allgemeine Regel bildete). Die 
„Heimſtätten“ ſollen die Siedler hierbei mit Krediten 
oder ſonſtiger Hilfe nur dann und nur ſoweit unter⸗ 
ſtützen, wie das bei beſcheidenſten Anſprüchen berech⸗ 
tigt und ſeitens des Siedlers tragbar iſt und dinglich 
geſichert werden kann. Daß auf Bereitſtellung eines 
möglichſt großen Anteils der Geſamtkoſten in Eigen⸗ 
2 beſonderer Wert zu legen iſt, iſt ſelbſtver⸗ 

ändlich. 

Die Aufgaben, die dieſe Art der Kleinſiedlung 
neben der landwirtſchaftlichen in allen Provinzen 
Preußens noch auf unabſehbare Zeit zu erfüllen hat, 
um die Schäden der in entgegengeſetzter Richtung 
ſeit Jahrzehnten gegangenen und vielfach noch gehen⸗ 
den Wohnneigungen und ⸗gewohnheiten wieder aus⸗ 
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ugleichen, ſind jo groß und ihre Erfüllung für das 
11 Saane ſo bedeutſam, daß eine verſtänd⸗ 
nisvolle Zujammenarbeit mit und neben den ſtaatlich 
geförderten landwirtſchaftlichen Siedlungsgeſellſchaf⸗ 
ten ohne preistreibenden Wettbewerb überall möglich 
iſt und daher gefordert werden kann und muß. 

Einem Ihnen zu erjtattenden Bericht der „Heim⸗ 
ſtätte“ über das von ihr nach Maßgabe dieſer Nich⸗ 
linien für dieſes, vor allem aber für nä ſtes Jahr 
Geplante und die Art der Durchführung je e ich ent⸗ 
gegen; Ihre Begleitbemerkungen ſind beizufügen. 

it Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 


Scheidt. 


An die Herren Oberpräſidenten. 
(BMBl. 1932 Sp. 921.) 


Hauszinsſteuer 


Verordnung zur Aenderung der Hauszinsſteuerver⸗ 
ordnung“) vom 21. Oktober 1932. (G. S. 329.) 


Auf Grund der Zweiten Verordnung des Reichs⸗ 
ee zur Aenderung der Vorſchriften über die 
blöſung der Gebäudeentſchuldungsſteuer v. 30. Sep⸗ 
tember 1932 (Reichsgeſetzbl. I ©. 489) wird folgendes 
verordnet: 
Artikel !. 


Artikel II der Hauszinsſteuerverordnung vom 
9. März 1932 (Geſetzſamml. ©. 114) wird wie folgt 
geändert: 

1. Als $ 1a wird neu eingefügt: 


$ 1a. 

Die Hauszinsſteuer kann auch noch in der Zeit vom 
1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1933 mit dem 
Dreifachen des vollen Jahresbetrags der Hauszins⸗ 
ſteuer abgelöſt werden. In dieſem Falle ſind die für 
die Zeit vom 1. April 1932 bis zum 30. September 
1932 erhobenen Hauszinsſteuerbeträge zur Hälfte auf 
den Ablöſungsbetrag anzurechnen. Die in der eit 
vom 1. Oktober 1932 bis zur Entrichtung des Ab⸗ 
löſungsbetrags fällig gewordenen Hauszinsſteuer⸗ 
beträge ſind neben dem Ablöſungsbetrage zu zahlen. 

2. § 7 erhält folgende Faſſung: 

(1) Von dem Aufkommen aus der Ablöſung ſind 
nach Abzug der gemäß § 3 erforderlichen Beträge 
zu verwenden: 

1. je 33% vom Hundert der im Rechnungsjahr 
1932 eingehenden Ablöſungsbeträge für den all⸗ 
gemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 
1932 und 1933; 8 

2. 33% vom Hundert der im Rechnungsjahr 1932 
eingehenden Ablöſungsbeträge für die Durchfüh⸗ 
rung der Umſchuldung der Gemeinden, jedoch 
insgeſamt höchſtens 76 Millionen Reichsmark. 


(2) Die Ablöſungsbeträge gemäß Abſ. 1 Ziffer 1 
werden zwiſchen dem Lande und den Gemeinden (Ge⸗ 
meindeverbänden) nach dem in den einzelnen Rech⸗ 
nungsjahren jeweilig geltenden Schlüſſel verteilt. 

Artikel II. ‚ 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1932 in 

Kraft. 


*) Vergl. auch Verordnung zur Aenderung der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung, der Haus⸗ 
zinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (G. S. 218) 
in Ser Faſſung der Verordnungen vom 

10. März 1932 (G. S. 122) 

2. April 1931 (G. S. 57) 


vom 21. Oktober 1932 (G. S. 349). 


Artikel III. 


Die zuſtändigen Miniſter werden ermächti 3 
führungsvorſchriften zu kelaſſen. rmächtigt, Aus 


Berlin, den 21. Oktober 1932. 
(Siegel) 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten: 
Bracht. 
Der Finanzminiſter. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Schleuſener. 


Freiwilliger Arbeitsdienſt 


Erlaß des Reichskommiſſars für den freiwilligen Ar⸗ 

beitsdienſt vom 15. Oktober 1932 — 111? 8400/83 — 

über die Beteiligung der Unternehmer, insbeſondere 

des Baugewerbes, bei Arbeiten des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes. 

Die Ausdehnung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
bedingt eine genaue Prüfung der Frage, in welcher 
Weiſe es möglich iſt, Anternehmer, insbeſondere des 
Baugewerbes, an der Geſtaltung des Arbeitsdienſtes 
u beteiligen. Die Frage hat erhöhte Bedeutung für 
Arbeiten, die in der Form des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes im Rahmen des Arbeitsbeſchaffungspro⸗ 
gramms der Reichsregierung durchgeführt werden, 
weil im allgemeinen die Finanzierung auf Wechſel⸗ 
baſis nur bei Einſchaltung von Unternehmern aus⸗ 
reichend möglich erſcheint. Dabei bitte ich von fol⸗ 
genden Erwägungen auszugehen: 


J. Art der Arbeiten und ihre Finanzierung. 


Die Arbeiten ſollen volkswirtſchaftlich wertvoll 
ſein (d. h. ſie müſſen ſich in volkswirtſchaftlichem, 
wenn auch nicht in privatwirtſchaftlichem Sinne ren⸗ 
tieren). Praktiſch wird es ſich überwiegend um Ar⸗ 
beiten handeln, die ohne große Materialaufwendun⸗ 
en von berufsfremden Kräften ohne Anwendung von 

aſchinen durchgeführt werden können. Für ſolche 
Arbeiten 5 B. in Frage: Meliorationen in 
jeglicher Form, Waſſerregulierungen, Eindeichungs⸗ 
arbeiten, Mithilfe bei Siedlungsbauten, Anlegung 
von Verbindungswegen (Feld⸗ und Waldwegen), 
Kultivierung von Moor und Heide für den Acker⸗ 
und Gartenbau, Aufforſtung von Oedländereien. 
Auszuſcheiden haben z. B. der Neubau und der 
einem ſolchen gleichkommende Umbau von Land» und 
Waſſerſtraßen, ebenſo wie die nung von regu⸗ 
lären Hochbauten, die der Durchführung im freien 
Arbeitsverhältnis vorzubehalten find. Gleiches gilt 
von Brücken⸗, Hafen⸗ und Schleuſenbauten ſowie von 
Kanaliſations⸗, Waſſer⸗ und Gasleitungsbauten, fer⸗ 
ner von Schacht⸗ und Stollenbauten. 5 

en find BETEN Arbeiten nur dann 
zur Förderung geeignet, wenn ſie gemeinnützi 
zufästich Ausf Ne, e 

In der weiteren Ausführung iſt der Begriff der 
Gemeinnützigkeit und die e Tuner 
tert. Für die Beſchaffung des Materials und der 
Arbeitsgeräte kann der Reichskommiſſar keine beſon⸗ 
deren zuſätzlichen Mittel bereitſtellen. Die Finan⸗ 
zierung auf Wechſelbaſis iſt zu erwägen. Im übrigen 
1 Bauherr für die Aufbringung der Reſtkoſten 
zu ſorgen. 


II. Techniſche Durchführung der Arbeiten. 


Die techniſche Durchführung einer Arbeit i⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes liegt dem Träger der Arbeit 
ob, alſo z. B. der Gemeinde, dem Landkreiſe, dem 
Lande, der Meliorationsgenoſſenſchaft, dem Deichver⸗ 
bande. Der Träger der Arbeit wird entweder die 
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Arbeit ſelbſt, alſo unter Heranziehung eigenen tech⸗ 
niſchen Perſonals, durchführen oder die Durchführung 
einem zuverläſſigen Bauunternehmer übertragen, der 
dann ſeinerſeits das techniſche Perſonal ſtellt. Die 
Entlohnung dieſes techniſchen Perſonals erfolgt von 
dem Träger der Arbeit oder der ausführenden Stelle. 
Die Rechtsverhältniſſe dieſes Perſonals werden von 
berührt. chriften des freiwilligen Arbeitsdienſtes nicht 
erührt. 


III. Arbeitszeit und Arbeitsleiſtung der Arbeits⸗ 

dienſtwilligen. 

Der Arbeitsdienſt erſchöpft 19 nicht wie das Ar⸗ 
beitsverhältnis des freien Arbeitsmarktes in der 
Leiſtung der Arbeit. Im Mittelpunkt des freiwilli⸗ 
gen re muß allerdings die ernſte Arbeit 
ſtehen, deren Erfolg in einer wirtſchaftlichen Relation 
zu den aufgewendeten Mitteln ſtehen ſoll. Die Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen ſollen Freude an ihren eigenen 
Leiſtungen und an dem Ergebnis ihrer Arbeit haben. 
Neben dieſer Arbeit ſteht jedoch entſprechend der Ver⸗ 
ordnung v. 16. Juli 1932 eine körperliche und geiſtig⸗ 
ſittliche Ertüchtigung der Arbeitsdienſtwilligen in 
der Freizeit. 

Dieſen Zielen des Arbeitsdienſtes muß die Ord⸗ 
nung der Arbeit gerecht werden. Die Arbeitszeit ſoll 
im allgemeinen nicht unter 36 und nicht über 42 
Stunden wöchentlich betragen. Bei der Bemeſſung 
der Arbeitszeit im Einzelfall iſt die Art und Schwere 
der Arbeit Ran die Zeitdauer des An⸗ und Abmar⸗ 
ſches zur und von der Arbeitsſtätte zu berückſichtigen. 

Der Reichskommiſſar hebt beſonders hervor, daß 
die Arbeitsleiſtung innerhalb der Arbeitszeit eine 
angemeſſene ſein muß, um den Ernſt der Arbeit ſicher⸗ 
zuſtellen. Dies darf aber nicht durch Sonderleiſtun⸗ 
gen ereicht werden, weil eine derartige Gewährung 
von Zuſatzprämien dem Charakter der Arbeiten des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes widerſpricht. Dagegen 
können der Geſamtheit der Arbeitsdienſtwilligen bei 
beſonderen Leiſtungen Vorteile gewährt werden, die 
ſich auf die Bildung des Gemeinſchaftsgeiſtes förder⸗ 
lich auswirken. 


IV. Regelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 


Beteiligten. 
Soweit eine Maßnahme des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes unter Einſchaltung eines nternehmers 


durchgeführt wird, kommt der vertragsmäßigen Ab⸗ 
br a der Rechte und Pflichten, die der Träger 
der Arbeit, der Träger des Dienſtes und die ausfüh⸗ 
rende Stelle (Unternehmer) haben, beſondere Bedeu⸗ 
tung zu. Schon die Ausſchreibung einer Arbeit muß 
die Bedingungen klar hervortreten laſſen, unter 
denen der Unternehmer arbeiten ſoll, damit ihm eine 


genaue Kalkulation der Arbeiten möglich iſt. Dafür 
erſcheint es erforderlich, daß auch das Verhältnis 
zwiſchen dem Träger der Arbeit und dem Träger 


des Dienſtes vertragsmäßig feſtgelegt wird, insbe⸗ 
ſondere iſt der Arbeitsplan und die von den Arbeits⸗ 
dienſtwilligen erwartete Mindeſtleiſtung feſtzuſtellen. 
Dieſer Vertrag iſt den Ausſchreibungsbedingungen 
beizufügen. Von der Aufſtellung von Normalver⸗ 
trägen oder von Normalbeſtimmungen, die die Rege⸗ 
lung der Arbeit betreffen, ſehe ich zur Zeit ab. 


Dr. Syrup. 
(RArb.⸗Bl. I 220.) 


Begriff der volkswirtſchaftlich wertvollen Arbeiten 
im freiwilligen Arbeitsdienſt. 


Der Reichskommiſſar für den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt unterſcheidet im Erlaß vom 3. 9. 32 — III 
(RK) 8400/69 — volkswirtſchaftlich wertvolle Ar⸗ 
beiten im weiteren Sinne (nämlich im Sinne der 
Verlängerung der Geſchäftsdauer und der Gewährung 


von Reiſekoſten), und im engeren Sinne (auch im 
Sinne der Gutſchrift für Siedlungszwecke). 


a) Die Förderungsdauer kann bis zu 40 Wochen 
verlängert werden und Reiſebeihilfen können 
bewilligt werden bei allen Arbeiten, die un⸗ 
mittelbar oder mittelbar für die Volkswirtſchaft 
von produktivem Nutzen ſind, z. B. Bodenver⸗ 
beſſerungen, Waſſerregulierungen, Verkehrsver⸗ 
beſſerungen, Arbeiten zur Herrichtung von Sied⸗ 
lungs⸗ und Kleingartenland und Forſtarbeiten. 
Die Gutſchrift zu Siedlungszwecken kann da⸗ 
gegen nur für ie Arbeiten gewährt werden, 
die in unmittelbarer und mittelbarer Beziehung 
zu dem Aufbau einer Siedlung jtehen, und im 
übrigen ſolche Arbeiten, die für die Wirtſchaft 
und den Arbeitsmarkt beſonders wertvoll ſind. 


In den Anerkennungen ſind alle Arbeiten, die im 
weiteren und engeren Sinne volkswirtſchaftlich wert⸗ 
voll ſind, im Vordruck als ſolche zu bezeichnen. 
(Reichsarbeitsblatt I, 188.) 


b 


— 


Inſtandſetzung 
und Teilung von Altbauwohnungen 


Arbeitgeberwohnungsfürſorge; Gewinnung von 
Wohnraum durch Gewährung von Beihilfen zur 
Teilung größerer Wohnungen. 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 16. 9. 32 — 
IV 2893/32. Wo. II. 
Im Anſchluß an meinen Runderlaß v. 14. April 1932 
IV 1617/32 Wo. — IV 2130/32 Si. 


Die gegenwärtige Lage der Reichsfinanzen und des 
Wohnungsmarktes machen es notwendig, bei Befrie⸗ 
digung des Bedarfs an Wohnungen für Reichs⸗ 
bedienſtete in erſter Linie auf die zur Zeit nicht ver⸗ 
mietbaren Altwohnungen zurückzugreifen. 

Ich treffe daher im Einvernehmen mit dem Herrn 
Reichsminiſter der Finanzen folgende Regelung! 


1. Falls andere Wohnungen in abſehbarer Zeit 
nicht verfügbar ſind, dürfen zur Gewinnung von 
Wohnungen für wohnungsloſe Reichsbedienſtete durch 
Teilung größerer Wohnungen (Mietwohnungen und 
Eigenheime) aus dem Wohnungsfürſorgefonds Bei- 
hilfen (verlorene Zuſchüſſe) gegeben werden. 

2. Hierfür gelten folgende Grundſätze: 

a) 2 für die Beihilfe iſt, daß kein Reichs⸗ 
Ge uß auf Grund der Beſtimmungen für die 
Gewährung von Stu ge rälen des Reichs für die 
Inſtandſetzung von Wohngebäuden und die Tei⸗ 
lung von Wohnungen“ vom 20. Juli 1932 — ver⸗ 
öffentlicht im Reichsarbeitsbl. Nr. 21, Amtl. Teil, 
©. 1 157 — gewährt wird. 

b) Die durch Teilung zu gewinnenden Wohnungen 

müſſen für Reichsbedienſtete geeignet ſein und an 
von Ihnen beſtimmte wohnungsloſe Reichsbedien⸗ 

Er vermietet werden. 

ie Beihilfe für jede durch Teilung gewonnene 
und an einen Reichsbedienſteten vermietete Woh⸗ 
nung ſoll in der Regel 8 750 RM betragen. 
Sie beläuft ſich alſo bei Teilung einer größeren 
Wohnung in zwei kleinere Wohnungen in der 
Regel auf höchſtens 1500 RM, bei Teilung in 
drei kleinere Wohnungen in der Regel auf höch⸗ 
ſtens 2250 RM. Die Beihilfe darf jedoch 50 v. H. 
der Umbaukoſten nicht überjteigen. 

In Anſatz zu bringen find nur die reinen Ambau⸗ 
koſten (Anlage der Küche, gegebenenfalls des Ba⸗ 
des oder der Brauſe und des Abortes, Durch— 
brechen von Türen, Zumauern von Oeffnungen, 
Ziehen neuer Wände u. a., Ausbeſſerung der bei 


2 


— 
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FAA ⁊ ² A — ren 


Fa: Umbauarbeiten entjtehenden Schäden und 

Beſchädigungen im engſten Ausmaß). 

d) Die Wohnungen müſſen in ſich, alſo auch nach 
dem Treppenhaus hin, abgeſchloſſen und baupoli⸗ 
zeilich genehmigt ſein. 

e) Für die Wohnfläche der auf dieſem Wege zu ge⸗ 
winnenden Wohnungen gelten zwar nicht die ein⸗ 
ſchränkenden Beſtimmungen meines Runderlaſſes 
vom 26. 5. 31 — IVb 3 Nr. 5610/31 —; doch muß 
auch hier das Hauptgewicht auf die Gewinnung 
kleinerer Wohnungen gelegt werden. Falls aus⸗ 
nahmsweiſe größere Wohnungen ſichergeſtellt wer⸗ 
den müſſen, ſo darf die Wohnfläche nicht mehr als 
120 am betragen. Auch die ſonſtige Ausſtattung 
der Wohnungen muß ſich in den durch die allge⸗ 
meinen Wirtſchaftsverhältniſſe bedingten engen 
Grenzen halten. 


) Als Gegenleiſtung für die gewährte Beihilfe muß 
der Bauherr ſich verpflichten, die Wohnungen auf 
mindeſtens 5 Jahre an Reichsbedienſtete zu der 
im Einvernehmen mit Ihnen feſtgeſetzten Miete 
zu vermieten. Bei Feſtſetzung der Miete iſt die 
für gleichwertige Altwohnungen zu zahlende ge⸗ 
ſetzliche oder verkehrsübliche Miete als Anhalt zu 
nehmen. Auf die Erzielung einer tragbaren Miete 
iſt von vornherein Rückſicht zu nehmen, da Zins⸗ 
zuſchüſſe keinesfalls gewährt werden dürfen. 


g) Von grundbuchlicher Sicherung der Verpflichtung 
aus f) kann abgeſehen werden. 


h) Die gewährte Beihilfe darf erſt nach Beziehen 
der Wohnung durch den von Ihnen bejtimmten 
Reichsbedienſteten ausgezahlt werden. Dem Bau⸗ 
herrn kann jedoch ſchon bei der Zuſage der Bei⸗ 
hilfe eine ſchriftliche Beihilfezuſicherung gegeben 
werden. 


i) Die zur Durchführung der Maßnahme erforder⸗ 
lichen Vereinbarungen ſind durch Vertrag feſtzu⸗ 
legen. Die „Beihilfeverträge“ müſſen fur das 

Reich das Recht vorſehen, auch ausgeſchiedene 

Reichsbedienſtete und Hinterbliebene von Reichs⸗ 

bedienſteten als e ee en bezeichnen 

zu dürfen — vgl. hierzu die Faſſung des Jinszu⸗ 
ſchußvertrages (Vordr. 27) 8 5 — 


Bass W Weiſe können zur Freimachung reichs⸗ 
eigener Wohnungen auch für ausgeſchiedene Reichs⸗ 
bedienſtete und Hinterbliebene von Reichsbedienſteten 
Wohnungen gewonnen werden. Hierbei müſſen die 
Beihilfeverträge entſprechend Nr. 2 i) für das Reich 
das Recht vorſehen, auch im Dienſt befindliche Reichs⸗ 
bedienſtete als Wohnungsberechtigte bezeichnen zu 
dürfen. 


Im Auftrag: gez. Dur ſt. 
(Reichsarb.⸗Bl. Nr. 27 I 198.) 


RdErl. d. MfV. v. 1. 10. 1932, betr. Inſtandſetzung 
von Altwohnungen — II 4400/9. 9. —. 
(VMBl. Sp. 871.) 

Der MfV. legt Wert auf die Mitwirkung der Or⸗ 
gane der gemeindlichen Wohnungsaufſicht bei Ver⸗ 
gebung der Hauszinsſteuermittel für die Inſtand⸗ 
ſetzung von Altwohnungen und bei Ueberwachung der 
mit dieſen geförderten Arbeiten. Der Miniſter er⸗ 
wartet, daß die Gemeinden die Hergabe von Mitteln 
nicht durch unnötige Auflagen beſchweren und die 
Bedingungen jo geſtalten werden, daß fie ohne be⸗ 
ſondere Schwierigkeiten erfüllbar und die Belaſtungen 

für die Hauseigentümer tragbar ſind. 

In geeigneten Fällen können dieſe Mittel aus dem 
Hauszinsſteueraufkommen neben dem Reichszuſchuß 
gewährt werden (vgl. Erlaß vom 29. 9. d. Is 
IT 44006/17. 9. II 7 —). 


Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Kleine Anfrage der NSDAP. gegen die Heim⸗ 
ſtätte Grenzmark. 


Die NSDAP. hatte durch die Kleine Anfrage 
Nr. 145 gegen die Heimſtätte Grenzmark und Di⸗ 
rektor Becker Angriffe gerichtet, die ſich teils gegen 
Becker und ſeine Mitarbeiter perſönlich, teils 
gegen eine von der Heimſtätte durchgeführte Gied- 
lung Luiſenhof richteten. Der Preußiſche Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten hat auf 
dieſe Anfrage folgende Antwort erteilt: 
„Geſchäftsz. Nr. VI 140 41. 26. 9. 32. 

Direktor Becker, der auf Grund ſeiner Tätig⸗ 
keit in einer leitenden Stellung der Landbank 
als Geſchäftsführer der Heimſtätte Grenzmark be- 
rufen wurde, hat ſeine Eignung für dieſen Poſten 
bisher in vollem Umfange erwieſen. 8 

Weder er, noch der techniſche Bauleiter, ein 
Hochbaudiplomingenieur, gehören einer Partei 
an; ſomit kann von „Parteibuchbeamten“ nicht 
geſprochen werden. 5 

Nach der Parteizugehörigkeit der — zum größ⸗ 
ten Teil bereits ſeit Jahren bei der Heimſtätte 
tätigen — Angeſtellten iſt niemals gefragt 
worden. : 

Die Heimſtätte Grenzmark beſitzt — wie ſämt⸗ 
liche Siedlungsgeſellſchaften — einen Kraftwagen 
lediglich für den Dienſtgebrauch, während Direk⸗ 


tor Becker für ſeine perſönlichen Fahrten einen 
4/16 PS-Hanomag benutzt. Beide Fahrzeuge ſind 
bei der Zerſplitterung der Provinz nötig. 

Die Frage 2 erledigt ſich damit. 

Die Fragen 3 und 4 werden wie folgt beant- 
wortet: 

Nach den angeſtellten Ermittelungen liegt kein 
Anlaß vor, die Art der Beſiedlung der Domäne 
Luiſenhof im Kreiſe Flatow zu mißbilligen. Die 
Heimſtätte Grenzmark G. m. b. H. in Schneide⸗ 
mühl hat die 554 Hektar große Domäne für 
145 000 RM leinſchließlich Inventar) übernom⸗ 
men; der Preis je Morgen beträgt alſo rd. 65 RM. 
Die Beſiedlung erfolgt nach Maßgabe eines vom 
Kulturamtsvorſteher aufgeſtellten Finanzierungs⸗ 
planes, der für die Arbeit der Heimſtätte, ihr 
Riſiko und den Kursverluſt nur eine Gebühr von 
noch nicht einem Zehntel des angeblichen großen 
Gewinnes vorſieht. 

Die vorhandenen Schafe ſind durch den zuſtän⸗ 
digen Beamten der Heimſtätte verkauft worden. 
Der Preis von RM 4500 war von Direktor 
Becker als Mindeſtpreis bezeichnet worden. Ein 
höherer Verkaufspreis war nach den angeſtellten 
Ermittelungen nicht zu erzielen. 

An den Herrn Präſidenten des 


Preußiſchen Landtages zu Berlin.“ 
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Jahresabſchluß 1931. 
Brandenburgiſche Heimſtätte G. m. b. H., Berlin. 


Zu Beginn des Berichtsjahres lag ein Pro⸗ 
gramm von etwa 700-800 Hauszinsſteuerwoh⸗ 
nungen vor. Da die Brandenburgiſche Heimſtätte 
ſchon nach den erſten Anzeichen für die zuneh- 
mende Verknappung am Kapitalmarkt bei Beginn 
des Jahres die endgültige Bewilligung der 1. Hy⸗ 
potheken als Vorausſetzung für die Uebernahme 
einer Baubetreuung anſah, waren beim Krijen- 
einbruch erſt 143 Wohnungen begonnen; von der 
Durchführung der übrigen, bereits weitgehend 
vorbereiteten Bauvorhaben wurde nach dem 13. 7. 
Abſtand genommen. Zu den 143 neu begonne⸗ 
nen Hauszinsſteuerwohnungen traten noch 197 
Landarbeiterwohnungen und die aus dem Bor: 
jahr übernommenen 804 Einheiten (497 Haus⸗ 
zinsſteuerwohnungen und 307 Landarbeiter⸗ 
heime), ſodaß die Geſellſchaft im Berichtsjahr ins⸗ 
geſamt 1144 Wohnungen gegenüber 1673 im Vor⸗ 
jahr bearbeitet hat. Hiervon wurden 936 im Be- 
richtsjahr fertiggeſtellt und 208 in das neue Jahr 
übernommen. Infolge der von vornherein ges 
übten Zurückhaltung der Heimſtätte in der Ueber— 
nahme neuer Bauvorhaben war es ihr möglich, 
die Geldanforderungen der Unternehmer auch in 
der kritiſchen Zeit in vollem Umfange zu erfüllen. 
In der Zeit vom 13. 7. bis 1. 9. 1931 konnte die 
Geſellſchaft rd. 850 000 RM als Zwiſchenkredit 
zur Ausſchüttung bringen. Insgeſamt wurden im 
Berichtsjahr rd. 3 Millionen RM an Zwiſchen⸗ 
krediten herausgelegt, wovon 1,6 Millionen RM 
auf Vorſchüſſe für 1. Hypotheken und 480 000 RM 
auf Vorſchüſſe für Hauszinsſteuerhypotheken ent⸗ 
fallen. 


Die Bilanzſumme ſtellt ſich Ende 1931 auf 7,4 
Millionen RM gegenüber 10,5 Millionen RM 
im Vorjahre. Die Aktivpoſitionen der Bilanz zei⸗ 
gen folgende Vermögensverwendung: Immobilien 
1021431 RM (im Vorjahre 1 142 233,15 RM); 


Nachrichten des Bau: 


Der Verbandstag des Hauptverbandes Deut⸗ 
ſcher Baugenoſſenſchaften und Geſellſchaften e. V. 
vom 16. Oktober 1932 vereinigte die Vertreter 
von mehr als 3000 gemeinnützigen deutſchen Baus 
vereinigungen der Reichs- und Landesbehörden 
ſowie des privaten Althaus- und Neuhausbeſitzes. 
Auf der öffentlichen Sitzung, die unter Leitung 
von Geheimrat Dr. Dr. Althoff im Plenarſaal 
des Reichswirtſchaftsrates ſtattfand, hielt der Ver⸗ 
bandsdirektor des Hauptverbandes, Oberregie⸗ 
rungsrat a. D. Dr. Weber einen Vortrag über 
„Mieten und Laſten der gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsunternehmen“: 

Infolge der ſtändig fortſchreitenden Schrump⸗ 
fung der Einkommen weiteſter Kreiſe der Bevöl⸗ 


Inventar und Mobilien 5500 RM (18 000); Be⸗ 
teiligungen 167 407 RM (167 447 RM); Außen⸗ 
ſtände 5 552 020,73 RM (8 287 449,31 RM); 
Wechſelbeſtand 150 000 RM (218 600 RM); Kaſſe, 
Bank⸗ und Poſtſcheckguthaben 544 387,87 RM 
(696 321,83 RM); Verrechnungspoſten 3535,99 
RM ( RM). 

Auf der Paſſivpſeite erſcheint das Stammkapital 
mit 1828000 RM gegenüber dem Vorjahr um 
5000 RM erhöht. Die Hauptrücklage wird aus⸗ 
gewieſen mit 200 000 RM (176 800 RM) und der 
Angeſtelltenfonds mit 14763 RM. Die im Vor⸗ 
jahre noch offen ausgewieſenen Sonderrücklagen 
und Rückſtellungen in Höhe von 106633 RM 
wurden umgeſtellt und ſind im Berichtsjahr unter 
den Verbindlichkeiten erfaßt. Die Vorſchüſſe auf 
ſpätere Kapitalbeteiligung beziffern ſich auf 
1.086 000 RM (1091000 RM). Die Hypotheken- 
ſchulden und Reſtkaufgelder betragen 445 250 RM 
(668 913) und die Verrechnungspoſten 7329,70 
RM (1145771 RM). Rückgriffsforderungen 
bzw. Eventualverbindlichkeiten aus Bürgſchaften 
ſind vor dem Strich auf beiden Seiten der Bilanz 
mit 18 189 051,47 RM (19 156 421,47 RM) an⸗ 
gegeben. 

Die Gewinn- und Verluſtrechnung ſchließt mit 
einem Reingewinn von 979,65 RM, nachdem Ab⸗ 
ſchreibungen und Rückſtellungen in Höhe von 
33 248,90 RM vorgenommen find. Im Vorjahre 
ergab ſich noch ein Gewinn von 199 875,51 RM 
nach Abſchreibungen in Höhe von 25 099,83 RM. 
Den Handlungsunkoſten von 451 016,01 RM 
(495 568,55 RM) ſtehen Einnahmen gegenüber 
an Zinſen 248 860,39 RM (265 282,60 RM), an 
Proviſionen 12 551,58 RM (64 302,19 RM), an 
Betreuungsgebühren 196603 RM (362 861,38), 
aus Beteiligungen 7833,50 RM (8861,40 RM), 
aus Hausbewirtſchaftung 9928,36 RM (7462,21). 
Aus 1930 war ein Gewinn in Höhe von 9467,73 
RM vorgetragen. Der Reingewinn ſoll auf neue 
Rechnung vorgetragen werden. 


und Siedlungsweſens 


kerung iſt in der geſamten Wohnungswirtſchaft 
ein Mißverhältnis zwiſchen Einkommen und 
Wohnkoſten entſtanden, das dazu geführt hat, daß 
jetzt die minderbemittelten Bevölkerungskreiſe 25 
v. H. und mehr, Erwerbsloſe und Rentner oft 
über die Hälfte ihres Einkommens, zur Miet⸗ 
zahlung verwenden oder hiermit im Rückſtande 
bleiben müſſen. Trotz niedriger Mietſätze, deren 
Durchſchnitt zwiſchen 25 RM (Freiſtaat Olden⸗ 
burg) und 65 RM (Berlin) liegt und deren Höhe 
je nach den Gegenden, Bauzeiten, Größe und Aus⸗ 
ſtattung der Wohnungen ſchwankt, ſind auch bei 
den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen die 
Mietrückſtände und Ausfälle geſtiegen. Daraus 
haben ſich naturgemäß wirtſchaftliche Schwierig⸗ 


140 


Ten Te ea re EZ. ET NEE EEE TEE ET BEE ET EEE TE EEE rer 


keiten ergeben. In gleicher, zum großen Teil 
noch ernſterer Lage befindet ſich der private Neu- 


und Althausbeſitz, insbeſondere der Geſchäfts⸗ 
hausbeſitz. 
Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 


können ihre Aufgabe, den minderbemittelten Be⸗ 
völkerungskreiſen eine ihren verſchlechterten Ein⸗ 
kommensverhältniſſen entſprechende billige Woh⸗ 
nung zu verſchaffen, nicht mehr wie bisher er⸗ 
füllen. Die Folge davon ſind ſoziale Mißſtände 
durch Ueberbelegung von Wohnungen. Es iſt des⸗ 
halb erforderlich, durch eine Ermäßigung der auf 
ihnen ruhenden Laſten den Wohnungsunterneh⸗ 
men zu ermöglichen, die Mietſätze ſo zu vermin⸗ 
dern, daß dieſe wieder in ein geſundes Verhält⸗ 
nis zu den gegenwärtigen Einkommen der min⸗ 
derbemittelten Bevölkerungskreiſe gebracht wer⸗ 
den. Außerdem ſei zur Erhaltung ihres Woh⸗ 
nungsbeſtandes von rd. 1 Mill. Wohnungen eine 
Wiederherſtellung der Rentabilität und Liqui⸗ 
dität notwendig. Die Laſten ſetzten ſich zuſammen 
aus Zinſen, Steuern, Betriebskoſten, Verwal⸗ 
tungskoſten, von denen allein die Zinſen minde⸗ 
ſtens 65 v. H. der gegenwärtigen Mietſätze aus⸗ 
machen. Infolgedeſſen muß hauptſächlich hier 
eine Entlaſtung erzielt werden. Der einfachſte 
Weg dazu iſt eine allgemeine geſetzliche Zinsſen⸗ 
kung. Dieſe hat die Reichsregierung jedoch ab⸗ 
gelehnt. Sie hat aber neuerdings der 
Landwirtſchaft eine Erleichterung 
der Zinslaſten gewährt. Das Gleiche 
kann auch die Wohnungswirtſchaft 
für ſich beanſpruchen. Außerdem dürfte 
möglich ſein, den gleichen Erfolg durch eine frei— 
willige und individuelle Zinsſenkung zu erreichen. 
Der Vortragende machte dazu den Vorſchlag, im 
Zuſammenhang mit der geplanten Neuregelung 
der Wucherbeſtimmungen für langfriſtige Kredite 
einen Normalzinsſatz von 4,5 v. H. feſtzuſetzen und 
alle Zinsforderungen darüber hinaus zu einer 


20 %igen Abgabe heranzuziehen. Von dieſer 
Zinsausgleichsabgabe ſollten alle diejenigen 


Gläubiger befreit ſein, die ihre Zinsforderung 
freiwillig um 25 v. H., aber nicht unter 4½ v. H. 
ermäßigen und die Hypothekenſchuld auf 3 Jahre 
feſtſchreiben. Schuldverſchreibungen ſollten frei- 
willig gegen 4% ige umgetauſcht werden. Der 
Anreiz dazu ſolle durch Auszahlung eines Bar⸗ 
bonus von 3 v. H. an geſchaffen werden. Der 
Beſitzer der Schuldverſchreibung erhalte alſo im 
erſten Jahr 4 v. H. Zinſen und 3 v. H. Barbonus, 
gleich 7. v. H. Im Durchſchnitt der nächſten 
3 Jahre 5 v. H. gegen 48 v. H. nach Abzug der 
Zinsausgleichsabgabe von 20 v. H. Aus dem Er⸗ 
trage der Abgabe, der in den nächſten 3 Jahren 
auf etwa 250 Mill. Reichsmark zu ſchätzen iſt, ſoll 
die Regierung die Realkreditinſtitute inſtand⸗ 
ſetzen, den Barbonus zu zahlen. Außerdem kann 
ſie mit dieſen Mitteln die Durchführung der Am⸗ 
ſchuldung beſchleunigen, indem ſie den Realkredit⸗ 
inftituten bei vorzeitiger Amſchuldung die Zins⸗ 
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differenz erſtattet. Das ermöglicht, mit der not⸗ 
wendigen Umſchuldung ſofort zu beginnen. Für 
diejenigen Fälle, in denen es ſich um die Abwick⸗ 
lung ſanierungsbedürftiger Kreditengagements 
handle, müſſen Spruchſtellen eingeſchaltet werden. 


Wenn die Reichsregierung nicht in der Lage iſt, 
in abſehbarer Zeit wirkſame Maßnahmen für eine 
Erleichterung der Zinslaſten der Wohnungsunter⸗ 
nehmen zu ſchaffen, wird ſie mit Zinsbeihilfen 
eingreifen müſſen, um vorliegende Notſtände, 
insbeſondere wo es ſich um Erwerbsloſe handelt, 
ſchleunigſt zu beſeitigen. 

An den Vortrag ſchloß ſich eine Ausſprache an; 
das Ergebnis war folgende 


Entſchließung: 


1. Die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, insbeſondere die ſeit 1930 ſtändig fortſchrei⸗ 
tende Schrumpfung der Einkommen aller Kreiſe 
der Bevölkerung, hat mit der geſamten Woh⸗ 
nungswirtſchaft die gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
unternehmen in eine ernſte Lage gebracht, die in 
ſteigenden Mietrückſtänden und -Ausfällen, in 
einer ſteigenden Zahl der Kündigungen und leer⸗ 
ſtehenden Wohnungen zum Ausdruck kommt. 


2. Infolgedeſſen ſind Rentabilität und Liquidi⸗ 
tät der in ihrer Geſamtheit wirtſchaftlich durchaus 
geſunden gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
vielfach geſtört. In ſteigender Zahl können ge⸗ 
meinnützige Wohnungsunternehmen ihren Ver- 
pflichtungen zur Leiſtung von Zinſen auf Bau⸗ 
kredite, auf Steuern und ſonſtige Abgaben nur 
unter Inanſpruchnahme der Vermögensſubſtanz 
entſprechen. Ihre Wohnungsinhaber ſind ge— 
zwungen, zur Deckung der Wohnkoſten einen Be- 
trag aufzuwenden, der für die Befriedigung der 
übrigen Lebensbedürfniſſe, insbeſondere Nahrung 
und Kleidung, keinen ausreichenden Spielraum 
läßt. Hieraus beginnen ſich ſozial abträgliche Zu⸗ 
ſtände durch Ueberbelegung von Wohnungen zu 
entwickeln. 


3. Eine Entlaſtung der Wohnungsunternehmen 
zum Zwecke der Herabſetzung der Mieten und der 
Wiederherſtellung der Rentabilität ſind deshalb 
zu fordern. 


4. Hierzu iſt vor allem eine Verminderung der 
Zinslaſten für langfriſtige Kredite auf einen dau⸗ 
ernd tragbaren Satz notwendig. Wenn die Reichs⸗ 
regierung glaubt, die Herabſetzung des Zinsfußes 
nicht im Wege einer geſetzlichen allgemeinen Zins⸗ 
konverſion herbeiführen zu können, ſo muß ſie da⸗ 
für Sorge tragen, daß das notwendige wirtſchaft⸗ 
liche Ergebnis auf dem Wege einer freiwilligen 
und individuellen Zinsermäßigung erreicht wird 
und gleichzeitig eine planmäßige Umſchuldung 
überteuerter Neubauten durch Amwandlung der 
hochverzinslichen Hypotheken in niedrig verzins⸗ 
liche, zu 15 v. H. tilgbare Hypotheken gewähr⸗ 
leiſtet iſt. 


5. Sollte die Reichsregierung ſich nicht in der 
Lage ſehen, eine Herabſetzung der Zinslaſten in 
kurzer Zeit herbeizuführen, ſo müſſen die in Not 
geratenen Wohnungsunternehmen durch Gewäh— 
rung von Zinsbeihilfen unterſtützt werden. 

6. Die Verzinſung und Tilgung der Hauszins⸗ 
ſteuerdarlehen iſt bis zur Herſtellung niedrigerer 
Zinſen für erſtſtellige Hypothekendarlehen aus⸗ 
zuſetzen. 

7. Die von Wohnungsunternehmen zu tragen⸗ 
den Steuern und öffentlichen Abgaben ſind weit⸗ 
gehend zu ermäßigen. 

8. Für den überſchuldeten Hausbeſitz ſind nach 
vorhandenen Vorbildern Sanierungsverhandluns 
gen unter Einſchaltung von Spruchſtellen einzu⸗ 
leiten. 

9. Gegen die Verſchleuderung von Hausbeſitz iſt 
durch Ausbau des Vollſtreckungsſchutzes Vorſorge 
zu treffen. 

Die anweſenden Vertreter des privaten Alt: 
und Neuhausbeſitzes ſtimmen dieſer Entſchlie⸗ 
ßung zu. 


Mieten und Mietrückſtände bei den gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen. 


Der Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaf— 
ten und =Gejellihaften hat im September eine 
Rundfrage über die Höhe der Mieten 
und der Mietrückſtände bei den ihm ange⸗ 
ſchloſſenen Genoſſenſchaften uſw. veranſtaltet. Es 
handelt ſich um Durchſchnittswerte, die auf Grund 
des Mietſolls für ſämtl. Arten von Wohnungen 
ohne Rückſicht auf Größe und Ausſtattung errechnet 
ſind. Dabei hat ſich folgendes ergeben. Die durch⸗ 
ſchnittlichen monatlichen Mietſätze betragen in 
Berlin 64,30 Mark, Heſſen-Naſſau 54,25 Mark, 
Württemberg 53,50 Mark, Mecklenburg-Strelitz 
51,25 Mark, Oſtpreußen 48,60 Mark, Baden 48,35 
Mark, Hamburg 47,90 Mark, Mecklenburg-Schwe⸗ 
rin 46,44 Mark, Bremen 44,10 Mark, Pommern 
42,80 Mark, Hannover 42,65 Mark, Weſtfalen 
42,15 Mark, Rheinprovinz 41,90 Mark, Provinz 
Sachſen 41,25 Mark, Oberſchleſien 40,35 Mark, 
Schleswig⸗Holſtein 40,30 Mark, Niederſchleſien 
39,10 Mark, Weſtpreußen 37,85 Mark, Branden⸗ 
burg 37,70 Mark, Bayern 37,55 Mark, Freiſtaat 
Sachſen 36,90 Mark, Thüringen 36,75 Mark, Frei⸗ 
ſtaat Lippe 35,30 Mark, Lübeck 32,45 Mark, Heſſen 
30,— Mark, Braunſchweig 31,30 Mark, Anhalt 
27,60 Mark, Oldenburg 25,65 Mark. 

Die Mietrückſtände bewegten ſich im Durchſchnitt 
des Vorjahres auf etwa 2,5 Prozent des Jahres⸗ 
mietſolls 1931. Ende Juli d. J. betrugen ſie bei 
Altwohnungen 6,53 Prozent und bei Neuwohnun⸗ 
gen 7,74 Prozent auf das Mietſoll des erſten 
Halbjahres 1932. Im einzelnen hat ſich folgendes 
ergeben: Mietrückſtände bei Altwohnungen, in 
Klammern der Betrag für Neuwohnungen: Weſt⸗ 
falen 14,50 (9,60) Prozent, Oldenburg 12,07 (9,88) 
Prozent, Anhalt 11,79 (9,67) Prozent, Baden 


10,50 (10,30) Prozent, Thüringen 9,97 (11,43) 
Prozent, Schleswig⸗Holſtein 8,19 (14,87) Prozent, 
Rheinprovinz 8,35 (10,19) Prozent, Bremen 7,60 
(0,92) Prozent, Niederſchleſien 7,34 (8,18) Pro⸗ 
zent, Weſtpreußen 7,02 (7,60) Prozent, Württem⸗ 
berg 6,36 (9,18) Prozent, Lübeck 6,30 (11,54) Pro⸗ 
zent, Heſſen-Naſſau 6,27 (8,50) Prozent, Hannover 
5,80 (8,08) Prozent, Oberſchleſien 5,46 (9,18) Pro⸗ 
zent, Hamburg 5,27 (4,27) Prozent, Bayern 5,19 
(8,00) Prozent, Berlin 5,16 (5,68) Prozent, Heſſen 
4,89 (9,76) Prozent, Freiſtaat Sachſen 4,70 (7,70) 
Prozent, Oſtpreußen 2,71 (6,74) Prozent, Pom⸗ 
mern 2,16 (5,84) Prozent, Provinz Sachſen 2,08 
(3,50) Prozent, Brandenburg 2,07 (3,78) Prozent, 
Braunſchweig 1,50 (4,49) Prozent, Mecklenburg⸗ 
Strelitz — (11,50) Prozent, Medlenburg-Schwerin 
— (3,73) Prozent, Freiſtaat Lippe — (2,76) Proz. 


Neuer Städtebau 
im Hinblick auf eingetragene Veränderungen in 
Volk und Wirtſchaft. 


Die von der Forſchungsſtelle für Flächenwirt⸗ 
ſchaft und Landesplanung an der Techniſchen 
Hochſchule Hannover veranſtaltete Vortragstagung 
wurde von Prof. Dr. Ing. Vetterlein geleitet. 

Prof. Vetterlein trat in der Begrüßungsrede 
dafür ein, daß die der deutſchen Wirtſchaft ver⸗ 
bliebenen Kräfte planvoll (Landesplanung) ein⸗ 
geſetzt werden. Das letzte Ziel aller Siedlungs⸗ 
maßnahmen ſei ein neuer Städtebau, der, über 
kommunale Grenzen hinausgreifend, Sinn und 
Ordnung ins Volksganze bringen müßte. 

Dr. Friedrich Elshoff ſprach über die Notwen⸗ 
digkeiten einer Bevölkerungsverſchiebung. Die 
veränderte Wirtſchaftsgrundlage fordere die Ver⸗ 
ſtärkung des Binnenmarktes, demnach die Schaf- 
fung zuſätzlicher Arbeitsgelegenheiten durch eine 
intenſivere landwirtſchaftliche Nutzung des nur im 
beſchränkten Umfang vorhandenen Wirtſchafts⸗ 
raumes. 

Im Anſchluß daran behandelte Oberregierungs⸗ 
rat a. D. Dr. Ing. Rappaport die geſetzlichen 
Möglichkeiten und Hemmungen der Umſiedlung. 
Nach ſeiner Meinung bedürfen die geſetzlichen 
Regelungen der Nebenberufſiedlung, der vorſtädti⸗ 
ſchen Kleinſiedlung und dergl. einer Umgeſtal⸗ 
tung, die in der „zielbewußten Abkehr vom Stadt⸗ 
rand“ ihren beſonderen Ausdruck finden müſſe. 
Der Uebergang von der ſtädtiſchen Siedlung zur 
landwirtſchaftlichen Siedlung ſei zu ſchaffen. Un⸗ 
ter Umſiedlung ſei nicht die Schaffung bäuerlicher 
Neuſiedlungen allein zu verſtehen, ſondern die ge⸗ 
ſamte Umſchaltung der Bevölkerung, ausgehend 
von der Stadtauflockerung. 

Regierungspräſident Dr. Sonnenſchein hatte 
ſich als Thema „Siedlungen als Verwaltungs⸗ 
problem“ erwählt und ſtellte beſondere Richt⸗ 
linien für die verwaltungsrechtliche Durchführung 
der Siedlungen auf. Sämtliche Zweige der Ver⸗ 
waltung ſind bei der Siedlung beteiligt. Man hat 
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aber, um die Siedlung zu fördern, Sonderbehör⸗ 
den geſchaffen. Da dieſe Sonderbehörden Rei⸗ 
bungsflächen nach allen Seiten haben, müſſen ſie 
ſich entweder zur allgemeinen Verwaltung ent⸗ 
wickeln, oder ſie müſſen in die allgemeine Ver⸗ 
waltung zurückgebracht werden. Wegen der 
Widerſtände in der Siedlung iſt aber eine wirk⸗ 
lich reibungsloſe Siedlung nur durch ſiedlungsbe⸗ 
geiſterte Perſönlichkeiten zu verwirklichen. 5 

Stadtbaurat Niemeyer referierte über die 
„Siedlungspolitik einer Großſtadt“. Umfang⸗ 
reiche Vorbereitungen mit Hilfe der Regional⸗ 
und Landesplanung ſeien notwendig, um den un⸗ 
bedingt notwendigen Umbau der Großſtädte mit 
dem Ziel einer beſſeren Großſtadtform „der Stadt⸗ 
landſchaft“ zu erreichen und der Bevölkerung zu⸗ 
ſätzliche Ernährungsmöglichkeit zu ſchaffen. Wenn 
die Umſiedlung nicht planvoll vorbereitet wird, 
entſtehen folgende Gefahren: 1. Völlige Erſchüt⸗ 
terung der Bodenwerte in den bebauten Stadt⸗ 
teilen mit ihren Folgeerſcheinungen, 2. Antrag⸗ 
bare Belaſtungen der beſiedelten Landgemeinden, 
3. Steigerung der Bodenpreiſe in den ſiedlungs⸗ 
günſtigen Gebieten, 4. Entwurzelung der boden⸗ 
ſtändigen Landwirtſchaft in den Gemeinden durch 
Entſtehen einer Spekulationswelle. B 

Schließlich ſprachen Dipl.-Ing. Richert über 
„Methodiſche Unterfuhungen der Siedlungsmög⸗ 
lichkeiten eines Landraumes“ und Dipl.⸗Ing. 
Stüber über „Siedlerberatung und Siedler⸗ 
betreuung“. 

Die Tagung ſchloß mit einer anregenden Aus⸗ 


ſprache. 


Deutſcher Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen. 


Die Tagung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen in Hannover (25. Okt. 1932) 
wurde durch ihren Präſidenten, Regierungsbaurat 
Stegemann, eröffnet. Im Anſchluß an den ein⸗ 
führenden Vortrag Stegemanns machte Miniſte⸗ 
rialrat Durſt vom Reichsarbeitsminiſterium be⸗ 
merkenswerte Ausführungen über die Lage der 
Bauwirtſchaft und die Baupolitik. Der weſent⸗ 
liche Inhalt iſt in den Aufſatz „Zeitfragen der 
Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft“ (oben S. 93 ff.) 
aufgenommen worden. ji 

Oberregierungsrat Dr. Ing. e. h. Dr. Kämper 
(Deutſche Bau- und Bodenbank) ſprach über „Die 
Siedlung im Spiegel der Volkswirtſchaft“. Dr. 
Kämper behandelte zunächſt die Geſchichte der 
Siedlung im Oſten und ſtellte eine beſondere 
Planmäßigkeit feſt. Für die Jetztzeit wird neben 
einer verſtärkten bäuerlichen Siedlung die Aus⸗ 
ſtattung der Kleinſiedlung mit einer Landbeigabe 
von 1—2 Morgen bejondere Bedeutung haben. 
Sie iſt eine Ergänzung der Kurzarbeit. Inner⸗ 
halb der ſtädtiſchen Bevölkerung iſt eine ſehr ſtarke 
Nachfrage nach ſolchen Stellen zu beobachten. Die 
Kaufkraft ſolcher Kleinſiedler überſteigt weſentlich 
die gleichſtehender gewerblicher Arbeiter. 


Alsdann verlas Regierungsbaurat Stegemann 
einen Vortrag des erkrankten Stadtbaurat Wolf⸗ 
Leipzig über die „Stadtrandſiedlung in Geſetz 
und Praxis“. Andere Vorträge folgten, ſo ſpra⸗ 
chen z. B. Regierungsbaumeiſter Kammler über 
Koch- und Heizanlagen und Kreisbaurat Wagner⸗ 
Sorau über die Möglichkeiten der Selbſthilfe in 
verſchiedenen Formen. Miniſterialrat Schmidt 
vom Reichsarbeitsminiſterium und Direktor Dr. 
Ing. Wrede⸗Dresden berichteten über die Grund⸗ 
riſſe und Aufriſſe der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
und der ländlichen Siedlung und erläuterte den 
Vortrag durch Lichtbilder. 


Zinsſenkung für die Siedlerkredite. 


Die Reichsregierung hat beſchloſſen, unter Be— 
rückſichtigung der wirtſchaftlichen Lage der Land— 
wirtſchaft und insbeſondere in Anbetracht der 
Entwicklung der Preiſe, namentlich der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Veredelungserzeugniſſe, die Jahres⸗ 
rentenleiſtung für ſämtliche mit Reichsmitteln 
angeſetzten landwirtſchaftlichen Siedler einſchließ— 
lich der Flüchtlingsſiedler, auf die Dauer von zwei 
Jahren, beginnend am 1. Juni 1932, auf 3½ 
Prozent zu ſenken. Die näheren Beſtimmungen 
über die Durchführung dieſer Rentenſenkung wer- 
den demnächſt bekannt gegeben. 


Die Abwanderung aus den Großſtädten. 


Der Deutſche Städtetag hat wiederum ſtatiſtiſch 
feſtgeſtellt, daß die Großſtädte nicht mehr wachſen, 
ſondern eine mehr oder minder große Zahl von 
Einwohnern an die kleinen Städte und das platte 
Land abgeben. Sehr aufſchlußreich iſt in dieſer 
Hinſicht auch die letzte Statiſtik über das erſte 
Halbjahr 1932, die 98 Städte mit über 50 000 
Einwohnern erfaßt. Die Geſamtbevölkerung die— 
ſer 98 Groß- und Mittelſtädte betrug am 1. Ja⸗ 
nuar 1932: 23 094 300 Seelen. Am 1. Juli zählten 
dieſelben Städte nur noch 23 031700 Einwohner, 
alſo 62 600 weniger. In derſelben Zeit hatten 
aber drei Städte (München, Lübeck und Roſtock) 
Gebietserweiterungen mit einem Bevölkerungs⸗ 
zuwachs von 6200 Perſonen zu verzeichnen. Der 
tatſächliche Bevölkerungsrückgang im 1. Halbjahr 
1932 betrug 69 900 oder 6 v. T. Allerdings hat 
ſich gegenüber dem 1. Halbjahr 1931 die Abwan⸗ 
derung aus den Großſtädten nicht verſtärkt, ſon⸗ 
dern etwas vermindert. Die Arſache hierfür liegt, 
wie in den Mitteilungen des Deutſchen Städte⸗ 
tages hervorgehoben wird, ausſchließlich in dem 
Rückgang der Wanderungen, d. h. die Wande— 
rungsbewegung von und zu den Städten iſt in⸗ 
folge der ungünſtigen Beſchäftigungsmöglichkeiten 
immer mehr zum Stillſtand gekommen. Der ge⸗ 
ſamte Wanderungsverluſt der deutſchen Groß⸗ 
und Mittelſtädte betrug im 1. Halbjahr 1932 
83 300 gegen 100 000 in der gleichen Zeit des 
Vorjahres. 
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Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Am 26. und 27. Oktober 1932 hat das Reichs⸗ 
aufſichtsamt für Privatverſicherung folgende Ent- 
ſcheidungen getroffen: 


1. „Europa“ Bauſparkaſſe e. G. m. b. H., Osnabrück: 
Es iſt Antrag auf Eröffnung des Konkurſes zu 

ſtellen. Ferner wird der Kaffe der Geſchäfts⸗ 

betrieb unterſagt. 

2. „Bauſpar“ Allgemeine Bauſpar-Geſellſchaft für 

Haus⸗ und Grundbeſitz m. b. H., Wiesbaden: 

Es iſt Antrag auf Eröffnung des Konkurſes zu 
ſtellen. 

3. „Säntis“ Erſte Deutſch⸗Schweizeriſche Bau- und 
Hypotheken⸗Spar⸗Geſellſchaft m. b. H., Wiesbaden: 

Es iſt Antrag auf Eröffnung des Konkurſes zu 
ſtellen. 

4. Heimkredit⸗Geſellſchaft m. b. H., Berlin: 

Der Geſchäftsbetrieb wird unterſagt. Die be⸗ 
ſtehenden Bauſparverträge werden vereinfacht ab- 
gewickelt. Die Unterfagung des Geſchäftsbetriebes 
wirkt wie ein Auflöſungsbeſchluß. Die Liquida⸗ 
tion wird einem vom Reichsaufſichtsamt noch zu 
beſtimmenden Liquidator übertragen. 

5. Deutſche Eigenheimgeſellſchaft e. G. m. b. H., 
Frankfurt a. M.: 

Das bei der Geſellſchaft beſtehende Zahlungs- 
verbot wird mit Wirkung vom 1. November 1932 
aufgehoben. 

6. „Quelle“ Allgemeine Zweckſparkaſſe G. m. b. H., 
Stuttgart: 

Das der Geſellſchaft auferlegte Zahlungsverbot 
wird bis zum 1. Juli 1933 verlängert. 

7. Thuringia A.⸗G. in Liquidation, Eiſenach: 

Es wird eine Ausnahme vom beſtehenden Zah— 
lungsverbot beſchloſſen. 


In der Sitzung des Berufungsſenates des 
Reichsaufſichtsamts für Privatverſicherung vom 
3. November 1932 wurden zurückgewieſen: 

1. die Berufung der „Sonne“ Zweckſparkaſſe 
A.⸗G. in Berlin gegen die Senatsentſcheidung vom 
20. Juli 1932 (Unterſagung des Geſchäftsbetriebes 
mit der Anordnung, daß dieſe wie ein Auflöſungs⸗ 
beſchluß wirkt, und Beſtellung eines Liquidators), 

2. die Berufung der „Zenith“ Bauſpargeſell— 
ſchaft m. b. H. in Nürnberg gegen die Senatsent⸗ 
ſcheidung vom 1. April 1932 (Antrag auf Eröff⸗ 
nung des Konkurſes). 


Die Großhandelspreiſe Anfang Oktober 1932. 


An den Warenmärkten hat die überwiegend 
ſchwache Preistendenz auch in der erſten Oktober— 
hälfte angehalten. Die Geſamtindexziffer der 
Großhandelspreiſe iſt unter Schwankungen leicht 
geſunken und hat in der zweiten Oktoberwoche 
mit 94,6 einen noch nicht verzeichneten Tiefpunkt 
erreicht. Die Rohſtoffpreiſe, die ſich nach dem 
Preiseinbruch von Anfang September zunächſt 


behauptet hatten, ſind Mitte Oktober erneut zu⸗ 
rückgegangen; indes liegt die Inderziffer für in⸗ 
duſtrielle Rohſtoffe und Halbwaren mit 88,5 noch 
über ihrem Tiefſtand von Ende Juli (86,5). 


Die Sparkaſſen im September. 


Nach der Veröffentlichung des Statiſtiſchen 
Reichsamts hat die im Auguſt einſetzende Beſſe— 
rung im September nicht angehalten. Die Spar⸗ 
einlagen ſind wieder von 9734 auf 9730 Millionen 
RM zurückgegangen. Die Gutſchriften blieben 
mit 366 Millionen um rd. 9 Millionen RM hin⸗ 
ter dem Vormonat zurück, wobei man allerdings 
berückſichtigen muß, daß die Gutſchriften aus 
Aufwertung diesmal nur 6,3 gegen 24,3 Millio⸗ 
nen RM im Auguſt ausmachen. Schwerer wiegt, 
daß die Auszahlungen wieder geſtiegen ſind: von 
359 Millionen im Auguſt auf faſt 371 Millionen 
RM im September. 


Bewegung der Inſolvenzenwelle. 


Die Zahl der Konkurſe und Vergleichsverfahren 
iſt in den Monaten Auguſt und September wei— 
ter geſunken. 

Der Höhepunkt der Inſolvenzenwelle war im 
Oktober und November vergangenen Jahres er⸗ 
reicht worden. Seitdem gehen die Zahlungsein⸗ 
ſtellungen in einem Tempo zurück, wie es nur 
im Frühjahr 1926 (nach der damaligen Kriſe) zu 
beobachten war. Die Zahl der Inſolvenzen iſt 
gegenwärtig wieder annähernd ſo gering wie im 
Jahr 1928, dem letzten Jahr der Hochkonjunktur. 


Verringerte Schrumpfung des Pfandbrief⸗ 
umlaufes. 


Die Statiſtik der Boden- und Kommunalkredit⸗ 
Inſtitute per 30. Septbr. 1932 weiſt einen weiteren 
Rückgang des Umlaufes an Schuldverſchreibungen 
der Inſtitute um 43,2 (47,7) Mill. Mark für Sep⸗ 
tember aus. Der Pfandbriefumlauf hat ſich um 
35,7 (42) Mill. RM verringert, wovon 20,9 (26,3) 
Mill. RM auf Goldpfandbriefe entfallen. Der 
Zugang in Bruttoverkauf uſw. betrug 34,6 (17) 
Mill. RM und verteilt ſich mit 22,5 (10,6) auf 
Hypothekenbanken, 9,6 (6) Mill. RM auf öffent⸗ 
lich⸗ rechtliche Kreditanſtalten und 2,5 (0,5) Mill. 
RM auf ſonſtige Anſtalten. Von dem Abgang 
im Geſamtbetrage von 55,6 (43,3) entfallen 37,3 
(30,3) auf Hypothekenbanken, 17,8 (12,2) auf 
öffentlich⸗rechtliche Kreditanſtalten und 0,4 (0,7) 
Mill. RM auf ſonſtige Anſtalten. — Der durch⸗ 
ſchnittliche Nominalzinsfuß der umlaufenden 
Pfandbriefe iſt unverändert geblieben. Der 
Durchſchnittszins im Zugang iſt mit 5,94% etwas 
niedriger als im Vormonat, da der Betrag der 
neu ausgegebenen 4½ igen Oſthilfe-Entſchul⸗ 
dungsbriefe ſich von 44 200 auf 1477 100 RM 
erhöht hat. 
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